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Sie lesen heule die beiden letzten Kapitel aus ,HANDBUCH DES WELTKOMMUNISMUS", herausgegeben
von Professor Dr. J. M. Bochenski und Professor Dr. G. Niemeyer: Kapitel XIV ,Die Situation des Indivi-
duums” und Kapitel XV ,Zur Kritik des Kommunismus"”, Kapitel XIV wurde von den Herausgebern aus
dem englischen Manuskript iibersetzt und mit einem Anhang versehen. Mit der Verdiientlichung der beiden
letzten Kapitel ist der Vorabdruck aus dem demnichst im Verlag Karl Alber, Freiburg/Miinchen, erschei-

nenden Werke beendigt.

A. Einleitung

§ 1. DIE HERRSCHER UND DIE BEHERRSCHTEN

Die Kommunisten von heute haben, obwohl sie sich selber stolz
wissenschaftliche Sozialisten nennen, ihr System dennoch auf reinem
Glauben aufgebaut, und zwar auf einem falschen Glauben. Der
Glaube, der ihrem System zugrunde liegt, besagt ndamlich, daB die
menschliche Natur durch das Privateigentum verdorben wurde und
daB die Abschaffung des Privateigentums an den Produktionsmitteln
die Menschheit mit Sicherheit erlosen werde (II. § 23 f). Eine wahrhaft

~wissenschaftliche Einstellung zu einem Problem verlangt jedoch, daB
“man die Tatsachen selbst dann anerkennt, wenn sie den eigenen vor-

gefaBten Meinungen zuwiderlaufen. Die Tatsachen sind nun folgende:
Das Privateigentum an den Produktionsmitteln wurde im sowjetischen
Gesellschaftssystem im Jahre 1917 abgeschafft. Es sind seither fast
vierzig Jahre vergangen. Neue Generationen wurden unter dem
sowjetischen System aufgezogen. Es hdtte eine neue Mentalitat ent-
stehen sollen, eine Mentalitat der sozialen Verantwortung, der frei-
willigen Disziplin und des Willens, mit allen Kraften zu arbeiten.
Dies ist es zumindest, was uns der sozialistische Glaube erwarten lieBe.

Statt dessen werden die Sowjetbiirger, nach all diesen Jahren,
von einem allmachtigen Staat regiert, der keinerlei Anzeichen des
«Absterbens” zeigt. Die Disziplin wird schroff von oben angeordnet.
Die Hoffnungen auf eine neue und erléste menschliche Natur sind
nicht erfullt worden. Die Sowjetgesellschaft ist scharf getrennt in
Herrscher und Beherrschte, Es ist kein Zeichen von Harmonie in der
Beziehung zwischen der ,Gesellschaft” und dem ,Staat“ vorhanden.
Wir miissen daher die Frage aufwerfen, die den Priifstein fiir alle
Gesellschaften bildet, die unter der Herrschaft des Staates stehen:
Wie ergeht es den Regierten unter der Herrschaft der sie regierenden
Gruppe?

Gegenwartig besitzen die kommunistischen Herrscher mehr Macht
und tiben sie mit weniger Riicksicht auf das Gliick und Wohlergehen
der lebenden Menschen aus als die Herrscher einer Gesellschaft, die
gianzlich oder teilweise auf dem Privateigentum beruht. In einer so-
zialistischen Gesellschaft steht der Einzelmensch Machthabern gegen-
uber, die sowohl die politische Autoritat als auch den Arbeitgeber dar-
stellen. Wenn er nun mit seinen Arbeitsbedingungen unzufrieden ist,
dann gibt es keine hohere Instanz, an die er appellieren konnte, denn
der Staat hat sowohl das Monopol der Beschdftigung als auch das
Monopol der Gewalt. Wenn er politisch anderer Meinung ist, dann
kann der Staat nicht nur gesetzlichen und politischen Zwang gegen
thn anwenden, sondern ihm auch eine Existenz versagen. Auf diese
Weise iben die Herrscher in einem sozialistischen Staat — ganz ab-
gesehen von ihren Absichten — eine Macht aus, die total ist, weil sie
eben das ganze Leben des Einzelmenschen umfaBt. Und sie hand-
haben diese Macht nicht zum Wohlergehen der lebenden Generationén,
sondern im Interesse einer Politik, die auf eine noch von niemandem
prazis umschriebene nebelhafte Zukunft ausgerichtet ist.

Dazu kommt noch, daB im sozialistischen Staat alle Faktoren aus-
geschaltet wurden, die durch Widerstreit und Wettbewerb einander
das Gleichgewicht halten, In freien Gesellschaften, selbst wenn sie

unvollkommen sind, besteht insofern ein wertvoller Schutz fiir den
Einzelmenschen, als Krafte, die ihn bedrohen kénnten, wiederum durch
andere Krifte im Gleichgewicht gehalten werden (organisierte Arbeit-
nehmer gegen organisierte Arbeitgeber, landwirtschaftliche Produzen-
ten gegen Verbraucher, politische Opposition gegen die an der Macht
befindliche Partei, verschiedene ideologische Gruppen, die miteinander
in Wettbewerb stehen usw.). Der Einzelmensch kann nicht so leicht
niedergetreten werden, weil er an verschiedene soziale Krdfte appel-
lieren kann, die einander die Waage halten und zusammen das kom-
plexe Spektrum einer freien Gesellschaft bilden. Dieser Schutz des
Einzelmenschen fehlt in der kommunistisch regierten Gesellschaft. Die
Kommunistische Partei erhebt den alleinigen Anspruch, die ganze Ge-
sellschaft zu vertreten, und bestimmt allein die Interessen der ver-
schiedenen Bevdlkerungsschichten. Auf diese Weise hingt das Wohl-
ergehen samtlicher Einzelmenschen gdanzlich vom Urteil einer Gruppe
ab, die die Partei regiert und auch den Staat beherrscht, Setzt man
voraus, dab diese Fiihrer fehlbare menschliche Wesen sind, so konnen
die Irrtimer in ihren Urteilen trotzdem nicht vor einer hoheren Instanz
angefochten werden. Man kann sie nicht auf dem Wege einer freien
Wahl durch eine andere Garnitur von Herrschern ersetzen, und sie
haben keine offiziell anerkannte Konkurrenz in ihrem Anspruch auf
die alleinige Macht. Thr Wort ist letzte Entscheidung. Thre Politik be-
einfluBt und stempelt alle Aspekte des Lebens der beherrschten Ein-
zelmenschen, Selbst der lelzte Ausweg, die Emigration, ist den Oplfern
ihrer Herrschaft versperrt.

B. Der Burger im Sowjetstaat

§ 2. DER WAHLER

Der Biirger einer Demokratie besitzt eine Waffe der Verteidi-
gung gegen seine Regierung, namlich den Wahlzettel, Bei
jeder periodischen Wahl hat er die Maoglichkeit, dazu beizutra-
gen, daB eine Partei von der Macht abgelost wird, deren Politik
seinen Interessen oder dem Wohlergehen des Landes abtrdglich zu
sein scheint. Der Politiker hat offentlich Rechenschaft abzulegen vor
seiner Wahlerschaft, die sich aus Durchschnittsmenschen zusammen-
setzt. Diesen wertvollen Schutz besitztder Einzel-
mensch imSowjetstaate nicht.

Artikel 3 der Sowjetverfassung erklart nachdriicklich: ,Alle Macht
in der UdSSR gehért den Werktiligen in Stadt und Land . ..* (Ver=
fassung der Union der Sozialistischen Sowjet-
republiken, Berlin 1947, S. 7).

Die einfachste Weise, die Wahrhaftigkeit dieser Behauptung zu
tiberpriifen, besteht darin, einen Blick auf die sowjetischen Wahlen
zu werfen, die diesem herrschenden werktiatigen Volk von Stadt und
Land die Moglichkeit bieten sollten, seine Macht auf die praktischste
Art auszuiiben. :

Aber diese Wahlen sind nichts als ein Hohn,
und zwar aus mehreren Griinden.

1. Wahlen haben dann einen Sinn, wenn der Waihler die Wahl
zwischen zumindest zwei miteinander im Wettbewerb stehenden
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Parteien hat. Die Sowjetunion kennt jedoch nureine einzige
gesetzlich existierende Partei, die nicht einmal in
ihrem eigenen SchofBe rivalisierende Gruppen zulaBt.
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Die Kommunistische Partei ist stolz darauf, sich selber als ,monoli-
thisch" zu bezeichnen (IV § 10). So weiB denn der sowjetische Wahler
von vornherein, wenn er periodisch zu den Urnen geht, dafi sein
Stimmzettel jene grundlegende Tatsache nicht zu dandern vermag, daf
die einzige bestehende Partei ihre monopolistische Machtstellung wei-
ter behalten wird, Er hat keine andere Wahl.

2. Er hat nicht einmal die Wahl zwischen zwei
Kandidaten der Kommunistischen Partei fiir die einzelnen Wahl-
kreise,

Eine solche Wahl wiirde zwar nicht die Politik der Partei verdandern,
aber der Wahler wiirde zumindest einen Mann in die gesetzgebenden

Korperschaften entsenden, dem er personlich den Vorzug gibt gegen-
uber einem anderen Kandidaten, den er nicht schdtzt. Bisher hat es
immer nur einen einzigen Kandidaten gegeben, der von

der Partei und von den durch die Partei kontrollierten Organisationen
fiir jeden Wahlbezirk vorgeschlagen wurde. Auf diese Weise hat der
sowjetische Wihler nur folgende traurige Wahl: entweder seine
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Stimme Iwan Petrow, dem einzigen offiziell angemeldeten Kandidaten,

zu geben oder dessen Namen durchzustreichen, was einer Stimmabgabe
gegen ihn gleichkommt, oder aber dessen Namen durch einen anderen

zu ersetzen, wodurch der Stimmzettel ungiiltig wird. =

3. Alle sowjetischenWahlen bringen mitmath e-
matischer Sicherheit praktisch dasselbe Ergeb-,
nis. Der von der Partei unterstiitzte Kandidat erhdlt 99,5 bis
fast 100 Prozent Ja-Stimmen, wahrend der verbleibende, unendlich
kleine Bruchteil Nein-Stimmen oder ungtiltige Stimmen sind ') (s. An-
hang § 39).

Dieser verschwindend kleine Prozentsatz von Gegenstimmen wird
vielleicht dazu benotigt, um naiven Leuten zu beweisen, dafB die sowje-
tischen Wahlen ,frei” sind. Die Geschichte kennt indessen keinen ein-
zigen Fall, wo sich freie Menschen zu 100%o iiber alle politischen
Fragen einig gewesen waren und diese Ubereinstimmung ihrer Auf-
fassungen wiederholt bei mehreren aufeinanderfolgenden Wahlen
fortgedauert hatte.

4. Das sowjetische Wahlgesetz gibt stillschweigend zu, daf die
Wahlen ein Hohn sind.

So tragt z. B. das Wahlgesetz fiir die Wahlen zu den lokalen Sowjets
(regionale, Kreis-, Stadi- oder Dorfrdate) Sorge fiir die Abgabe der
Stimmzettel auf Fernziigen 2),

Der Passagier eines solchen Zuges erhdlt von den Behorden seines
Wohnortes einen Stimmzettel fiir Abwesende. Dies ermoglicht es ihm,
seine Stimme im Zuge abzugeben. Am Wahltag geht ein kleiner Wahl-
ausschuff den Zug entlang und verteilt Stimmzettel mit den vorge-
druckten Namen des einzigen und offiziell zugelassenen Kandidaten
an die Passagiere. Es sei angenommen, daB er Kandidat fiir einen
lokalen Stadtsowjet (Stadtrat) ist. Die Passagiere des Zuges wohnen
jedoch in verschiedenen Stadten; welche ist nun die Stadt, in
deren Sowjet sie den von der Pariei vorgeschlagenen Abgeordneten
zu entsenden haben? Dies wird durch das Wahlgeselz in einfacher
Weise gelost; ihre Stimmen werden den Stimmen der stdandigen Ein-
wohner jener Stadt zugezahlt, in der der Zug zuerst nach der Stimm-
abagabe anhdlt. Sie kennen weder den Kandidaten noch machen sie sich
besendere Gedanken tiber die Stadt, die die meisten unter ihnen noch
niemals gesehen haben. Dennoch werden sie aufgefordert, ihre Stimm-
zetlel abzugeben, um so die sozusagen einstimmigen Resultate der
Wahlen zu erhohen, an der auch die Stadteinwohner teilzunehmen
aufgefordert sind.

Die letzten Wahlen zum Obersten Sowjet der UdSSR wurden nach
dem Tode Stalins im Madrz 1954 abgehalten. Die Ergebnisse waren
die gleichen wie zu seinen Lebzeiten: Die offiziellen Parteikandidaten
fiir das eine Gremium der Gesetzgebung erhielten 99,79 Prozent Ja-
Stimmen, die fiir die andere gesetzgebende Versammlung 99,84 Pro-
zent Ja-Stimmen ¥).

§ 3. DIE KONFLIKTE IN DER GESELLSCHAFT

Der Sowjetbiirger weill genau, daBl er Uber keinerlei Rechtsschulz
verflgt. In einer Demokratie dagegen gibt es die vom Staat garan-
tierten individuellen Freiheiten. Die Demokratie gibt offen
dasVorhandenseinvonKonflikten zwischen dem Staat
und dem Einzelmenschen sowie zwischen der Majoritdt und der ver-
schiedenen Minoritaten zu. Sieschiutzt jedochden Einzel-
menschen und die Minoritaten durch gesetzlich
garantierte Freiheitrechte. Dasallerdingsbleibt
dem Sowjetbirger versagt. :

Die Kommunisten leugnen emphatisch, daB es solche Interessen-
konflikte innerhalb des kommunistischen Staates geben konne, weil —
wie sie sagen — dieser Staat eine Gesellschaft ‘'ohne rivalisierende
Klassen darstellt (IX. § 1—4).

Ein wichtiger Leitartikel der Pra wda vom 6. VII. 1956 tischt feier-
lich das alte, zu Stalins Zeiten oft gehorte Mdrchen wieder auf: ,In-
folge des Sieges des Sozialismus ist nun in der Sowjetunion eine
neue und homogene Gesellschaft entstanden. Diese Gesellschaft hat
weder antagonistische Klassen noch soziale Gruppen, deren Interessen
nicht tibereinstimmen wiirden,” Es wird hinzugefiigt, daB die kommu-
nistische Regierung selbst ein kollektives Individuum sei (ein sich
selbst widersprechender und nebelhafter Begriff), das die Interessen

1) Uber den Mechanismus der sowjetischen Wahlen und die Wahlergehnisse siehe; W. W.
Kulski, The Soviet Regime, 2nd ed., Syracuse University Press, Syracuse 1956, S5S.
132—146 und 753—755.

2) Das Wahlgesetz der Russischen SFSR in: Iswestija, 8 XIl. 1950.

3) .Soobsécnije centralnoj izbiratelnoj komissii po vyboram v Verchownyj Sovet SSS5R po
itogam vyborov 14, marla 1954 goda®, Prawda, 18 I1. 1954,
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samtlicher unter kommunistischer Herrschaft lebenden Einzelpersonen
gerecht vertritt, So sagte z. B, der versiorbene A. A. Vysinskij von der
Tribiine der Vereinten Nationen:

.[In einer Gesellschaft ohne rivalisierende Klassen] kann es keinen
Gegensatz zwischen der Regierung und dem Einzelmenschen geben,
da ja die Regierung tatsdchlich das kollektive Individuum darstellt”
(Rede von A. A. Vysinskij in der Generalversammlung der UNO,
United Nations, Official Records of the Third
Session of the Assembly, 183rd Plenary Meeting, S. 929).
Diese Art der metaphysischen Argumentation fiithrt zur Identifizie-
rung der Regierung (des kollektiven Individuums), das aber in Wirk-
lichkeit nur aus einigen wenigen Individuen besteht, mit zweihundert
Millionen Individuen, die die Bevélkerung der UdSSR darstellen und
von dieser Regierung regiert werden.

Der gesunde Menschenverstand besagt aber, daf es in allen Ge-
sellschaften Konflikte gibt, weil es schon bei zwei beliebigen Indivi-
duen keine dauernde Identitdt der Interessen geben kann. Im spezi-
fischen Fall der Sowjetunion kann man sagen, daB die Konflikte
deshalb nicht offentlich besprochen werden koénnen, weil die unbot-
maBigen Stimmen bald zum Schweigen gebracht wiirden. Gibt es aber
nicht trotzdem dort unausgesprochene und latente Interessenkonflikte?

Sind etwa die sowjetischen Bauern glicklich {iber den Umstand, daB
ihnen Inlandspasse verweigert werden, die nur die Einwohner der
Stadte erhalten, und daB eine Person ohne einen solchen PaB sich nicht
gesetzlich innerhalb der Stadtgrenzen ansiedeln kann? 4)

Besteht nun nicht ein Konflikt zwischen den so an ihre Dorfer gekette-
ten Personen und der Regierung, die diese Vorschrift erlassen und in Kraft
gesetzt hat? Kommt den Bauvern diese Regierung ils ein ,kollektives”
Individuum vor, das angeblich auch die Interessen der Bauern vertritt?

Besteht nicht ein latender Konflikt zwischen den Industriearbeitern, deren
Léhne und Produktionsnormen von der Regierung ohne jede Spur
eines kollektiven Feilschens festgesetzt werden, und der Regierung,
die plotzlich sehr wirtschaftlich denkt, wenn es um Lohne geht, und
die sehr genau ist, wenn es sich um die Erhohung der Produktions-
normen handelt? Besteht nicht ein latender Konflikt zwischen denselben
Arbeitern und dem Direktor der staatlichen Fabrik, der weiB, daB er
grofziigige Pramien iiber sein hohes Gehalt hinaus zu erwarten hat,
wenn er aus seinen Arbeitern die héchstmégliche Produktion heraus-
preBt? Gibt es keinen Konflikt zwischen einem religiosen russischen
Vater oder Mutter, die still und hilflos zusehen miissen, wie ihr Kind
in der staatlichen Schule im Geiste des Atheismus erzogen wird, und
der Partei, die sich der atheistischen Auffassung verschrieben hat? Es
mufB wohl auch eine gewisse Verschiedenheit unausgesprochener Mei-
nungen geben zwischen den Parteifiihrern mit ihrem konservativen
viktorianischen Geschmacdk auf dem Gebiet der Musik und der bilden-
den Kiinste und einem gebildeten Sowjetbiirger, der sich nach moder-
ner Kunst und Musik sehnt, seinem Geschmack aber nicht offen Aus-
druck zu verleihen vermag.

Man kann die Zahl der Beispiele vervielfachen, doch immer wird
eines feststehen: In keiner Gesellschaft sind die Menschen Automa-
ten, sondern haben ihre eigenen individuellen Ideen und Interessen,
und keine Gesellschaft, einschlieBlich die kommunistische, kann
diesen Ideen und Interessen gegeniiber immun sein. In einer Demo-
kratie werden diese Konflikte offen zum Ausdruck gebracht und
durch einen Mechanismus von freien Wahlen und Entscheidungen
von gewdahlten gesetzgebenden Kérperschaften geregelt, in denen
verschiedene soziale Gruppen vertreten sind und einander das Gleich-
gewicht halten. Diese Ausdrucksmittel fehlen indessen in der kommu-
nistischen Gesellschaft.

C. Der Fabrikarbeiter

§ 4. INDUSTRIALISIERUNG OHNE SOZIALISMUS

Sowjetische Quellen behaupten, daB ihr Regime die Diktatur des
Proletariates sei ?).

Die Redner des XX. Parteikongresses hoben hervor, daf das Prole-
tariat oder die Arbeiterklasse die flihrende Klasse in einer ,sozialisti-
schen" Gesellschaft ist. Wir wissen, daB die sowjetischen Arbeiter,
ebenso wie alle anderen sowjetischen Staatsbiirger, keine politische
Macht haben, Man wiirde jedoch erwarten, daB sie von der Kommuni-
tischen Partei verzartelt wirden. In Wirklichkeit jedoch kiirzte Stalin
die allzu einfache Formel Lenins, daB Sozialismus ,die Sowjets plus
Elektrifizierung” sei, noch weiter. Lenin meinte Industrialisierung,
als er das Wort ,Elektrifizierung” gebrauchte. Die Sowjets (Rite)
jeder Stufe wurden zu einfachen Maschinen reduziert, die den Willen
der Parteifiihrung registrierten. So blieb nur die Industrialisierung
ubrig. Vom ersten Fiinfjahrplan an standen die Parteifihrer im Banne
einer raschen Industrialisierung der Sowjetunion. Eine rasche Indu-
strialisierung erfordert jedoch Tiichtigkeit, Fachkenntnis und Begiin-
stigung der Interessen jener Gruppe von Arbeitskraften, nach denen
eine starke Nachfrage und von denen nur ein geringes Angebot
besteht Das hat zu einer starken Differenzierung der Einkommen
gefiihrt. Die Partei hat weitgehend sowohl fiir die sogenannten Lei-
ter der Produktion (Spitzen der Administration, des Betriebes und
tichtige Intellektuelle) gesorgt, als auch fiir jene, deren Aufgabe es
ist, das glatte Funktionieren des Staatsapparates zu gewdhrleisten.
Die angebliche Gesellschaft von ,Gleichen”" wies
eine immer stdrkere Gliederung in Schichten auf.
Im Schatten der imponierenden Pyramide von neu gegriindeten Indu-
strien entstand eine andere Pyramide, die Pyramide einer in Schich-
ten gegliederten Gesellschaft, die von Karl Marx wohl schwerlich als
die Erfiilllung seiner Traume bezeichnet worden wire 9).

§ 5. ARBEITSDISZIPLIN

Der Arbeiter ist einer jener gewohnlichen Sowjetmenschen, der
die Last der Industrialisierung zu bezahlen gehabt hat. Es wurde ihm
bedeutet, daB er dem Leiter der Produktion zu gehorchen habe: dem
Direktor, dem Werkstattleiter und dem Vormann. Die berithmte Ein-
mann-Kommandogewalt Stalins ist in Kraft geblieben. VerstoBt ein
Angestellter (alle stadtischen Werktitigen, die Fabrikarbeiter mit
inbegriffen, sind Angestellte des Staates) gegen die Arbeitsdisziplin,
SO hat sein Vorgesetzter das Recht, eine entsprechende Strafe iiber
ihn zu verhdngen, ndmlich eine Verwarnung, eine Versetzung an
einen schlechter bezahlten Arbeitsplatz fiir eine begrenzte Zeit oder
fir stindig, und schlieBlich die Entlassung. Die Angestellten der

43;] E’i‘cus' Stidenikin. Sovetskoje administratelnoje pravo, Moskva 1949,

SS] ﬁ]?A Askerov, Sovetskoje gossudarstvennoje pravo, Moskva 1948,

6) W. W. Kulski, ,Classes in the ,Classless State’”, Problems of
January-February, 1955, Nr. 1, SS. 20—28. s e

Eisenbahnen, des FluB-, See- und Luftverkehrs, der Post und einiger
anderer Zweige haben schwerere Strafen, wie Gefangnis bis zu zehn
Tagen, auf einfachen Entscheid ihres Vorgesetzten hin zu gewar-
tigen. Alle Disziplinarstrafen werden vom jeweiligen Vorgesetzicn
verhangt, ohne daB die Gewerkschaften das Recht einer Einsprache
haben 7).

Es ist hier zu erwahnen, daB die sowjetischen Gewerkschaften
zusammen mit den Industrien ,verstaatlicht" und zur Rolle eines
anderen Armes des Arbeitgebers, des Staates, reduziert wurden.
Streiks sind ungesetzlich,

und zwar nach einer eher scherzhaften Formulierung durch Zinovijev
im Jahre 1918: ,Ich frage Sie, warum und von wem Sie Unabhdngig-
keit von Ihrer eigenen Regierung brauchen?” (Wserossijskij
sjezd profsojuzov, Moskva 1918, S. 75).

In dieser Regierung sitzt kein einziger tatsachlicher Arbeiter (s. IV,
§ 3), trotzdem nennt sie sich aber ein Arbeiterregime. Diese Behaup-
tung, ein Arbeiterregime zu sein, wurde aufgestellt, um die Umwand-
lung der Gewerkschaften in Werkzeuge des Arbeitgebers, des Staates,
zu rechtfertigen.

§ 6. KOLLEKTIVVERTRAGE; GEWERKSCHAFTEN

Die grundlegende Besserung der Arbeitsbedingungen bildet nicht
das Ziel der Kollektivvertrage; die Lohne und die Lange der Arbeits-
zeit werden namlich einseitig von der Regierung festgesetzt 8).

Die Regierung und die staatlichen Direktoren bestimmen auch das
minimale Produktionssoll, das der Arbeiter wahrend eines Arbeits-
tages zu erfiillen hat *). Die jahrlichen Kollektivvertrage, die zwischen
der Fabrikdirektion und der lokalen Gewerkschaft abgeschlossen wer-
den, haben ebensowenig EinfluB wie die sowjetischen Wahlen. Der
Allrussische Zentralrat der Gewerkschaften — zusammengesetzt aus
vertrauenswiirdigen Parteimitgliedern — und das Bundesministerium
fur einen Industriezweig legen jedes Jahr einen Musterkollektiv-
vertrag fur alle zum betreffenden Ministerium gehoérenden Unter-
nehmen fest. Dann kopieren die Direktion und die lokale Gewerk-
schaft in irgendeiner Fabrik diesen Mustervertrag und fiigen die not-
wendigen ortlichen Einzelbestimmungen ein. Um sicher zu sein, daB
ein lokaler Kollektivvertrag nicht vom Muster abweicht, muBl er
registriert und vom Allrussischen Zentralrat der Gewerkschaften so-
wie vom zustindigen Ministerium gutgeheiBen werden.

Jeder Kollektivvertrag hat zwei hauptsdchliche Aspekte: die Ver-
pflichtung der Direktion und der Gewerkschaft, das von den staatlichen
Behorden vorgeschriebene Produktionssoll zu erfiillen, und die Ver-

7) Uber das sowijelische System der Arbeitsdisziplin sieche: W, W. Kulski, The Soviet

Regime, SS. 367—388.

8) Ubgr die Regelung der Arbeitszeit siehe: Kulski, SS, 339—344, und iiber die Festsetzung
der Lohne siehe; ebd., S. 441.

9) Uber die Produktionsnormen siehe: e b d ., SS. 405—410.
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pflichtung der Direktion, gewisse Leistungen auf dem Gebiete des
Arbeitsschutzes und der Wohlfahrt auf sich zu nehmen. Die Bedeutung
dieses letzteren Teils des Vertrages wird schon durch die Tatsache ver-
mindert, daB sich die Direktion streng an das vom Staale gutgeheiflene
Budget des Unternehmens zu halten hat und nicht mehr Geld, als im
Budget erlaubt ist, fiir den Schutz und die Wohlfahrt der Angestellien
ausgeben kann. Gegenwartig tibernimmt die Direktion lediglich die
Verpflichtung, ihr Méglichstes innerhalb des budgetiren Rahmens zu
tun, Es ist streng verboten, in den Kollektivvertrag andere Lohntarife
einzubauen als die von der Regierung festgesetzten 10),

Dazu kommt noch, daB die Gewerkschaften standig von der Partei
aufgefordert werden, die Direktion bei der Erhohung der Disziplin
und der Arbeitsproduktivitat der Angestellten zu unterstiitzen.

Der letzte Kongreli der Gewerkschaften, der elfte, der im Jahre 1954
abgehalten wurde, wiederholte die traditionellen Pflichten der sowje-
tischen Gewerkschaften: die Mobilisierung der Angestellten zur Erfiil-
lung und Ubererfiilllung des Fiinfjahrplanes, die Senkung der Pro-
duktionskosten, die Erh6hung der Qualitat der Erzeugnisse, groBere
Arbeitsproduktivitdt, sozialistischer Wettbewerb und eine weitere An-
wendung der Akkordlohne und des Pramiensystems 11).

Die sowjetische Gewerkschaft ist derzeit ein Wachhund mehr, um
den Angestellten im Auge zu behalten und ihn zu mehr und bes-
serer Arbeit zu zwingen. Ihr Nutzen fiir den sowjetischen Angestell-
ten ist auBerst beschrankt; nur wenn die Direktion sorglos mit ihren
im Budget bewilligten Einnahmen bei der Ausrichtung von Leiztun-
gen an die Angestellten umgeht oder anderswie die staatlichen Vor-
schriften verletzt, nur dann darf die Gewerkschaft eingreifen und die
Interessen ihrer Mitglieder verteidigen.

Schon der Begriff eines kollektiven Konfliktes zwischen Arbeit-
geber und Arbeitnehmer ist verbannt, da ja der Staat selber der Ar-
beitgeber, der Unternehmer ist. Der einzige Arbeitskonflikt, der in
diesem Land der Diktatur des Proletariats anerkannt wird, ist eine
Meinungsverschiedenheit zwischen der Direktion und den Angestell-
ten tiber die Auslegung der staatlichen Vorschriften.

Es kann z.B. vorkommen, daB ein Arbeiter aufgefordert wird, am
Sonntag zu arbeiten, und daB er, im Gegensatz zu den staatlichen Vor-
schriften, dafiir keinen anderen Ruhetag erhidlt oder daB sein Lohn
falsch ausgerechnet wurde oder aber daB man ihm den Antritt seiner
jahrlichen Ferien verweigerte. Alle diese Konflikte, die den Staat selbst
nicht berithren, unterstehen der Rechtsprechung durch Schiedsgerichte,
die sich aus einer gleichen Zahl von Vertretern der Direktion und der
Gewerkschaft zusammensetzen, Da die Zahl der Verlreter der beiden
Parteien im Schiedsgericht gleich ist, kann keine die andere iiber-
stimmen.

Der Konflikt mufl also friedlich beigelegt werden. Der springende
Punkt hierbei ist jedoch, daf man im ,Arbeiterstaat” keine Entschei-
dung gegen die Direktion fdallen kann 12),

§ 7. DER ARBEITSTAG

Der Arbeitstag der sowjetischen Arbeiter und Bilroangestellten
wurde im Jahre 1940 von sieben bzw,. sechs Stunden auf acht Stunden
ausgedehnt. Das lieB sich damals durch die kritische internationale
Lage und spadter durch den Krieg selbst rechtfertigen. Man wird der
Partei gerne zugestehen, daB sie auBerstande war, den Siebenstun-
dentag sofort nach Einstellung der Feindseligkeiten wiederherzustel-
len, da die Aufgabe des Wiederaufbaus eine gewaltige war. Der Wie-
deraufbau wurde jedoch nach dem ersten Nachkriegs-Fiinfjahrplan
beendet. Man hatte also erwartet, daB der Vorkriegs-Arbeitstag 1951
wieder eingefiithrt wiirde. Stalin und spater seine Nachfolger waren
indessen derart von ihrer industriellen Macht besessen, daB erst der
XX. KongreB im Jahre 1956 die Riuckkehr zum Vorkriegs-Arbeitstaqg
verkiindete. Der Arbeitstag soll wieder auf sieben Stunden reduziert
werden ). Chruscev versicherte den Arbeitern feierlich von der Kon-
greBtribiine, daB die Wiedereinfiihrung des kiirzeren Arbeitstages
keine Lohnsenkungen zur Folge haben werde !'*). Da die meisten
sowjetischen Arbeiter nach Akkord entlohnt werden, miiBte dann ein
kiirzerer Arbeitstag durch eine Erhohung des Lohnanteils an der der-
zeitigen Produktion weltgemacht werden, die durch die Verkirzung
der Arbeitszeit eine Senkung erleidet. Kaum einen Monat nach dem
AbschluB des Kongresses wurde auch eine Verordnung erlassen
(8. IIL. 1956), die die Arbeitszeit an Sonnabenden und Vorabenden vor
offiziellen Ruhetagen auf sechs Stunden reduzierte (dies, plus
versprochener Siebenstundenarbeit an den iibrigen Wochentagen,
wird eine Arbeitswoche von insgesamt 41 Stunden anstatt der frithe-
ren 48 Stunden ergeben), aber ausdriicklich festlegte: ,Wo immer
Akkordlohn besteht, sind die Lohne nach der gegenwartigen Produk-
tion zu zahlen” *?). Gleichzeitig wurde es aber auch vermieden, die

10) Uber die sowjetischen Kollektivverirage siehe: e b d ., SS. 514—517.

11) .Postanovlenije XI. sjezda profsojuzov SSSR*, Prawda, 16. 6, 1954,

12) Uber das Verfahrzn zur Beilegung individueller Arbeitskonflikte siehe: Kulski, §S. 517—523.
13) Prawda, 15 11 .1956.

id) ebd,

15) Prawda, 9. IIl. 1956, S. 1.

Vergiitung fiir Arbeit an Sonnabenden zu erhohen. Auf diese Weise
wurde der sowjetische Arbeiter vor folgende Alternative gestellt;
entweder an Sonnabenden intensiver zu arbeiten und zu versuchen,
seine Produktion zu erhohen, oder weniger Geld nach Hause zu brin-
gen. Falls man dasselbe System bei der Reduktion des Arbeitstages
auf sieben Stunden anwendete, dann wiirden die Fabrikarbeiter im
allgemeinen ein geringeres Einkommen beziehen, da sie ihre lingere
Ruhezeit aus ihrer eigenen Tasche bezahlen miiBten.

§ 8. PRODUKTIONSNORMEN

Es besteht vielleicht noch eine andere Gefahr einer indirekten Kiir-
zung der Lohne. Der XX. ParteikongreB billigte namlich die von der
Regierung durchgefithrten Untersuchungen iber die Moéglichkeit der
Erhohung der Produktionsnormen. Jedem sowjetischen Arbeiter obliegt
die gesetzliche Verpflichtung, jeden Tag eine Minimalproduktions-
norm zu erfiillen. Diese Normen werden von der Direktion der Fabrik
ohne jegliche Befragung der Gewerkschaft festgesetzt, wahrend die
Regierung ihrerseits selber fiir gewisse Industrien eine zentrale Rege-
lung der Normen vornimmt. Die Partei hatte oftmals betont, daB diese
Normen nicht auf Grund der Durchschnittsergebnisse eines Betriebes
oder einer Industrie zu berechnen sind, sondern auf Grund einer von
den leitenden Direktoren und Ingenieuren vorgenommenen Berech-
nung, die in Betracht zieht, was man von einem Arbeiter erwarten
soll, und die von den Aktivisten erzielten Ergebnisse in Rechnung
stellt. Kaganowi¢, damals Prdasident des Regierungsausschusses fir
eine das ganze Land umfassende Revision der industriellen Produk-
tionsnormen und Lohne, beklagte sich vor dem XX. Kongrefi bitter
dartiber, daB mehr als die Hadlfte der Lohne fiir eine erhéhte Bezah-
lung, fir die Ubererfiillung der Normen und fiir andere Pramien ent-
richtet werden und folgerte hieraus, daB diese Normen zu niedrig
seien und ziemlich leicht tibererfiillt werden kénnten. Er und andere
KongreBredner machten es klar, daB man diese Normen als Folge der
gegenwadrtigen Regierungsuntersuchungen tber diesen Gegenstand
scharf erh6hen werde !%),

Das bedeutet, daB man beabsichtigt, den Reallohn der Arbeiter
zu senken, da es in Zukunft eine schwierige Aufgabe sein wird,
die Norm tuberzuerfiillen; auBerdem diirfte es dem Arbeiter schwer-
fallen, den gegenwartigen Gewinn aus dem Akkord herauszuschlegen.
Diese Ankiindigung kompensierte die verschiedenen Zugestdndnisse
des XX, Parteikongresses an die Fabrikarbeiter,

Die Nichterfiillung der Minimalnorm hat zwei Sanktionen zur Felge.
Die eine ist ein geringerer Lohn, da der Arbeiter genau im Verhalt-
nis zu seiner Produktion bezahlt wird. Die andere Sanktion ist eine
disziplinarische, da die systematische Nichterfiillung der Norm einen
Bruch der Disziplin darstellt. Doch kann ein sowjetischer Arbeiter,
der seine Produktionsnorm in — sagen wir — sechs Stunden erfiillt
hat, nicht ausruhen, nicht nachlassen, weil ,die Erfiillung der Produk-
tionsnorm vor dem Ende des Arbeitstages den Arbeiter nicht von der
Verpflichtung befreit, die Arbeit fortzusetzen und ,die ganze Arbeits-
zeit ausschlieBlich fiir produktive Arbeit zu verwenden’, d. h. seine
Arbeitszeit bis zum auBersten auszunutzen” (A. E. PaSerstnik, P ra-
vovyje voprosy voznagrazdenija za trud rabo-
cichi slusazcich. Moskva 1919, S. 234).

§ 9. ABSTUFUNGEN DER LOHNE

In einer Gesellschaft mit verstaatlichten Produktionsmitteln laBt
sich die soziale Gleichheit nicht anders messen als an Hand der Ein-
kommen und des Bildungsstandes. An diesen MabBstdben gemessen
ist die sowjetische Gesellschaft ebensoweit von der Gleichheit ent-
fernt wie jede andere, kapitalistische Gesellschaft. Derzeit wird das
Streben nach Gleichheit als ein primitiv-bauerlicher oder kleinbiirger-
licher Aberglaube angesehen. Die Partei fordert Arbeit und Wirksam-
keit und kann dies nur durch materiellen Ansporn erhalten. Artikel
12 der Verfassung sagt: ,Jeder nach seinen Fahigkeiten, jedem nach
seiner Leistung.” Die Schwierigkeit beginnt, wenn man nach einem
gemeinsamen VergleichsmaBstab Ausschau hdlt, der allgemein aut
alle Staatsangestellten anwendbar ist.

Die sowjetischen Kommunisten behaupten, daB sie einen solchen
VergleichsmaBstab in der Menge und Giite der geleisteten Arbeit ge-
funden haben. Doch lassen sich nur vergleichbare Werte vergleichen;
so kann man die Menge der von zwei Maurern gelegten Ziegel mes-
sen oder die Qualitat der Arbeit von zwei Backern oder zwei Schnei-
dern vergleichen. Beide Malstabe werden allerdings sinnlos, wenn
man sie dazu benutzt, die Quantitat oder Qualitat der Arbeit von zwei
Personen zu vergleichen, die in verschiedenen Berufszweigen stehen.
Wie ist es denn méglich, die Produktion eines Backers oder eines Berg-
mannes mengenmaBig miteinander zu vergleichen oder die Arbeit eines
Schullehrers und eines Stahlarbeiters auf Grund der Qualitat mitein-
ander in Parallele zu setzen?

Die Partei sah sich gezwungen, das gute alte ,kapitalistische” Gc
setz von Angebot und Nachfrage anzuerkennen. Die Nachfrage ist

16) Prawda, 21. I1. 1956, S. 2
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die des Staates, der in dem einen Sektor mehr Arbeitskrafte benotigt
als in dem anderen und fir den die Erzeugung gewisser Giiter vor-
dringlicher ist als gewisser anderer. Das ist der Schliissel zur grofien
Differenz der sowjetischen Lohne und Gehalter.

Es bedarf langerer Zeit und grofierer Anstrengung, um einen Wissen-
schaftler heranzubilden als einen Facharbeiter. Daher ist ein sowje-
tischer Wissenschaftler weit besser bezahlt als ein Ingenieur, dieser

wiederum besser als ein Facharbeiter, wahrend der ungelernte Arbei- -

ter einen Lohn erhdlt, der knapp das Existenzminimum deckt '7).

Die Lohne in der Industrie sind in viellaltiger Weise abgestuft.

In jeder Industriesparte werden die Arbeiter in sieben, neun oder
mehr Geschicklichkeitskategorien eingereiht, wobei jede Kategorie
verschiedene Grundlohne hat, Fabriken desselben Industriezweiges
werden gewohnlich in drei Kategorien eingeteilt und die Arbeiter er-
halten héhere und niedrigere Lohne, je nachdem zu welcher Kategorie
ihre Fabrik gehort, obwohl alle diese Fabriken die gleichen Giter
erzeugen 18), Die verbleibende Ungleichheit in den individuellen Ein-
kommen hdangt dann von der Quantitdit und Qualitdt der Produktion
des betreffenden Arbeiters ab.

Die ungelernten Arbeiter — von denen es viele gibt — fahren
dabei am schlechtesten, wahrend die geschulten Leute — von denen
es nur wenige gibt — am besten davonkommen.

DerXX.ParteikongreB versprach, irgendwie die schreiendsten Ungleich-
heiten der ,sozialistischen” Gesellschaft zu korrigieren. Die Lohne der
ungelernten Arbeiter sollen gehoben werden; bisher haben diese etwa
300 Rubel im Monat erhalten, wahrend ein durchschnittlicher gelernter
Arbeiter wahrscheinlich etwa 700 — 800 Rubel verdient Da es keine
Familienzulagen gibt, vermag ein ungelernter Arbeiter mit groBer
Familie selbst dann kaum einen leidlichen Lebensstandard aufrechtzu-
erhalten, wenn auch seine Frau arbeitet. Ein Anzug fiir einen Mann
kostet 1 000 bis 3 000 Rubel, ein Wintermantel 900 bis 4 000 Rubel, ein
Hemd 75 bis 300 Rubel, ein Paar Schuhe 200 bis 400 Rubel 19),

Die hochsten Gehalter werden auf andere Weise beschnitten. Die
Grundgehdlter der hochsten Einkommenskategorien sollen gesenkt
werden, wobei erhohter Nachdruck auf die Pramien gelegt wird. Da-
durch verdient ein erfolgreicher Wissenschaftler, Ingenieur, Fabrik-
direktor, Schriftsteller usw. gleich viel wie bisher oder auch mehr als
-bisher, doch wird der grofiere Teil seines Einkommens aus den Pramien
stammen, die ihm fiir die Ergebnisse seiner Anstrengungen verliehen
wurden. Jemand, der weniger erfolgreich ist oder der blof eine Rou-
tinearbeit verrichtet, wird wegen der Reduktion der hichsten Grund-
gehalter weniger gut bezahlt werden. Diese Reform wurde also nicht
vom Streben nach einer groBeren Gleichheit diktiert, sondern will
einen Druck zur Erreichung eines groBeren Arbeitseffekles ausiiben 29},

§ 10. BEZAHLTE FERIEN; SOZIALVERSICHERUNG

Die sowjetischen Arbeiter erhalten jahrlich zwei Wochen bezahlte
Ferien, ebenso wie ihre Kollegen in den fortschrittlicheren westlichen
Landern. Das Feld der Sozialversicherung ist ebenso ausgedehnt wie
in den meisten dieser Lander, doch behaupten die Kommunisten, daB
die sowjetischen Arbeiter und anderen Angestellten keinen Beitrag
fiir die Versicherung zu entrichten haben und daB der Staat alle
Kosten der Sozialversicherung auf sich nimmt *!). Dies stimmt schon,
obwohl ja auch jeder andere Staat mit vollig verstaatlichten Indu-
strien dasselbe tun koénnte, ohne dabei von seinen Angestellten Dank-
barkeit zu verlangen. Dem Sowjetstaat, der Herr seines Budgets und
der Lohne seiner Angestellten ist, standen zwei Wege offen: entwe-
der niedrigere Lohne, um fiir die Kosten der Sozialversicherung zu
zahlen, oder hohere Lohne und Abziige fiir die Sozialversicherung
Er wdhlte das erste, um groBmiitig zu erscheinen, doch wird diese
besondere Ausgabe des Staates, wie alle anderen, letztlich mit dem
SchweiB des Volkes bezahlt. P : :

§ 11. BESCHRANKUNG DER FRETHEIT; STRAFEN

Bis vor kurzem wurden alle sowjetischen Angestellten wie Sklaven
behandelt. Sie hatten kein Recht, ihren Arbeitsplatz zu wechseln
(Zuwiderhandlungen wurden mit zwei bis vier Monaten Gefargnis
bestraft), auBer ihre Direktion gab sie frei. Die Direktion konnte das
ape: nur dann tun, wenn eine solche Freigabe nicht die Produktion
emes gewissen Arbeitsplatzes beeintrachtigte. Der Direktion stand
der alleinige Entscheid zu, ob ein Angestellter freigegeben wurde
oder nicht. Dazu kommt noch, daB Ingenieure, Werkleiter, Mitglieder
dfer Direktion und héher geschulte Arbeiter durch eine Verfligung in
eine andere Fabrik versetzt werden konnten, selbst wenn dies mit
einer Verlegung des Wohnortes in eine Stadt verbunden war, die
mehr als 100 km entfernt lag. Da jeder sowjetische Angestellte ein

17) Kulsk: SS 4 (— 445

18) ebd

19) Soviet Studies,; Januar 1955 Vol IV, Nr..'3.. S5, 232234,
20y Prawda 15 I1. 1956, S. 7.

21) I;lsid;_;' S.?Ig;:'ndrov und Milarbeiler, Sovetskoje Trudovo jie Pravo, Moskva

Arbeitsbuch besitzt, das er vorzeigen mull, wenn er Arbeit erhalten
will, war es leicht, einen Arbeiter zu entlarven, der seinen Arbeits-
platz willkurlich, ohne Zustimmung seines Direktors verlieB. AuBer-
dem mufB jeder Stadtbewohner einen InlandspaB haben, ohne den
ihm niemand ein Zimmer vermieten oder Unterkunft geben darf. Diese
Passe sind der ortlichen Polizei vorzulegen, wenn man an einen neuen
Wohnort zieht. Auf diese Weise ist die Polizei imstande zu kontrol-
lieren, ob der Neuankommling ordnungsgemalB von seinem fritheren
Direktor freigegeben wurde. Normalerweise hat ein Angestellter am
gleichen Arbeitsplatz zu bleiben. Diese 1940 eingefiihrte Vorschrift
wurde erst am 25. IV. 1956 aufgehoben *3).

Seit diesem Zeitpunkt befindet sich in dieser Hinsicht der Sowjet-
arbeiter in nahezu der gleichen Lage wie ein Arbeiter in einem west-
lichen Land. Er darf seinen Arbeitsplatz nach zweiwochiger Kiindigung
verlassen. Das Verlassen des bisherigen Arbeitsplatzes wird jedoch —
obwohl es aufgehort hat, ein Staatsverbrechen zu sein — weiterhin
nmit scheelen Augen angesehen. Schon die Tatsache des Austritts muf
von der Direktion im Arbeitsbuch des Angestellten vermerkt werden.
AuBerdem trifft den Arbeiter auch insofern eine Strafe, als er gewis-
ser Privilegien der Sozialgesetzgebung verlustig geht, die mit einer
ununterbrochenen Anstellung am gleichen Platz verkniipft sind. Der
sowjetische Arbeiter hat aber jetzt das Recht auf den Wechsel seines
Arbeitsplatzes erworben.

Wird diese Besserslellung seiner Lage eine standige sein? Die Ant-
wort hdangt von der Reaktion der Arbeiter ab. Wenn ndamlich die Arbei-
ter dazu neigen, von diesem Recht hdufig Gebrauch zu machen, dann
wird dies ein gewisses Fluktuieren der Arbeitskrdfte zur Folge haben,
was wiederum die Planwirtschaft ernsthaft beeintrachtigen muf. In
diesem Falle wird vielleicht die Partei gendétigt sein, zum Verbot des
Arbeitsplatzwechsels ohne Bewilligung zuriickzukehren. In der Zwi-
schenzeit kann man davon iiberzeugt sein, daB die Partei und die
Gewerkschaflen eine Kampagne starten werden, im Laufe derer ver-
sucht werden soll, die Angestellten zu iiberreden, ihr neuerworbenes
Recht nur sparsam zu gebrauchen.

Die Erben Stalins schufen noch ein anderes Argernis der Arbeits-
gesetzgebung ab, nahmlich die Verfolgung der Verspatung und der
eigenmachtigen Abwesenheit 2%),

Zwischen 1940 und 1951 wurden Arbeéiter und andere Angestellte,
die ohne geniigenden Grund mit einer groBeren Verspdatung als
20 Minuten zur Arbeit erschienen, vor Gericht verfolgt und durch die
Reduktion ihres Lohnes bis zu 259%p fiir eine Zeit bis zu 6 Monaten
bestraft. Im Jahre 1951 fiihrte Stalin selbst ein milderes System ein:
eine Verwarnung fiir eine einmalige Verspatung oder die Reduktion
des Lohnes fiir einige Wochen oder Monate durch einen Gerichtsent-
scheid fiir die unentschuldigte Abwesenheit wahrend einiger Tage 24).

Der ErlaB vom 25. April 1956 schuf die gerichtliche Verfolgung
iiberhaupt ab; jetzt werden die sich verspatenden oder unentschul-
digt fernbleibenden Angestellten bloB durch Disziplinarstrafen
gestraft, wobei als schwerste Strafe die Entlassung angewandt
wird *3).

Dieselbe Verordnung zog das frihere Recht der Regierung zuridk,
gelernte Arbeitskrafte von einem Arbeitsplatz an den anderen zu ver-
setzen %),

Nichtdestoweniger sind die Zoglinge der Gewerbe- und Berufs-
schulen (gelernte Jungarbeiter, junge Arzte, Advokaten, Ingenieure,
Agronomen usw.), die eben ihre Studien abgeschlossen haben, wei-
terhin gesetzlich verpflichtbar, auf Grund einer Zwangsanweisung an
ihrem ersten Arbeitsplatz drei oder vier Jahre auszuharren. Im all-
gemeinen beginnt die Arbeitspflicht fiir junge Manner und Frauen im
Alter von 16 Jahren, doch kann ein Jugendlicher mit Bewilligung des
Arbeitsinspektors bereits im Alter von 14 Jahren zu arbeiten anfan-
gen; wenn seine Eltern nicht mit ihren Einkunften auskommen, dann
ist er dazu gezwungen.

§ 12. HAFTUNG FUR SCHADEN

Die sowjetischen Arbeiter sind voll verantwortlich fiir jeden Scha-
den, der durch ihre Schuld an den Maschinen, am Rohmaterial, an den
Werkzeugen oder an den erzeugten Waren entsteht (VIII § 16). Fiir
Schaden durch Nachldssigkeit kann der Arbeiter gezwungen werden,
den fiinffachen Wert der beschddigten Giiter zu bezahlen ¥7).

22) Vedomosti Verhovnovo Soveta SSSR, 8. V. 1956, Nr. 10 (852), Text 203,
SS. 246—248.

231 e bid:

24) Kulski, SS. #93—795.

25) ebd.

26) ebd. S 795

27) N. G. Alexandrov, E. I. Astrachan, SovetskojeTrudovojePravo, SS. 283—293,
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Arbeiter, die sich am staatlichen Eigentum vergreifen, kénnen in ein
ArBei'tslager fiir sieben bis zehn Jahre eingewiesen werden, mit
oder ohne Konfiszierung ihres personlichen Eigentums.

§ 13. BESTEUERUNG

Die Einkommensteuer ist niedrig, ihr Maximum betragt 13 Prozent.
Dieser Maximalsatz kann auf Einkommen angewandt werden, die
1 000 Rubel im Monat tbersteigen %8).

Ein Arbeiter muB schon gut geschult sein und auBerdem Aktivist sein,
der sein Produktionssoll standig tbererfiillt, wenn er einen Lohn von
mehr als 1000 Rubel erhalten will. Dieser niedrige Maximalsatz der
Einkommensteuer wurde also nicht festgesetzt, um die Fabrikarbeiter
oder Bauern zu begiinstigen, sondern im Interesse der Personen mit
einer hoheren Erziehung und Bildung, einschlieBlich der Fabrikdirek-
toren und Ingenieure. Der Sowjetstaat stiitzt sich eher auf indirekte
Steuern als Haupteinnahmequelle. Es gibt zwei Hauptformen dieser
Art von Besteuerung: Verkaufssteuer und Steuer auf die von den
Staatsunternehmen gemachten Gewinne %),

Beide Arten dieser indirekten Steuer werden letztlich vom Ver-
braucher oder, mil anderen Worten, vom einfachen Mann getragen.
Jede Ware im sowjetischen Handel, einschlieflich Lebensmittel und
anderer Gebrauchsgiiter, wird besteuert. Die Steuer ist im Detailver-
kaufspreis inbegriffen und macht gewdéhnlich 15 bis sogar 88 % dieses
Preises aus. So entfdllt z. B. 67 bis 71 %o des Verkaufspreises fiir Rind-
fleisch, 489 des Preises fiir Kartoffeln, 60 bis 659 des Preises fiir
Butter, 10 bis 40 °/p des Preises fiir Schuhe, 75 bis 88 %o des Preises fiir
Zigaretten usw. auf diese Steuer 20),

Die Verkaufssteuer betragt gewohnlich 45 bis iiber 50 %o samtlicher
Staatseinnahmen 31). Zu dieser Ziffer sind hinzuzufiigen die jahrlichen
obligatorischen Staatsanleihen, die von den Sowjetbiirgern nach einem
gewissen festgesetzten Satz gezeichnet werden miissen, der dem Lohn
oder Gehalt von zwei bis drei Wochen entspricht.

Hierin besteht nun die hauptsdachliche Erkldarung fiir die rasche In-

dustrialisierung. Die Mittel dazu werden von dem schwer arbeitenden
Sowjetmenschen bereitgestellt, und zwar hauptsachlich durch die Ver-
kaufssteuer, durch die Steuer auf die Gewinne der Staatsunternehmen
und durch die Staatsanleihen. Dies ist aber auch die Erklarung fiir den
Umstand, warum der Lebensstandard in der Sowjetunion niedrig
bleibt im Vergleich zu anderen hochindustrialisierten Gesellschaften.
Der Arbeiter und der Bauer, die zusammen die tiberwdltigende Meht-
heit der Bevolkerung darstellen, haben fiir die rasche Industrialisie-
rung und fir den Aufbau der wirtschaftlichen Macht des ,sozialisti-
schen” Staates zu bezahlen.

§ 14. WOHNUNGSVERHALTNISSE

Jemand mit einem niedrigen Einkommen, der nicht ein eigenes
Haus kaufen oder bauen kann, muB sich mit dem gesetzlichen Mini-
mum von 8,25 m* Wohnflache pro Person begniigen *2).

Das ist nur ein kleiner Raum, aber selbst dieser ist fiir die Sowjet-
biirger nicht immer erreichbar gewesen.

So ist es denn kein Wunder, dali ein grofierer Raum zwei oder meh-
rere Bewohner, und eine Wohnung zwei oder mehrere Familien auf-
nehmen muB, die dann die Nebenrdume, wie Kiiche usw., gemeinsam
benutzen. Die sowjetischen Vorschriften sehen vor, daBl eine der Haus-
frauven des Hauses eine Einteilung macht, allfdlligen Streit schlichtet
und die Anmeldung von nachtlichen Besuchen bzw. Ubernachtungen
beim Hausverwalter und bei der Polizei {iberpriilt. Sie ist, ob sie es
nun will oder nicht, das niedrigste ,Auge des Staates”, das die Loyali-
tat der Mitbewohner iiberwacht. Dieses unerfreuliche Problem des Zu-
sammenwohnens mit Fremden existiert immerhin nicht fiir Personen
mit héherem Einkommen, die es sich leisten kénnen, ein eigenes Privat-
haus zu kaufen oder zu bauen. Nur Aktivisten, die sogenannten Sta-
chanow-Arbeiter vermdgen sich diesen Luxus zu erlauben; auferdem
kann manchmal auch ein Bruchteil der Facharbeiter durch Sparen oder
Aufnahme von hochverzinslichen staatlichen Krediten ein kleineres
eigenes Haus bauen. Die héchstbezahlten Personen besitzen ein ande-
res Privileg, daB sie namlich ein Privathaus in der Stadt und eine
Villa in einem Landbezirk zur Erholung hdben diirfen.

D. Der Bauer

§ 15. ENTLOHNUNG

Die Entlohnung fiir die landwirtschaftliche Arbeit wird nicht in
Rubeln berechnet, sondern in speziellen Recheneinheiten von unter-
schiedlichem Wert, die ,Arbeitstage” genannt werden *%), Der Kol-
chosbauer hat diese Recheneinheiten in seinem Arbeitsbuch eingetra-
gen. Sie werden in ungleicher Weise, je nach der Natur seiner
Beschdftigung gutgeschrieben; die normalen Kolchosbauern werden
auf Grund dieses Prinzips in neun Kategorien eingeteilt, wobei z. B.
die niedrigste, die der Schweinehirten, fiir einen Tag Arbeit einen
halben , Arbeitstag” und die hochste, die der qualifizierten landwirt-
schaftlichen Fachkréfte, fiir denselben Tag zweieinhalb , Arbeitstage®
erhdlt. AuBerdem bekommen die Kolchosbauern Pramien fiir eine
héhere Produktion oder fiir bessere Resultate, und diese Priamien
werden wieder in ,Arbeitstagen” verrechnet. Auf diese Weise wird
dem Kolchosbauern bis zum Ende des landwirtschaftlichen Jahres ein
gewisser Betrag von solchen ,Arbeitstagen”, von einhundert bis zu
mehreren hundert, je nach der Kategorie seiner Beschaftigung, gut-
geschrieben. Allerdings weiB er am Ende des Wirtschaftsjahres noch
immer nicht, was der Wert seines ,Arbeitstages” sein wird, da die-
ser Wert vom Gesamteinkommen der Kolchose in einem Jahr ab-
hdngt.

Wenn die Direktion der Kolchose am Ende des Wirtschaftsjahres die
SchluBabrechnung aufstellt, muf sie vom Bruttoeinkommen zuerst ver-
schiedene Leistungen an den Staat abziehen, die durch Vorschriften
geregelt sind. ,Die Interessen des Staates gehen allem anderen vorl”
(Prawda, 7. VL. 1952)) Aus diesem Grund hat die Kolchose zu aller-
erst ihre Verpflichtungen dem Staate gegeniiber zu erfiillen, deren
Bezahlung in Giitern oder Geld einen betrdchtlichen Teil der jahrlichen
Einkiinfte ausmacht, Diese Verpflichtungen sind die folgenden:

1. Zwangsablieferungen von landwirtschaftlichen Produkten (Ge-
treide, Vieh und dessen Produkte, Gemiise usw.) gemdB offiziell fest-
gesetzten Quoten, die sich nicht nach unvorhersehbaren landwirt-
schaftlichen Faktoren andern; fiir diese Ablieferungen erhalt die Kol-
chose einen nur geringen Preis. Aus diesen Ablieferungen deckt dann
der Staat den groBten Teil des Bedarfes der stadtischen Bevolke-
rung ),

28) G. N. Seponov, Spravo¢nik po zakonodatelstvu dla sudebnoa

prokuratorskich rabotnikov, 2. A, Moskva 1949, S. 111.
29) Uber die sowjetische indirekle Besteuerung siehe: Kulski, SS. 447—450.

30) Uber die Salze der Verkaufssteuer siehe: Naum Jasny, The Soviet Price
System, Stanford, 1951, SS., 164—176.

31) K. N. Plotnikov, Budget socjalistiseskovo gossudarstva, Moskva
1948, SS, 238—239.

33) Ibid., s. 265. Vgl. H. Wronski, Le troudoden’, Paris 1957 .
34) L. L. Braude und Mitarbeiter, Zemelnoje pravo, Moskva 1949, SS. 205—206.

2. Die Zahlung, wieder in Waren, an die Maschinenausleihstation,
die vom Staat betrieben wird und die das Monopol der mechanisier-
ten landwirtschaftlichen Ausriistung besitzt; die Kolchosen sind ver-
pilichtet, die Dienste der Maschinenausleihstationen in Anspruch zu
nehmen,

3. Hat die Kolchose mit einem staatlichen Unternehmen einen Ver-
trag abgeschlossen, gewisse landwirtschaftliche Giiter zu produzieren,
wie z. B. Tabak, so muB sie die ganze Ernte zu einem Preise abliefern,
der etwas hoher ist als oben erwdhnter und der in Bargeld ausbezahlt
wird.

4. Die der Kolchose als Einheit auferlegte Einkommensteuer, die zu
einem hoheren Satz berechnet wird als die stddtische Einkommen-
steuer, sowie die Pramien fiir die staatliche Versicherung, sind in Geld
zu entrichten. Dieses Geld verschalft sich die Kolchose meistens da-
durch, daB sie Uber ihre Quote hinaus zusdtzliche Giiter dem Staate

verkauft, fiir die sie einen héheren Preis erzielt als fiir die Zwangs-
ablieferungen.

5. Zahlungen an verschiedene Fonds (Reserven), wie Saatgut, Futter,
Nahrungsmittel (fiir auBergewohnliche Notfidlle wie Diirre, wo Lebens-
mittel an die Mitglieder der Kolchose verteilt werden miissen), an
Geldfonds' fiir administrative und andere Ausgaben (Bauten, Einkauf
von Diingemitteln, Brennstoff usw.), an den unsichtbaren Reservefonds,
der jedes Jahr erhoht wird und nichts anderes darstellt als ein zusatz-
liches Betriebskapital der Kolchose, an den Hilfsfonds fiir alte und
bedirftige Kolchosbauern und an andere Fonds, die jedes Jahr neu
aulgefillt werden miissen. Es ist interessant, daB dem Fonds fiir die
Alten und Hilfsbedirftigen nicht mehr als zwei Prozent des Brultoein-
kommens der Kolchose zugewandt werden diirfen, trotz des Umstan-
des, daB der Staat die Kolchosbauern nicht gegen Alter und andere
Risiken versichert 23),

Was nach all diesen Abziigen verbleibt, ist das Nettoeinkommen,
das dann an die Kolchosbauern je nach dem Betrage ihrer ,Arbeits-
tage” verteilt wird.

§16. STAATSKONTROLLE

Der Staat regelt jede Tatigkeit der Kolchose: die Produktionspldne,
die obligatorische Benutzung des landwirtschaftlichen Maschinenpar-
kes, der sich im Besitz der staatlichen Maschinenausleihstation befin-
det, das geselzliche Minimum sowohl der saisonalen als auch der jdhr-
lichen Arbeitstage, an denen die Kolchosbauern arbeiten miissen, die
GroBe der Ablieferungen von Naturalien und den Preis fur die von

32) W. I. Serebrovski und Mitarbeiter, GraZdanskoje pravo, 3. A, Moskva 1947,

SS. 238—239. .
35) Uber die verschiedenen Fonds der Koldosen siehe: Kulski, 5. 617.
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den Kolchosen bezogenen landwirtschaftlichen Produkte. Selbst wenn
der Staat seine Entscheidung nicht in die Form offizieller Vorschriften
kleidet, gibt er sie in Form strenger ,Empfehlungen® der Partei und
der Regierung, denen man zu gehorchen hat. In Wirklichkeit ist eine
Kolchose ein Staatsbetrieb, mit dem Unterschied, daB er nicht ihr
Budget oder das individuelle Einkommen ihrer Mitglieder durch seine
Unterschrift gutheift. Kommt nun das niedrige Einkommen der Kol-
chosbauern zur Sprache, so behauptet der Sowjetstaat, dies sei ein
internes Problem der Kolchosen, die ja dem Gesetze nach unabhan-
gige landwirtschaftliche Genossenschaften sind 3%).

Diesen ,unabhdngigen” Genossenschaften ist es allerdings verbo-
ten, sich auf nationaler oder anderer territorialer Basis zusammen-
zuschlieBen, wodurch es ihnen unmoglich gemacht wird, ihre Inter-
essen gegen den Staat kollektiv zu verteidigen *).

Dieser Aspekt der staatlichen Kontrolle hat aber auch eine andere
Seite. Die Hauptperson in einer Kolchose, die eine grofe Wirtschaft
auf staatlichem Boden ist, ist der Prdsident der Direktion. Diese Pra-
sidenten iiben ihre Tatigkeit nach dem beliebten sowjetischen Prinzip
der Einmann-Befehlsgewalt aus. Theoretisch werden sie durch die Ge-
neralversammlung samtlicher arbeitsfahiger Kolchosenbauern gewahlt,
In Wirklichkeit erfolgt aber ihre Wahl durch die Partei- und Staats-
organe, sie werden in das betreffende Dorf geschickt und dort von den
Bauern, die einer gegebenen Kolchose angehoren, ,einstimmig” oder
durch Handaufheben gewdhlt. Auf dem XX. Parteikongref der Kommu-
nistischen Partei gab Kaganovi¢ zu, daB 30 000 Prdasidenten auf solche
Weise von der Partei ,empfohlen” und natiirlich auch entsprechend ge-
wahlt wurden %%). Da sich die Gesamtzahl der Kolchosen derzeit auf
rund 90 000 belduft, wurde ein Drittel ihrer Prasidenten seit dem Tode
Stalins in dieser typisch sowjetischen Art und Weise ,gewahlt®.

Dieses Bild ist noch durch einige andere Ziige der Lebensbedingun-
gen eines durchschnittlichen sowjetischen Landbewohners zu ergan-
zen. In den letzten Jahren wurden die Kolchosen (natiirlich erfolg-
reich) dazu angehalten, die von ihren Mitgliedern geforderte
minimale Zahl von Arbeitstagen tiber den gesetzlichen vorgeschrie-
benen Mindestsatz zu erhchen. Die Bauern hatten auf ihrer General-
versammlung den von einem Parteimitglied oder vom Prdsidenten
gemachten Vorschlag, ihre Arbeitsquote zu erhéhen, ,spontan” anzu-
nehmen. Das Eigentum einer Kolchose wird als ,sozialistisches oder
offentliches” Eigentum fast dem Staatseigentum gleichgestellt und
durch die Androhung von ahnlich harten Strafen wie das Staats-
eigentum geschiitzt %9).

§ 17. BESCHRANKUNG DER PERSONLICHEN FREIHEIT

Der Landbevolkerung werden keine Inlandspdsse ausgestellt, wo-
durch sie verhindert wird, aus freien Stiicken in die Industriezentren
oder anderen Stadte zu ziehen, deren Einwohner einen solchen PabB
besitzen mussen. Dies verhindert wirksam eine freie Zuwanderung
der Dorfbevolkerung in die Stadte. Ein Kolchosbauer kann auch nicht
seine Kolchose verlassen und in eine andere ilibertreten, ohne durch
seine Direktion, d. h. in Wirklichkeit durch den Prasidenten, freige-
geben worden zu sein. Er fahrt fort, ein an den Boden seines Heimat-
dorfes gefesselter Sklave zu bleiben, auller er wird von der machtigen
Hand des Staates in einen anderen Beruf versetzt. Dies kann bei
einem Jugendlichen vorkommen, wenn er von einer staatlichen Be-
rufsschule aufgenommen und dort als zukiinftiger Fabrikarbeiter
ausgebildet wird 4°).

Ein erwachsener Bauer kann von Glick sprechen, wenn er von den
staatlichen Arbeitsbiiros als ungelernter Fabrikarbeiter angeworben
wird. Zeigt er sich geschickt, so kann sein Jahresvertrag in einen stan-
digen umgewandelt und seine soziale Stellung in die eines Arbeiters
umgedndert werden *!).

Es kann auch vorkommen, daB der Staat ,Freiwillige” anwitbt,
insbesondere jingere Bauern, um sie in anderen Gebieten der Sowjet-
union anzusiedeln, wo landwirtschaftliche Arbeitskrdafte gebraudht
werden. Diese Werbung wurde in der Zeit nach dem Tode Stalins it
groBem Umfang zur Bebauung der jungfraulichen Boden in Kasachstan
und Sibirien durchgefiihrt; die ,Freiwilligen”, die einem schweren
Druck von seiten der Partei und anderer Organisationen ausgesetz\

waren, rekrutierten sich sowohl aus Stadt- als auch aus Landbe-
wohnern.

Der Bauer darf zwar nicht seine Kolchose verlassen (die neuen
Gesetze, die nach Kiindigung von zwei Wochen einen Wechsel des
Arbeitsplatzes gestatten, beziehen sich nicht auf die Bauern), doch
kann er aus ihr verjagt werden. Dieses Recht steht nun der General-
versammlung zu, d. h. in Wirklichkeit dem Prasidenten und den ort-
lichen Staats- und Parteifunktiondren, deren diesbeziiglicher Vor-
schlag von der Versammlung angenommen wird.

36) I L. Braude und Mitarbeiter, Zemelnoje pravo, S. 179.

37) W. I Serebrovski und Mitarbeiter. Grazdanskojepravo, S. 59.
38) Prawda, 21. I1. 1956, S. 3.

3) Ugolovnyjkodex, Moskva 1947, S. 106

40) ErlaB des Prisidiums des Obersten Sowjets der UdSSR vom 2. X. 1940.
41) W. K. Grigorjew und Mitarbeiter, Kolchozno)e pravo, S. 281,

Diese schwere Strafe wird verhdangt, wenn jemand das ,Verbrechen®
begeht, das jahrliche Minimum von Arbeitstagen nicht zu erfiillen 42).
Was geschieht dann mit einem solchen landwirtschaftlichen ,Ver-
brecher"? Er kann nicht Fabrikarbeiter werden, da er ja keinen In-
landspaB besitzt. So findet er denn keinen Platz fiir sich in der sowje-
tischen Wirtschaft und wird ein Vagabund in einem Lande, wo Vaga-
bunden als Verbrecher angesehen werden,

§ 18. AUSBEUTUNG DURCH BEAMTE

Auf diese Weise gehort der Bauer zu der sowjetischen ,unterdriick-
ten Kaste". Die lokalen Staatsbeamten behandeln ihn als einen Biir-
ger zweiter Klasse und miBbrauchen oft ihre Amtsgewalt auf
Kosten der Kolchosen. Seit der Kollektivierung der Landwirt-
schaft bis zum heutigen Tage haben sich die Partei und die
Regierung stdandig uber solche MiBbrauche beschwert, die nicht beab-
sichtigt sind, vielmehr normale Schattenseiten der menschlichen Natur
darstellen. Die ortlichen sowjetischen Biirokraten fordern die Kolchos-
bauern auf, verschiedene Dienstleistungen fiir ihre Institutionen und
Organisationen zu verrichten, wobei der Gegenwert dieser Dienst-
leistungen vorschriftswidrig von den Kolchosen zu bezahlen ist, oder
sie fordern Bestechungsgelder in Form von Giitern, wenn eine Kol-
chose gerne mochte, daB sie ihre Augen zudriicken, oder sie zwingen
eine Kolchose, ihnen die Gliter zu einem abnorm niedrigen Preis zu
verkaufen %), So ist es denn nicht verwunderlich, dal ein Mangel an
Lebensmitteln und landwirtschaftlichen Rohstoffen, wie Hauten,
Wolle und Baumwolle besteht, die zur Herstellung von Gebrauchs-
artikeln, wie Schuhe und Kleider, benétigt werden. So hat also auch
der kleine Mann in der Stadt einen Preis fiir die Kollektivierung der
Landwirtschaft zu zahlen.

Natiirlich fiihlte sich die Partei gezwungen, nach Siindenbdcken
Ausschau zu halten. So wurde im Jahre 1953 Berija, dem niemals die
Landwirtschaft unterstellt gewesen war, beschuldigt, die landwirt-
schaftliche Politik zu sabotieren *!). Jetzt wird Stalin nach seinem
Tode der Vorwurf gemacht, in seiner landwirtschaftlichen Politik Feh-
ler begangen zu haben. Nichtsdestoweniger behauptete dieselbe Reso-
lution des Zentralkomitees der Partei vom 30. VI. 1956, die seine
nicht naher umschriebenen Fehler auf diesem Gebiete verkiindete,
daB die Partei, und somit auch Stalin, Recht hatte, als sie die Land-
wirtschaft kollektivierte #7).

§ 19. BAUERLICHE NEBENWIRTSCHAFT UND IHRE EINENGUNG

Stalin machte den Bauern zur Zeit der Kollektivisierung, die — wie
er einmal Winston Churchill wahrend des letzten Krieges erkldarte —
das grofite Wagnis und die nerventotendste Operation in seiner gan-
zen politischen Karriere war, ein bemerkenswertes Zugestdandnis. Er
lieB jeder Kolchosbauernfamilie ein kleines Stiick Land fir den eige-
nen Anbau, ferner eine Kuh und einige andere Haustiere.

Diese ,Hilfswirtschaft” sicherte dem Bauern ein zusatzliches Ein-
kommen. Auf diesem Stiickchen Land war der Bauer bereit, bis zur
Grenze seiner Krafte zu arbeiten, obwohl er auch vom Erlés dieser
Wirtschaft Zwangslieferungen an den Staat zu machen hatte. Doch
wubte er, daB, je mehr er auf dem Stiickchen Land um sein Haus
arbeitete und je mehr er fiir seine Kuh, sein Schwein oder Schaf Sorge
trug, desto groBer das Einkommen seiner Familie sein werde. Was
er nicht mit den Mitgliedern seiner Familie selber aufal und was er
nicht dem Staate gemaB einer festgesetzten Quote ablieferte, das
durfte er auf dem freien Markt den stadtischen Verbrauchern zum besten
Preis, den er erzielen konnte, verkaufen. Diese Hilfswirtschaften waren
es, die die fiir die Stadtbevélkerung erreichbaren Qualitatslebensmittel
lieferten.

Nach dem Krieqg bedauerte Stalin dieses Zugestdandnis und versuchte
auf allerlei Umwegen, die GroBe dieser Hauswirtschaften und die
Zahl der von den Bauern als Privateigentum gehaltenen Tiere zu
beschranken.

Im Jahre 1953 besaflen denn auch 45% der Bauernfamilien keine
Kuh — in Verletzung der Staatsgesetze, die jeder Familie eine Kuh
als Privateigentum zusicherten. Diese Zahl wurde von Chruscev selbst
zugegeben 1),

Das Ergebnis dieser Politik war eine tiefgehende landwirtschaftliche
Krise, da der Bauer nicht ernstlich an der kollektiven Arbeit inter-
essiert war und entmutigt wurde, sein Mdoglichstes fiir die eigene
Hauswirtschaft zu tun. Die Partei entschloB sich nun 1953, wieder den
Weg der Zugestandnisse zu beschreiten. So erhohte man die Preise
fiir die landwirtschaftlichen Erzeugnisse, und zwar sowohl fir die
Zwangsablieferungen als auch fiir die dem Staat verkauften Uber-
schiisse; es wurde den Bauern gestattet, ihre Hauswirtschaften in
Frieden zu bestellen; es wurde versprochen, jeder Familie eine Kuh

42) ebd ., S. 241.

43) N. D. Kasanzev und Mitarbelter, Kolchoznoje pravo, Moskva 1947, S. 104 1.
44) Prawda, 24. XIL. 1953,
45) Prawda, 2. VII. 1956,
46) Prawda, 15 IX. 1953.
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zu geben, auf die sie Anrecht hatte; es wurde eine mildere Besteue-
rung der Landbevélkerung eingefithrt und dhnliches mehr ¥).

" Diese liberalere Politik wurde im Jahre 1956 wieder aufgegeben,

und die Partei nahm erneut zur alten stalinistischen Knute Zuflucht.
Diese neue Politik wurde in einer Reihe von ,Empfehlungen® ver-
kiindet, die am 10. III. 1956 vom Zentralkomitee der Partei und von
der Regierung gutgeheiien wurden ).

Alle diese Empfehlungen, die nach einer ,spontanen und einstim-
migen” Resolution der Kolchosenmitglieder in Kraft gesetzt werden
sollen, haben ein hauptsdchliches Ziel im Auge, daB ndamlich die
Hauswirtschaft auf einen Umfang beschrankt werde, der dem Kuchen-
garten eines Stadtbewohners in einer sowjetischen Vorstadt ent-

spricht.

Diese ,Empfehlungen” forderten im einzelnen die Kolchosen auf,
ihre Statuten im folgenden Sinne abzudndern:

1. Das um das Haus gelegene, vom Bauern fiir sich bearbeitete Land
soll auf eine GroBe reduziert werden, die es der Bauernfamilie erlau-
ben wiirde, bloB Gemiise, Obst und Beeren fiir ihren eigenen Bedarf
anzubauen. Dies bedeutete, daB die Kolchosbauern in Zukunft keine
Uberschiisse fiir den Verkauf auf dem Markt in der Stadt haben wiir-
den und daB sie so ihrer zusdtzlichen Geldeinkiinfte verlustig gingen.

2. Den Bauern sollen Schritt fiir Schritt ihre in ihrem Privateigentum
befindlichen Tiere weggenommen werden, wodurch eine weitere Quelle
des Familieneinkommens in Form von Fleisch, Wolle oder Milch aus-
geschaltet wiirde, die bisher dem Bedarf der Familie dienten oder teil-
weise an den stadtischen Verbraucher verkauft wurden.

3. Das Minimum der widhrend der Saison und im Laufe des ganzen
Jahres von den arbeitsfahigen Kolchosbauern auf der Kolchose selbst
zu leistenden Arbeitstage ist scharf zu erh6hen. Diese Empfehlung war
nur die logische Folge aus den zwei vorherigen. Wenn man namlich
die Hauswirtschaft eines Kolchosbauern auf einen Kiichengarten und
auf einige Hiihner, ein Schwein oder ein Schaf reduziert, dann muB
er seine ganze Zeit der Kolchose widmen, wenn er mit seiner Familie
existieren will.

E. Frauen, Jugendliche und alte Leute

§ 20. FRAUEN

Von der Frau wird erwartet, daf sie Kinder zur Welt bringt, um
ein stetiges Ansteigen der Arbeitskrafte zu gewahrleisten (die einzige
Grenze der hodhfliegenden Wirtschaftsplane), und daB sie selber
arbeitet.

Artikel 122 der Sowjetverfassung erklart stolz: ,Der Frau stehen in
der UdSSR auf allen Gebielen des wirtschaftlichen, staatlichen, kulturel-
len, gesellschaftlichen und politischen Lebens die gleichen Rechle wie
dem Manne zu” (Verfassung der Union .. . S. 44).

Es ist richtig, daB Frauen fiir die gleiche Produktion gleich bezahlt
werden wie die Manner, aber die Gleichheit erstreckt sich noch weiter
und umfabt auch die Gleichheit der Pflichten.

Fremde Besucher in der UdSSR sind erstaunt {iber die schwere Arbeit,
die von den Frauen geleistet wird. Dies ist der andere Aspekt der so-
wjetischen Gleichheit der Geschlechter. Den Frauen ist es ,gestattet®
als Lokomotiviiihrer und Heizer, als Mitglieder von Schifisbesatzungen,
als Bergleute unter Tage usw. zu arbeiten. BloB widerspricht diese Art
von Gleichheit irgendwie der ungleichen Kraft des weiblichen Organis-
mus. Im Jahre 1944 war es ihnen sogar ,gestattet”, Uberstunden wah-
rend der Nacht zu machen 4?), Diese Gesetzgebung wurde auch von
den Nachfolgern Stalins nicht widerrufen.

Im Jahre 1936 formulierte Stalin die Pflichten der Frauen wie folgt:
.Die Frauen bilden ein ungeheures Arbeitsheer und erziehen unsere
Kinder, unsere zukiinftigen Generationen, d. h. sie bereiten unsere
Zukunft vor"* (Sprawocnik profsojuznowo rabotnika,
Moskva 1949, S. 541). Um diese zwei Aufgaben miteinander zu ver-
sohnen, erhalten die Frauen in der Stadt groBziigige Schwanger-
schafts- und Geburtsurlaube.

Am 26. 111. 1956 dehnten die Erben Stalins diese Urlaube auf 112 Tage
aus, namlich 56 Tage vor und 56 Tage nach der Geburt des Kindes
(Prawda, 27, III. 1956, S. 1). Diese Vergiinstigung wird jedoch den
Frauen auf dem Lande versagt, die nicht in den GenuB der Sozialver-
sicherung kommen. Das Problem dieser Schwangerschafts- und Nieder-
kunftsurlaube wird auf jeder Kolchose so gut wie moglich nach eige-
nem Ermessen gelost, wobei natiirlich die Notwendigkeit und Dring-
lichkeit der landwirtschaftlichen Arbeiten in Betracht gezogen wird.
Dieselbe Vorsorge um einen stetigen Anstieg der Arbeitskrifte hat den
Staat veranlaBt, den Miittern von gréBeren Familien eine Zulage zu
gewahren, wobei solche Miitter auch mit Orden und Ehrentiteln bedacht
werden; so erhdlt z. B. eine Mutter von zehn Kindern den Titel einer
+Mutterheldin” und einen entsprechenden Orden.

Die Frauen besitzen zwar politische Gleichheit, doch hat das nichts
zu sagen, da man ja bei Gleichheit Rechte voraussetzt, die geteilt
werden sollen, wdhrend die sowjetischen Mdnner in Wirklichkeit gar
keine politischen Rechte haben. Weit von der Gleichheit entfernt sind
jedoch die Frauen in den Spitzen der Regierung und der Partei.

Erst nach dem Tode Stalins wurde eine Frau, M. D. Kowriglina,
zum Minister fiir Volksgesundheit ernannt, eine einzige Frau unter
sechzig méinnlichen Ministern! Und erst nach dem letzten Parteikon-
greB wurde eine andere Frau, E. A. Furzewa, ein Protegé Chruscevs,
zum hohen Pnsten eines Ersatzmitgliedes des Zentralkomitees der

47) Uber die Zugestdndnisse an die Bauern im Jahre 1953 siehe: Prawd a, 9, VIII, 1953.

48) Uber die neue Bauernpolitik des Jahres 1956 siehe: Prawd a, 10. III. 1956, SS. 1—2.
49) Uber die Lebens- und Arbeitsbedingungen der sowjetischen Arbeiterinnen siehe: Kulski,
S5. 349—350.

Partei und zu einem der acht Sekretire des gleichen Komitees er-
nannt. Sie ist die erste Frau, die einen so hohen Rang in der Partei
erreichte.

§ 21. JUGENDLICHE

Jugendliche zwischen 16 und 18 Jahren genossen etwas leichtere
Arbeitsbedingungen bis zum Jahre 1940. Zu diesem Zeitpunkt wur-
den sie fiir groBjahrig erklart und wie erwachsene Arbeiter
behandelt ). y

Das sowjetische Wahlrecht sieht sie dagegen nicht als groBjahrig
an, da das Recht zur Stimmabgabe erst mit dem Alter von 18 Jahren
erreicht wird *).

Die gegenwdrtigen sowjetischen Fihrer stellten zumindest den in
der Vorkriegszeit fiir sie geltenden Arbeitstag von sechs Stunden
wieder her (1956) **). Den Jugendlichen ist es gleichfalls ,gestattet”,
schwere Arbeit zu leisten, auBer einigen besonders gesundheits-
schdadlichen Beschaftigungen.

Sie arbeiten, ebenso wie die Frauen, in der Nacht und machen
Uberstunden und werden ais Bergleute unter Tage eingesetzt, Ihr
jahrlicher Urlaub betrdgt ebensoviel wie der der Erwachsenen, niam-
lich zwei Wochen. Weit schlechter ist dagegen die Lage der Jugend-
lichen auf den Kolchosen. Wahrend die Arbeitspflicht in der Stadt
mit dem Alter von 16 Jaiiren beginnt, arbeiten Landkinder mit 12
oder mehr Jahren auf Vorschrift des Staates eine Zahl von Ar-
beitstagen, die dem Drittel bis zur Halfte der Quote eines Er-
wachsenen entspricht *). Dies ist wieder ein typisches Beispiel fiir die
Diskriminierung der Bauern durch die Kommunisten

Dagegen erfreuen sich die Jugendlichen einer anderen ,Gleichheit”,
ndamlich in bezug auf ihre Verantwortlichkeit bei Delikten. Unter dem
gegenwdrtigen Strafgesetz beginnt die allgemeine und gleiche Ver-
antwortlichkeit der Jugendlichen bei Delikten mit dem Alter von
14 Jahren, selbst wenn diese Delikte aus Fahrladssigkeit begangen
wurden. Die volle Verantwortlichkeit beginnt mit dem Alter von
12 Jahren allerdings fiir folgende Verbrechen: Diebstahl, Gewalttétig-
keit, Korperverletzung, Mord oder Mordversuch (VIII § 15 e, IX
§ 39) *%). Die einzige Vergiinstigung, die ihnen gewahrt wird, besteht
darin, daB man tber sie keine Todesstrafe verhingen kann, bis sie
1& Jahre alt sind.

Niemand in der Sowjetunion behauptet, daB Kinder von 12 oder
14 Jahren politische Einsickt haben, ein hervorragender sowjetischer
Kriminologe schreibt hingegen ganz ernst- ,Die kriminelle Verant-
wortlichkeit von Jugendlichen fur gewisse Verbrechen im Alter von
12 Jahren und fiir andere Verbrechen im Alter von 14 Jahren setzl
in diesem Alter voraus, da8 sie imstande sind, die Natur ihrer Hand-
lungen zu unterscheiden und ihre Handlungen zu kontrollieren® (A.
A. Gerzenson et al, Ugolovnoje pravo, obséaja cast,
Moskva 1948, S. 330). Eine Illustration aus dem sowjetischen Gerichts-
leben soll den Sinn dieser Verantwortlichkeit der Jugendlichen klar-
stellen. Ein Knabe von 14 Jahren wurde im Jahre 1943 von einem
Militargericht der Eisenbahnlinie Moskau-Rjasin verurteilt, weil er
aus einem Eisenbahnwagen sieben Kilogramm Mehl gestohlen hatte;
er erhielt die gleiche Strafe, die ein Erwachsener bekommen hitte,
ndmlich sieben Jahre Zwangsarbeit in einem Arbeitslager 33). So

50) N. G. Alexandrov und Mitarbeiler, Soveckoje trudovoje pravo, S 247

51) Die Verfassung der UdSSE, S. 49.

52) Erlaf vem 26. V. 1956. -

53) Dekret des Rates der Volkskommissare der UdSSR und des Zentralkomitees der Partel
vom 13. IV, 1942, ; 3
54) Uber die Verantwertlichkeit der Jugendlichen vor dem Strafgesetz siehe: B. S. Uvedkij,
Ugolovroje pravo, Biblioteka narodnovo sudji, Moskva 1950, 55, 42—44.

55) Uber diesen Fall wird berichtet in: S. A. Vysdinskaja, Ob ogol ovn oj otvet-
stvennosti za ¢is5&enije gossudarstvenovo i obscestvnnovo
imuscestva, Moskva 1948, S5. 15—16.
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wurde also jedem Kilogramm des .sozialistischen” Mehles ein Wert
von einem Jahr Zwangsarheit eines 14jdahrigen Knaben zugemessenl

§ 22, ALTE LEUTE UND INVALIDEN

Alte und arbeitsunfihige Leute werden als soziale Last fiir die
Fiihrer betrachtet, die in den Menschen nur wirtschaftliche Einheiten
sehen. Stalin hielt die Pensionen dieser Leute auf einem lacherlich
niedrigen Niveau, das Maximum betrug 300 Rubel %¢).

Seine Nachfclger verbesserten die Lage dieser Bevdlkerungskate-
gorie im Jahre 1956. Die neuen Satze der von der Sozialversiche-
rung entrichteten Pensionen hdangen von verschiedenen Faktoren ab,
wie Art der friheren Beschaltigung der Person, die Recht auf eine
Alters-, Arbeitsunfdhigkeits- oder militarische Pension haben kann,
die Todesursache fiir die Hinterbliebenen oder die Ursache fiir die
Arbeitsunfdhigkeit bei Invaliden, die Zahl der Angehdorigen, der
letzte Lohn oder das !etzle Gehalt einer alten oder arbeitsunfahigen
Person, der Wcohrort des Pensionsberechtigten usw. Doch schwanken
die Maximal- und Minimalsitze fiir alte und vollig arbeitsunfdhige
Personen, um die Pensionen dieser Leute als Beispiele fur die Un-
gleichheit dieser Betrdge zu nehmen, zwischen einem Minimum von
300 Rubel mornatlich bis zu einem Maximum von 1200 Rubel. Auf
diese Weise erhdlt ein alter Mann jetzt 300 Rubel monatlich und ein
anderer 1200 Rubel monatlich, d. i. viermal so viel, und zwar haupt-
sachlich wegen der unterschiedlichen Natur ihrer fritheren Berufe
und wegen der unterschiealichen Hoéhe i1hres letzten tatsdchlichen
Verdienstes ). Sogar die Arbeitsunfahigkeits-, Alters- und Ange-
horigenpension weist den Stempel der sozialen Schichtung auf, und
das in einer Gesellschaft, die stets erklart, fiir die Idee der Gleich-
heit zu kampfen.

Natiirlich miissen sich die gutgestellten Leute in der kommunisti-
schen Gesellschaft keine Sorgen um ihr Alter machen.

Erstens einmal haben sie reichlich Gelegenheit, von ihren hohen
Einktinften Ersparnisse zu sammeln, um fiir ihr Alter zu sorgen. Zwei-
tens werden Peisonen, die dem Sowjetstaat groBe Dienste auf dem
Gebiet der Politik, der Wirlschaft, der Wissenschaft oder der Tech-
nik erwiesen haben, mit hohen Pensionen belohnt, die in jedem ein-
zelnen Fall gesondert durch Regierungsbeschluf gewahrt werden;
diese Pensionen werden personliche Pensionen genannt und zeichnen
sich durch den Umstand aus, daB ihrer oberen Grenze keine Schran-
ken gesetzt sind ). Auch die Berufsoffiziere der Streitkrédfte ziehen
sich mit dem vollen Gehalt ihres letzten Ranges in den Ruhestand
zurlidk,

Es darf aber auch nicht der andere Aspekt dieser Frage vergessen
werden, namlich der, daB die Alterspensionen ausschlieBlich an die
Staatsangestellten und nicht an die Kolchosbauern ausgerichtet
werden. Die Bauern hangen in ihrem Alter von den sehr beschrank-
ten Zuwendungen des Fonds fur Alte und Bediirftige der Kolchose
sowie von der Barmherzigkeit ihrer Verwandten und Nachbarn ab.

Da die stadtischen Renten selbst nach ihrer Erhéhung im Jahre 1956

klein sind, ist es nicht iiberraschend, daB es die sowjetische Gesetz-
gebung gestattet, daB alte Manner und Frauen (deren Altersgrenze
60 bzw. 55 Jahre betragt) gewinnbringend weiterarbeiten, wobei ihre
Lohne so mit der Altersrente kombiniert werden, daB das Gesamt-
einkommen den héchsten Lohn vor dem Ruhestand nicht iberschreitet.
Dasselbe gilt auch Ffir die teilweise arbeitsunfdahigen Personen mit
Ausnahme der Bauern, die wieder kein Recht auf eine Invalidenrente
haben %?),

F. Intelligenz

§ 23. DIE SOWJETISCHEN KLASSEN

Die sowjetische Gesellschaft ist nicht klassenlos. Dies wird nicht
einmal von den Kommunisten behauptet, die zugeben, daB in ihrer
Gesellschaft zwei Klassen vorhanden sind, namlich die der Arbeiter
und die der Bauern, wobei sie eher schiichtern eine dritte hinzuftigen,
namlich die Intelligenz, der sie den bescheidenen Namen einer ,sozia-
len Schicht” geben.

Derzeit gibt es drei soziale Kilassen, die wiederum durch ihr Ein-
kommen in mehrere Unterklassen gegliedert sind. Ein hochqualifizier-
ter Arbeiter, der einen ziemlich hohen Akkordlohn hat, ist in einer
anderen Lage als ein unqualifizierter Arbeiter in der Stadt, der den
Fabrikhof kehrt oder als Nachtwachter Dienst macht. Die materiellen
Verhaltnisse eines qualiiizierten Traktoristen sind weit besser als
die eines durchschnittlichen Kolchosbauern. Ein Dorfschullehrer hat
ein unvergleichlich niedrigeres Einkommen als ein Armeeoberst oder
ein Universitatsprofessor oder ein Fabrikdirektor, obwohl alle diese
zur Intelligenz gezahlt werden.

§ 24. DER BEGRIFF DER INTELLIGENZ

Der sowjetische Ausdruck ,Intelligenz” bezeichnet alle Personen,
die eine Mittelschul- oder hohere Bildung haben.

Dieser Begrilf ist zu weitgesteckt, als daB er eine faBliche Vorstel-
lung zu geben vermochte. Er wird in fiinf bis zehn Jahren jede Be-
deutung verlieren, wenn alle sowjetischen Kinder unter dem System
der obligatorischen Mittelsdiule stehen werden. Dann werden nam-
lich die jungen Arbeiter und jungen Bauern ununterscheidbar sein von
der niedrigeren Schicht der Intelligenz, von den Biroangestellten.

Die gegenwartige, eine hohere Bildung aufweisende Elite der
sowjetischen Gesellschaft, setzt sich aus Leuten zusammen, die Uni-
versitats- oder damit gleichwertige Studien abgeschlossen und sich
eine berufliche Schulung erworben haben (im Rechtswesen, in der
Medizin, in der Technik usw.) und die treibenden Krafte des Staates
werden, ohne die die sowjetische Gesellschaft iiberhaupt nicht funk-
tionieren wiirde.

§ 25. DIE BEDEUTUNG DER GESCHULTEN ELITE

Stalin war der erste, der cffen zugab, daB ein Staat nicht funktio-
nieren konne ohne die Mitwirkung jener Leute mit Hochschulbil-
dung, die verschiedene wesentliche soziale Funktionen ausiiben: Die
Anregung oder zumindest Beratung der Politiker iiber die zu befol-
gende Politik, die Durchfithrung dieser Politik auf verschiedenen ter-
ritorialen Ebenen — angefangen auf der nationalen Ebene bis hin-
unter zum Kreis — sowie die Leistung anderer Dienste, die Hoch-
schulbildung erfordern. Gegenwiirtig wurze!t diese besondere soziale
Rolle der Inteliigenz in der Arbeitsteilung, die ja die Grundlage je-

56) Dber das System der Alters- und Arbeitsunfihigkeilspensionen vor dem Jahre 1956
siehe: Kulski, SS. 535—536.
57) .Zakon o gossudarsivennyd: peniach®, Prawd a, 15. VIL 1956.

der Gesellschaft ist. Auf dem XVIII. KongreB der Partei erwahnte
Stalin die sowjetische Intelligenz in einer sehr schmeichelhaften Art
(1939). Auf dem XIX. KongreBi (1952) sagte Malenkov:

«An das Ruder der Fiihrung in Industrie und Landwirtschaft sowie
im Partei- und Staalsapparai sollten geschulte Leute gestellt werden,
Experten, die fahig sind, einen neuen Geist einzufiihren und alles
hochzuhalten, was erstklassig und fortschriltlich ist, und dies in
einer schopferischen Weise weilerzueniwickeln® (Prawda, 6. X.
1952, S. 8).

Malenkov erwahnte hierbei die von der Intelligenz besetzten
Schlisselstellungen: die Lenkung der verstaatlichten Wirtschaft und
der Staats- und Parteimaschinerie. Er ware wahrscheinlich selber der
erste gewesen zuzugeben, dall diese Beschreibung nicht die gewaltige
Skala der sozialen Funktionen der Intelligenz erschopfte.

Die Intelligenz ist die unentbehrliche Stiitze des kommunistischen
Regimes geworden. Die leitenden Politiker sind, wenn sie der
jingeren Generation (unter 60) angehoren, selber Mitglieder dieser
Klasse und nicht etwa der Arbeiter- oder Bauernklasse.

Nur einige der dlteren Fihrer haben niemals eine richtige Univer-
sitatsbildung erworben, aber auch sie schlossen zur Intelligenz auf,
indem sie sich sclide und vielerlei Kenntnisse aneigneten. Chruscev
war in seinen iiingeren Jahren ein Arbeiter, ist es aber heule nicht
mehr. Er verdient sein tdgliches Brot bereits seit einigen Dezennien
nicht mehr mit der Arbeit seiner Hande, wobei ihn seine nicht offi-
ziell erworbene Bildung auf das Niveau eines Mannes mit abge-
schlossener Hochschuibildung stellt. Dasselbe 1a8t sich auch iber die
anderen ehemaligen Arbeiter unter den sowjetischen Fiihrern, wie
Vorosilov oder Kaganovié, aussagen. Die jingeren Fiihrer, wie Ma-
lenkov, Saburcv, Pervuchin usw. haben eine akademische Bildung
hinter sich.

Dies bildet das erste Band zwischen den Berufspolitikern und der
Klasse der Intelligenz. Sie verstehen einander mit Leichtigkeit, weil
sie durch keine tieferen Unterschiede in der Erziehung, selbst im
engeren Sinn des Wortes, getrennt werden. Doch gibt es zwischen
ihnen noch ein anderes Band, das weit wichtiger ist. Der Sowjetstaat
wiirde stillstehen, wenn die Intelligenz als Klasse ihre Mitwirkung
verweigerte.

Die Politik wirde in diesem Falle von den fithrenden Politikern
in einem sozialen Vakuum formuliert werden, weil sie nicht durch-
gefithrt und durchgesetzt werden kénnte. Die Streitkrafte, die Poli-
tische Polizei, die hoheren Gerichishife, die Parteimaschine, der
Staatsapparat, die verschiedenen sowjetischen Organisationen, die
Fabriken, die Gruben, der Handel miiBten stillstehen, weil die trei-
benden Krifte fehlen wiirden: die Armeeoffiziere, die Beamten, die

58) N. G. Aleksandrov und Mitarbeiter, Soveskojetrudovo jepravo, S5.345-350.
59) Uber die Lebensbedingungen der alten Bauern siehe: Kulski, SS. 567—569 sowle l.'-_al
Pensionsgesetz vom Jahre 1956, das ausdriicklich das Recht auf Alters- und Arbeitsunfahig-
keitspensionen ausschlieBlich auf Staatsangestellte beschrankt.
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Richter, die Fabrikdirektoren, die Parteisekretdre, die Ingenieure, die
Wissenschaftler usw.

Die Konsequenz hieraus ist klar: Die fiihrenden Politiker diirfen
eine Einzelperson oder mehrere tausend Einzelpersonen, die der
Intelligenz angehéren, ungestraft unterdriicken oder vernichten, sie
konnen jedoch nicht die ganze Klasse herausfordern, die auf ihre
erworbenen Rechte pocht. Die kommunistischen Politiker konnen in
glihenden Worten von der Arbeiterklasse und der mit ihr verbiin-
deten Bauernschaft reden, doch wissen sie nur allzu gut, daB die
dritte, von Marx und Engels nie hervorgehobene und gepriesene
Klasse in Wirklichkeit die regierende in der sowjetischen Gesell-
schaft ist.

§ 26. WIRTSCHAFTLICHE PRIVILEGIEN

Die Intelligenz hat sowohl Kaufkraft als auch soziales Ansehen in
reichem AusmaB. Wie gezeigt worden ist, beruht die Vorstellung der
Kommunisten iiber die Verteilung des Volkseinkommens auf der
Gleichheit der individuellen Einkommen.

Sowjetische Kommentatoren des Arbeitsgeselzes sagen: ,Die
Gleichheit der Lohne hal ihren Ursprung in der kleinbiirgerlichen
Mentalilat, in emner Menlalitdl einer gleichen Verleilung aller Gii-
ter, in der Menlaliliit eines primitiven Bauernkommunismus” (N. Z.
Alexandrov und G. K. Moskalenko, Sovetskoje trudovoje
pravo, Mosrva 1947, S. £3). Sie und ihre Vorgesetzten, die Par-
tenfiihrer, haben keine Gewissenshisse, mit Marx in Widerspruch zu
geraten, der zustimmend zu den Erfahrungen der Pariser Kommune
schrieb:

« ... die Beseiticung der Reprisentationsgelder jeder Art, aller fi-
nanziellen Privilegien der bLeamlen, die Reduzierung des Gehalts aller
Amispersonen im Staat auf das Niveau des ‘Arbeiterlohnes’.”
(Lenin, Staat und Revolution, AW 7 S. 39).

Am Vorabend der bolschewislischen Revolution wiederholte Lenin,
daB die zukinftice sozialistische Biirokratie auf dem Grundsatz der
w +++ Reduzierung ihrer Gehdller auf den gewdhnlichen ‘Arbeiter-
lohn' * zu beruhen habe (ebd. S. 41).

Doch die Wiiidentriger erschienen wieder in der angeblich auf
Marx basierenden und von Lenin begriindeten Gesellschaft und zu-
gleich damit tauchten auch wieder die hohen Gehilter auf. So er-
halt ein Fabrikdirektor, wenn er erfolgreich ist und Pramien he-
kommt, gegen 10000 Rubel im Monat und ein durchschnittlicher qua-
lifizierter Arbeiler, der ihm unterstellt ist, vielleicht (es sind noch
keine sowjetischen Slatistiken dariiber erhaltlich) etwa 700—800 Ru-
bel, wahrend ein nichtqualifizierter Arbeiter gliicklich sein darf, wenn
er 300 Rubel erhalt. Diese Skala erfaBt nicht die Bauern, denen es
nicht besser, wenn nicht schlechter geht als den nichtqualifizierten
Artbeitein, und auch nicht die hochsten Staatsfunktiondre, die noch
héhere Gehadlier beziehen, gar nicht zu sprechen von den erfolg-
reichen Erfindern oder vo'kstiimlichen Schriftstellern, die oft weit
besser als die Fabrikdirektoren gestellt sind.

Mit Geld kann man in der kommunistischen Gesellschaft zwar keine
Fabriken, kein Land und keine Bergwerke kaufen, doch erhdlt man
dafiir Verbrauchsgiiter, unter die auch Privatautos, teure Fernseh-
apparate, bessere Mobel und teuere Kleider fallen, schlieBlich auch
Privathduser und manchmal auch Landhauser in reizenden Vorstadten
oder Sommerfrischen. Geld bedeutet aber auch Ersparnisse, die nicht
nur im Alter, sondern auch in Notfdllen gelegen kommen. Geld hat
soziales Ansehen im Gefolge, selbst in einer kommunistischen Gesell-
schaft, weil seine Besitzer und dessen Familie ein besseres Aussehen
baben, besser leben und sich Geniisse im Leben leisten kénnen, die
den , Arbeitermassen” versagt bleiben.

Fiir eine Person mit Familie bedeutet Geld auch eine gréBere Sicher-
heit fiir ihre Angehorigen nach ihrem Tod. Das sowjetische Erbschafts-
recht nimmt auch Bedacht auf dieses erworbene Interesse der Ober-
klasse; es gibt keine Erbschaftssteuer und der personliche Besitz des
Verstorbenen (Haus, Ersparnisse, Mobilien) geht je nachdem in den
Besitz der Witwe, der Kinder, Eltern, Geschwister und Enkel iiber. Er
hat sogar ein beschranktes Recht, seinen Besitz durch Testament einer
Person seiner Wahl zu vermachen ®9),

§ 27. ANSEHEN

Viele Leute mit Hochschulbildung messen dem sozialen Ansehen
einen noch hoheren Wert bei als dem Geld. Die Partei war in dieser
Hinsicht sehr freigiebig. So gibt es vor allem Rangtitel, die von den
friiheren Titeln der zaristischen Biirokratie stammen und die in ver-
schiedenen Zweigen der sowjetischen Biirokratie verliehen werden *).
(s. Anhang § 41).

Man stelle sich einen Empfang im Heim eines kommunistischen
Wiirdentrigers vor. Der Gastgeber sei ein Marschall der Sowjetunion
(nicht zu verwechseln mit dem niedrigeren Rang eines Marschalls

60) Kulski, S. 450.

61) I. 1. Evtikmiev, V. A, Vlassov, Administrativnoje pravo SSSR, Moskva
1946, SS. 156—157,

der Infanterie, der Panzerwaffen, der Luftstreitkrafte usw.), der aus
diesem Anlafl seine glanzende Galauniform mit steifen Epauletten
und einer Reihe von Ordeasbdindern {iber die Brust angezogen hat;
sogar seine Krawalte ist mit dem Marschallstern geschmiickt. Unter
den Gadsten sei emn hoher Diplomat mit dem Titel eines AuBerordent-
lichen und Bevollmdchligten Botschafters, ein Staatsanwalt, der offi-
ziell als Staatsrat der Justiz erster oder zweiter Klasse anzureden
wdre; der letzte Gast sei der Direktor einer Staalsbank, der den
Titel Staatsrat des Finanzdienstes erster, zweiter oder dritter Klasse
tragt. Nicht nur ein sowjetischer Arbeiter, gewdéhnlich schlecht an-
gezogen, weil er kein Geld hat, um sich gute Kleider zu kaufen,
wiirde sich in dieser hohen Geseilschaft unbehaglich fiithlen Karl
Marx selber, wenn er wiader zum Leben erweckt werden konnte,
wiirde fragen, in was fir eine kapitalistische Gesellschaft er geraten
sei. Ein Diplomat, der einem offiziellen Empfang beiwohnt, wiirde
seine achtungsgebietende Uniform mit ihrer schweren Goldstickerei
tragen. Auch andere zivile Wiirdentrager hatten, bis zum Tode Sta-
lins, ihre eigenen Uniformen mit Rangabzeichen. Diese Uniformen
wurden dann von den WNachfolgern Stalins abgeschafft, nicht aber
wegen irgendeiner ,demokratischen Neigung der neuen Fiihrer,
sondern weil die Armeeolfiziere das Monopol der Uniform fiir sich
behalten wollten,

Die Oberschicht der Intelligenz erhdlt einen im Verhadltnis zu ihrer
Zahl weit groBeren Anteil an den sowjetischen Orden, die von der
Regierung verschwenderisch fast jeden Tag ausgeteilt werden. Auch
die Ehrentitel eines ,Helden der Sowjetunion” und ,Helden der
sozialistischen Arbeit” werden verhadltnismaBig freigebiger der Intel-
ligenz verliehen als an Mitglieder der arbeitenden Massen. Es gibt
aber auch noch andere Mittel, um die menschliche Eitelkeit zu befrie-
digen. Ein Delegierter zum ParteikongreBl oder ein Abgeordneter des
Obersten Sowjet zu sein, bedeutet noch nicht, daB man eine politi-
sche Funktion ausiiben muf, hat aber gewiB ein vermehrtes &ffent-
liches Ansehen im Gefolge. Nicht jeder kann ein KongreBdelegierter
oder ein Sowjetabgeordneter werden.

Es seien nun die ziffernmaBigen Angaben des letzten Parleikon-
gresses und des gegenwdrtigen, nach dem Tode Stalins gewdhlten
Obersten Sowjet betrachtet. Die offiziellen Angaben besagen, daf
von den 1335 Delegierten, die die Vollparteimitglieder zu vertreten
haben, 758 eine hohere Bildung, 116 eine unvollstandige héhere Bil-
dung und 169 Mittelschulbildung hatten. Von den 81 Delegierten,
die von den Mitgliederkandidaten entsandt wurden, konnten 50 auf
eine hohere oder unvolistindige hohere und 10 auf eine Mittel-
schulbildung hinweisen *), Da die allgemeine Mittelschulbildung erst
das Projekt fiir die ndchsten finf oder zehn Jahre bildet, hatten die
Arbeiter und Pauern im Jahre 1956 im allgemeinen eine 7-Klassen-
Bildung und die &lteren sngar nur eine Volksschulbildung von vier
Jahren,

Mit den gewohnlichen sowjetischen MaBstaben gemessen gehorte
die iiberwiegende Mehrheit der KongreBdelegierten der Intelligenz,
dieser gesonderten sozialen Klasse, an. Auf die Hochschulbildung
konnte noch immer eine klare Majoritat der Delegierten hinweisen.
Die wenigen Delegierten, die auf dem KongreB eine aktive Rolle
spielten und die Hauptmasse der Redner stellten, waren alle Mitglie-
der der Intelligenz im engeren Sinn, obwohl einige unter ihnen ihre
hohere Bildung nicht auf dem offiziellen Wege erworben hatten.

Dasselbe gilt auch fiir den gegenwadrtigen Obersten Sowjel, des-
sen Abgeordnete von den Politikern, die heute die UdSSR regieren,
.vor“-gewdhlt wurden, wenn man so sagen darf. Von den 1347 Ab-
qgeordneten der beiden Hauser haben 651 eine hdhere, 95 eine un-
vollstandige hohere und 226 Mitlelschulbildung, 972 Abgeordneten
aus den Reihen der Intelligenz (wenn man den sowjetischen Begriff
der Intelligenz zugrunde leqgt) stehen 375 wirkliche Arbeiter oder
Bauern gegeniiber. Nach westlichen Begriffen gehéren fast 50% der
Abgeordneten der Intelligenz (it hoherer Bildung) an *).

Die beiden kommunistischen Eliten, die politische, die die Partei
darstellt, und die Bildungselite, die aus der Intelligenz mit Hochschul-
bildung besteht, greifen also ineinander iiber. Die letztere wird zwar,
wie die anderen sowjetischen Gesellschaftsklassen, von der Partei-
fiihrung beherrscht, hat aber zumindest den Trost, der Ndhrboden
zu sein, aus dem die Fiihrer und die Oberschicht der Biirokratie kom-
men. Die Mitglieder der Intelligenz halten den Partei- und Staats-
apparat in Betrieb. :

§ 28. REGLEMENTIERUNG DER IDEOLOGISCHEN UND POLITI-
SCHEN ANSICHTEN

Die Allmacht und Allgegenwart des kommunistischen Staates wirft
allerdings einen Schatten auf das Leben eines Akgdemikers.‘ Er hat

62) Uber die offiziellen Angaben beziiglich der Vorbildung der Delegierten des XX. Kon-

gresses siche: Der Bericht des Beglaubigungsausschusses des Kongresses, Prawda, 17. Il
1956, p. 2.

63) Uber die offiziellen Angaben beziiglich der Vorbildung der Abgeordneten des gegen-
wartigen Obersten Sowjets der UdSSR siehe: Prawda, 24. IV. 1954, 55. 3 und 4.
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in seiner Bildung ein Werkzeug zum Denken erhalten, doch bestimmt
die Partei die ,richtige” Linie des Denkens und lehnt es ab, auch nur
irgendeinen Aspekt der Gedanken der freien Entscheidung der Bir-
ger zu uberlassen.

Ist dieses Mitglied der Intelligenz religiés eingestellt, so hat es
stindig unter offizieller antireligiser Propaganda zu leben und
darf seine eigenen (CGegenargumente nicht offen vorbringen Sein
Hochschuldiplom sollte ihm den Weg zu einer vielversprechenden
Karriere ebnen: doch kann er nicht damit rechnen, diese Karriere zu
machen, wenn er ein Kirchenbesucher ist. Wenn er wirklich an der
Politik interessiert ist, kann er weder seine eigenen Ansichten ver-
breiten oder sie mit Sicherbeit eingestehen. falls sie von der Partei-
linie abweichen Selbst wenn er ein aufrichtiger Marxist ist, darf
seine eigene Auslegung der marxistischen Lehrsdtze niemals der je-
weils von der Fartei akzeplierten Auslegung widersprechen. Er kann
den Glauben an eine grifere soziale Gleichheit hegen, aber wenn
er ihn offentlich ausspricht, so wird man ihn einer bauerlich primi-
tiven Gleichmacherei beschuldigen. Er kann auch Sympathiegefiihle
fiir seine Familie haben, die noch immer am eigenen Boden hdngt,
doch darf er es nicht wagen, die Richtigkeit des kollektiven Systems
der Landwirtschaft in Frage zu stellen.

Ein Mann mit hoherer Bildung weiB wie jeder andere, daB er eine
politische Null ist. Selbst wenn er zur héheren Stufe der Staals- oder
Parteimaschinerie gehort, hat er nur einen begrenzten Anteil an der
Macht, indem er vielleicht eine beratende oder ausfiihrende Funktion
ausiibt. Die Formulierung der ganzen Politik ist namlich der kleinen
Gruppe der herrschenden Politiker vorbehalten. Diese Herrscher wer-
den nicht ohne Grund als totalitir bezeichnet, weil sie das gesamte,
totale Leben des Einzelmenschen weit iiber rein politische und soziale
Fragen hinaus regeln. NaturgemdB wiirde man erwarten, daf die
Unfehlbarkeit des Marxismus-Leninismus als politisch-soziale Lehre
nicht in einem Staate angefochten werden kann, wo das Monopo!l der
Macht im Besitz einer marxistisch-leninistischen Partei ist. Doch
weder Marx noch Lenin haben eine ,prézise” Linie fiir die Form
der Literatur, der bildenden Kiinste und der Musik vorgeschrieben.
Zahlreiche Mitglieder der sowjetischen Intelligenz mussen sich
ungliicklich fithlen, wenn sie gezwungen werden, gegen ihre innerste
Uberzeugung solche Lehren des Marxismus-Leninismus zu schlucken
wie die Nichtexistenz Gottes, die Auslegung der Geschichte der
Menschheit ausschlieBlich im Lichte der Veranderung der Produkfions-
weise und des Kampfes zwischen Ausgebeuteten und Ausbeutern die
Vergottlichung der Geschichte mit ihren angeblich unverdnderbaren
Gesetzen des Fortschritts, die Notwendigkeit des Einparteiensystems
und die sogenannte Diktatur des Proletariats.

Aber selbst diejenigen, die die Ansichten der Partei teilen, kénnen
unterschiedliche Vorlieben in nichtpolitischen Angelegenheiten besit-
zen. Nun fithrt aber der Mechanismus eines totalitdaren Systems uner-
bittlich zur Reglementierung selbst solcher Ansichten. FaBt man die
Tatsache ins Auge, daB die Partei tatsdachlich ihre Ansichten
iber die meisten Probleme der kiinstlerischen Formen und Inhalte
hat und daB sie die Mdoglichkeiten des Ausdrucks und der 6ffentlichen
MeinungsdauBerung eines Kiinstlers vollstandig in der Hand halt
(s. Kapitel XII), so hat ein wirklich talentierter Mensch, um sich aus-
zudriicken, nur die Wahl, sich der Parteilinie zu unterwerfen oder
zu verhungern. Die Parteifiihrer diktieren ihm nach ihrem person-
lichen Geschmack sowohl den Inhalt als auch die Form seines schop-
ferischen Schaffens.

Zwar gab es auf diesem Gebiet im Jahre 1953 ein gewisses Nach-
lassen der Parteikontrolle, doch kehrte man im Herbst 1954 wieder
zur fritheren Parteilinie zurtick.

Widhrend der Roman ,Jahreszeilen® von Vera Panova und ,Der Tau"
von Ehrenburg, beides Romane, die einige Kritik der sowjetischen
Wirklichkeit enthielten, im Jahre 1953 im Druck erschienen und Briefe
von Chas¢aturjan und Sostakowi¢, die eine gréBere kiinstlerische -—
nicht politische — Freiheit forderten, veréffentlicht wurden und eine
gewisse beschrinkte Diskussion iiber die stalinistische Linie in der
Literatur und in den Kiinsten zugelassen war, brachte das Jahr 1954
einen Riickzug. Der Redakteur des Nowyj Mir, in dem die nonkon-
formistischen Ansichten ausgedriickt worden waren, wurde entlassen,
der Allrussische Kongre der Sowjetischen Schriftsteller gebot dieser
liberalen Linie im Dezember 1954 Einhalt und der Generalsekretdar der
Union der Sowjetischen Schriftsteller erklirte auf dem XX, KongreB8:
«Einige von ihnen (den Schriftstellern) zeigten die Neigung, den groBen
gegenwdrtigen Themen zu enlfliehen, indem sie sich in intime (person-
liche) Erfahrung zuriickzogen und kleinliche Philistergefiihle idealisier-
ten, unter der Maske der Kritik die Uberreste des Kapitalismus ver-
herrlichten und allerlei ,Tauwetter® und andere verderbliche Bilder
der Lebensweise schufen ...” (Prawda, 19. II. 1956, S. 5).

Am 2, IV, 1956 brachte die Prawd a einen Artikel von T. Chren-
nikov, dem offiziellen Parteisprachrohr unter den Komponisten. Er hatte
keinerlei Bedenken, seine Kollegen offen zu warnen, daB die Partei-
resolutionen iiber Literatur, bildende Kiinste und Musik aus den Jah-
ren 1946-48 auch weiterhin giiltig seien, daB es wesentlich sei, melo-
diése Musik und vorzugsweise Opern zu schreiben, daB ein sowjetischer
Komponist so zu komponieren habe, daB seine Musik den breiten

Massen und nicht nur einer beschrinkten Hérerschaft von Musik-
kennern zugdnglich sei ®).

Diese Parteirichtung als der einzig zuldssige und gangbare Weg
flir die sowjetischen Schriftsteller, Komponisten und bildenden
Kiinstler wurde auch energisch in der Aprilnummer des Komm u -
nist vertreten (1956). Das Parteiorgan erinnerte nicht nur die Inter-
essierten an die Parteibeschliisse von 1946-48, sondern warnte im alten
stalinistischen Ton vor der dekadenten (westlichen) Kunst und vor der
.Wiederbelebung der biirgerlichen Ideologie®.

Der folgende Satz stellt den gegenwartigen Standpunkt der Partei
nach dem Tode Stalins in der Frage der Beziehungen zwischen der
sowjetischen literarischen und kiinstlerischen Welt einerseits und dem

- Westen andererseits klar: ,Es muBl gesagl werden, daB3-einige politisch
unreife Schriftsteller und bildende Kiinstler krankhafte Tendenzen
zeigen, die verschiedene Ausdrucksformen annehmen. Man kann hier
eine versohnliche Hallung gegentiber birgerlichen Kunstwerken er-
wdhnen, wobei diese Haltung mit Versuchen verkniipil wird, den Salz
ven der friedlichen Koexistenz von Lindern mil verschiedenen sozio-
politischen Regimen auf das Gebiet der ldeologie zu tlibertragen; . . . und
die Angriffe verschiedenen Typs gegen die Fiihrung durch die Partei
auf dem Gekbiet der Literalur und der bildenden Kiinste* (V. Ivanov,
S. 70). Auf diese Weise mufi also der ideologische Abgrund wachsam
aufrechterhalten, die Ansteckungsgefahr durch die westlichen (biirger-
lichen) Formen der Literatur und Kunst verhindert und das Partei-
monopol des einzig ,wahren" MaBstabes der Schonheit respektiert
werden.

Es liegt immerhin im Bereich der Mdaglichkeit, daB sich der Ge-
schmack der gegenwartigen Herrscher dndert, daB er vom Geschmacke
Stalins und Sdanows abweichen und sich einem Modernismus in
den bildenden Kiinsten zuwenden wird.

Diesbeziiglich kann man festslellen, daf Chrus¢éev bereits den so-
wjetischen Architekten den Befehl erteilte, den durch allerlei Zier-
rat belasteten und Kkostspieligen pseudoklassischen stalinistischen
Stil mit seiner Unzahl von Sdulen und Sdulenhallen aufzugeben. Er
tat dies, nicht weil er Geschmack am einfacheren modernen west-
lichen Stil findet, sondern einfach weil er mehr fir weniger Geld
bauen wollte. Man darf vielleicht annehmen, dall eines Tages die
gegenwartigen kommunistischen Fithrer oder ihre Nachfolger wirk-
lichen Gefallen an atonaler Musik oder an moderner Malerei finden
werden.

Die Parteiliniewirdsichindiesem Falleédandern,
doch wird sie immer noch eine Parteilinie blei-
b e n. Die Vorlieben Stalins kann man vielleicht als eine Ubergangs-
erscheinung werten, die Existenz der Parteilinie ist dagegen standig.
Die Partei diktiert und wird auch weiterhin diktieren, was schon ist.

Das gleiche gilt naturgemaB auch fiir den Sozialwissenschaftler. Er
mub ein vollstandiger marxistisch-leninistischer Konformist sein. Es
wird ihm nie gestattet, selbstandig zu denken.

§ 29. DER SUNDENBOCK

Das hervorragendere Mitglied der Intelligenz ist ebenfalls der Ge-
fahr einer unberechtigten Kritik und der offentlichen Bestrafung fir
angebliches Abweichen von der Parteilinie ausgesetzt. Die absclute
Madht hat eine Zwillingsschwester, die sich stets zu ihr gesellt, die
Unfehlbarkeit.

Wenn die Parteifiihrer abisolute Macht liber jeden Aspekt des Le-
bens des Sowjetmenschen haben, dann miissen sie unfehlbar sein.
Da sie dem Marxismus und Leninismus folgen, werden auch Marx
und Lenin offiziell fiir unfehlbar gehalten. Es war auch logisch, daB
Stalin, der di= hauptsdchlichste Macht in seinen Hianden hielt, zu
seinen Lebzeiten als unfealbar erklart wurde. Seine friiheren Diener
empdrten sich nach seinem Tode gegen ihn und erkldrten, daB er
fehlbar sei, beanspruchten aber fiir sich selbst als kollektive Gruppe
dieselbe Unfahibarkeit *¥). Aus diesem Grunde ist jede Parteilinie
richtig.

Das Leben erfordert aber Anderungen in der Parteilinie. Deshalb
miissen Siindenbocke gefunden werden. Die Parteilinie von heute
wird so dargestellt, als ob sie auch die Parteilinie von gestern gewe-
sen ware, nur wurde sie gestern durch einige Bosewichte verfdlscht.
Es stimmt zwar, daB diese Personen nichts anderes taten, als die Par-
teilinie so zu handhaben wie sie eben damals war, doch wird ihnen
als Fehler angekreidet, daB sie zu spat die alte Linie aufgegeben
haben. Manchmal ist dieser Siindenbock ein gefallenes Idol von
gestern oder ein in Ungnade gefallener Fiihrerkollege; haufiger sind
es ein Mitglied oder mehrere Mitglieder der Intelligenz, die beschul-
digt werden, die Parteilinie ,falsch ausgelegt” zu haben.

Mit anderen Worten, der denkende Sektor der sowje-
tischen Intelligenz wird in einem goldenen Ka-

64) Tichon Ckrennikov, ,Pered viorym sjezdom kompozitorov®, Prawda, 2. IV. 1956, S. 2.
65) Siehe z. B. den BeschluB des Zentralkomitees der Partei vom 30. Juni 1956 (Prawda,
2 VII. 1956) und den Kommentar dazu in: Prawd a, 6. VII. 1956; Letztes im selben Sinne,
vielleicht noch schédrfer: N. Chruséev, Za tesnuju swjaz Literatury 1 iss
Kusstvaszynujunaroda, Kommunist 1954, Nr. 12, S5. 11—120, ;
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fig gehalten. Die Sowjetintelligenz hat Geld, Ansehen und einen
Anteil an der Macht, soweit sich diese auf Beratungs- und Durch-
fihrungsfunktionen bezieht, dagegen bleibt ihr die teuerste Freiheit
versagt, die Freiheit des Denkens.

Jene westlichen Intellektuellen, die den Kommunismus unterstiit-
zen und sich unter den demokratischen Regimen, die sie zu unter-
graben helfen, noch jener wertvollen Freiheit erfreuen, sollten fiir
einen Augenblick innehalten und sich fragen, ob sie unter einem
totalitiren Regime wirklich gliicklicher waren. Das ist eine Frage,
die auch jene Naturwissenschaftler, Mathematiker und Spitzenkrafte
der Technik anaeht, die sich auf die kommunistische Freiheit in sol-
chen Forschungen verlassen und von den grofien materiellen Vor-
teilen angezogen werden, die der kommunistische Staat gewdhrt. Wo
ist erstens dia GewiBheit, daB die Einmischung Stalins in die Ange-
legenheiten der Naturwissenschaftler {um nur die Biologen zu er-
wiahnen, von denen manche aus dem Reich der Lebenden verschwan-
den, nur weil sie Ansichten vertraten, die denen Micurins wider-
sprachen) niemals unter einem Regime wiederkommen wird, dessen
herrschende Politiker den Beherrschten keine Rechenschaft schulden
und die die absolute Macht haben, selbst absurde Launen durchzu-
setzen? Zweitens hat ein beweglicherer Mathematiker, Techniker
oder Naturwissenschaftler auck andere als rein berufliche Interessen.
Wird er seinem Recht, einen eigenen kiinstlerischen Geschmack zu
besitzen, etwa iiber Politik reden zu diirfen, furchtlos seine grund-
legenden Auffassungen iiber die menschlichen Angelegenheiten mit-
teilen zu konnen, frohgemut entsagen?

§ 30. DIE NICHTRUSSISCHE INTELLIGENZ

Ein Grofteil der Sowjetintelligenz steht einem anderen Problem
gegeniiber. Es sei daran erinnert, daB nahezu 50 Prozent der sowje-
tischen Bevolkerung laut der sowjetischen Statistiken aus Nichtrussen
besteht (vgl. Kapitel VII). Ein Russe mit hoherer Bildung kann den
Trost in seinem Drangsal darin finden, daB er seine eigene Nationa-
litat von der Partei bevorzugt und hervorgehoben sieht. Der Nationa-
lismus der Russen ist von Stalin aufs dauBerste ausgebeutet worden.
~Die Russen erfanden” alles vom Radio bis zum Flugzeug, sie ent-
deckten, daB sich der Siidpol auf einem Kontinent befinde, ihre An-
nektierung und Eroberung von fremden Landern diente dem Fort-
schritt der Menschheit, ihre Zaren, zaristischen Generale, Admirale
und Staatsmdanner wurden verherrlicht %),

Zahlreiche Manner und Frauen mit h6herer Bildung, die einer ande-
ren Nationalitdat angehoren, mogen sich nun zu Recht in ihrem Inner-
sten erniedrigt fithlen. Sie haben kein Recht, ihre eigenen nationalen
Helden zu verehren, die oftmals mit den russischen Helden alter
Zeiten im Kampfe standen. Sie haben lediglich das ,Recht”, ihre
unterwiirfige Huldigung der gro B e n russischen Nation darzubrin-
gen, wie diese in der kommunistischen Terminologie genannt wird,
und ihren Dank dafiir auszudriicken, daB sie von dieser annektiert
worden sind und daB es ihnen gestattet wurde, eine gemeinsame Exi-
stenz mit dieser zu teilen %) (VII § 5).

G. Unterricht und Parteiunterweisung

Die wichtigste Frage besteht nun darin, wie man EinlaB in die Rei-
hen jener privilegierten Klasse findet. Die Tore, die EinlaB gewdh-
ren, sind offensichtlich die verschiedenen sowjetischen Institutionen
fiir héhere Bildung. Die gegenwartigen Herrscher beschlossen auf dem
letzten KongreB, diese Tore fiir die Kinder der verschiedenen sozialen
Klassen weiter zu 6ffnen als bisher, wahrend sie unter Stalin fiir die
Kinder Minderbemittelter halb verschlossen waren. Zweifellos wird
das neue Unterrichtssystem eine gréBere soziale Beweglichkeit in der
UdSSR gewdhrleisten, obgleich es die soziale Schichtung selber nicht
beriihren wird. Die Intelligenz wird weiterhin ihre bevorzugte Stel-
lung beibehalten, doch wird der Zutritt zu ihr fiir die Minderbemittel-
ten leichter sein.

§ 31. DAS ALTE UNTERRICHTSSYSTEM (1940—1956)

Sechzehn Jahre hindurch (1940—1956) war das sowjetische Unter-
richtssystem teils auf Unentgeltlichkeit und teils auf Schulgeldern
aufgebaut.

Die Schulen hatten zehn Klassen. Der Unterricht war bis zur sieben-
ten Klasse (incl.) frei. Die Teilnahme an den drei Oberklassen kostete
200 Rubel im Jahr. Alle Schulen fiir hGhere Bildung verlangten eben-
falls Schulgeld von 300 bis 500 Rubel je nach der Natur der Schule und
ja nach der Stellung (Qualitat) der Hochschule %),

Das Schulgeld hatte, wie jede andere Ausgabe, eine unterschied-
liche Bedeutung fir die verschiedenen Eltern, und zwar je nach ihrer
sozialen Stellung und infolgedessen ihrem Einkommen.

Die Bezahlung von 200 oder sogar 500 Rubel im Jahr fiir den Unter-
richt eines Sohnes oder einer Tochter war eine geringere Sache fiir
einen Vater, der ein Einkommen von 10 000 Rubel monatlich aufweisen
konnte. Dagegen war es schon eine ernsthafte Angelegenheit fiir einen
qualifizierten Arbeiter, der durch fleifige Ubererfiilllung seiner Norm
1000 Rubel im Monat verdiente. Die Bezahlung dieser Summe stellte
schlieBlich einen nichtqualifizierten Arbeiter oder einen Bauern vor ein
tragisches Dilemma, das man sich besser veranschaulichen wird, wenn
man den Betrag des Schulgeldes mit dem Lohn von 300 Rubel monat-
lich eines nichtqualifizierten Arbeiters vergleicht.

Diese Diskriminierung der armen Kinder wurde teilweise, aber nur
teilweise, aufgehoben durch Stipendien, die fiir solche Kinder im kom-
munistischen Staate ebenso unentbehrlich waren wie in den kapita-
listischen Staaten. (Es sei nicht vergessen, daB einige kapitalistizche
Staaten auf allen Stufen unentgeltlichen Unterricht gewdhren).

Diese Stipendien und Freipldatze wurden indessen erst einige Jahre
vor dem Tode Stalins freigebiger verteilt. Auch so muBten es hervor-
ragende Schiiler sein, die ein Stipendium erhielten, wahrend ein mittel-
maBig lernender Sohn oder Tochter gutgestellter Eltern sich immer das
Tor zu den drei Oberstufen der Elementarschule und zu den Hoch-
schulen mit einer Banknote zu 6ffnen vermochte.

Die Einfithrung von Schulgeldern im Jahre 1940 gewadhrte der hohe-
ren Schicht der Intelligenz ein indirektes Privileg, da sie so die Mdglich-

68) A. obrazovanije, Osnovnyje posla-
novlienita,

gelder des Schuljahres 1656—57 siehe: Kulski, SS. 475—477.

M. Danev, Narodnoje

prikazy { instrukcij, Moskva 1948, S5. 456—457. Uber die Schul-

keit erhielt, ihren Fortbestand zu sichern, indem sie ihren Kindern dia
gleiche Maoglichkeit bot.

Eine zweite Diskriminierung, die — soweit bekannt ist — weiter
fortlebt, betrifft die Kinder der Bauern. Da ein Bauernkind gesetz-
lich verpflichtet ist, bereits im Alter von 12 Jahren zu arbeiten uni
ein Drittel bis zur Halfte der Norm eines Erwachsenen zu erfiillen,
ist es in seinen Studienmoglichkeiten benachteiligt. Die gleichaltrigen
Kinder in der Stadt sind erst im Alter von 16 Jahren verpflichtet zu
arbeiten, wobei der Arbeitszwang fiir jene hinausgeschoben wird, die
in Mittel- oder Hochschulen weiter studieren.

Eine dritte Diskriminierung bestand bis vor einigen Jahren im Hin-
blick auf die Schulmdéglichkeit. Wahrend es namlich in den Landbe-
zirken im allgemeinen nur Schulen mit vier Klassen gab, hatten die
Schulen in den Stadten und Industriebezirken sieben und zehn Klas-
sen. Erst kiirzlich wurde das System der Sieben-Klassen-Schule auf
das ganze Land ausgedehnt.

Infolgedessen bestand bis zum Schuljahr 1956-57 folgende Lage:
Jedes Kind, sowohl in der Stadt als auch auf dem Land, konnte eine
Sieben-Klassen-Schule besuchen. Diejenigen, die das Schulgeld zu be-
zahlen vermochten oder denen Stipendien gewdhrt wurden, konnten
ihre Studien in den verbleibenden drei hoheren Klassen fortsetzen.
Danach wurde von einem Jiingling oder einem Mddchen, die eine Zehn-
Klassen-Schule absolviert hatten, erwartet, daB sie eine hchere Schule
mit Hochschulniveau besuchten, und zwar entweder auf Grund von
Schulgeld oder von Stipendien.

§ 32. DIE REFORM VOM JAHRE 1956

Dieses System wies einen offenkundigen Fehler auf, es beschrankta
die soziale Beweglichkeit und den Zutritt von Talenten zu den Uni-
versitdaten. Es wirkte sich gegen die langfristigen Interessen des
sowjetischen Staates aus. Wenn die Partei alle zukunftsreichen Ta-
lente fordern wollte, hatte sie die Tore der Hochschulen allen Kin-
dern zu 6ffnen, die es verdienten. Dieser weittragende Entschluff wurde
auf dem XX. ParteikongreB gefaBt. Kurz darauf wurden alle Schul-
gelder abgeschafft ).

Die Abschaffung der Schulgelder fiir die oberen drei Klassen der
Volksschule wurde mit einem anderen wichtigen Grund motiviert.
Derselbe KongreB beschloB namlich, in den nachsten finf Jahren
Schritt fiir Schritt die obligatorische Mittelschulbildung, d.i. die
10-Klassen-Schule, fiir alle Kinder einzufithren. Der derzeitige Fiinf-
jahresplan sieht die Verwirklichung dieses ehrgeizigen Projektes, zu-
mindest in den Hauptziigen, bis zum Jahr 1960 vor ??). Auch wenn
man die moglichen technischen Schwierigkeiten und andere Hinder-
nisse beriicksichtigt, darf man annehmen, daB jedes sowjetische Kind,
Stadt- und Landkind gleicherweise, im Jahre 1965 (am Ende des ndch-
sten Fiinfjahresplanes) einen 10-Klassen-Unterricht genossen haben

66) S Kovalev, O naejonalnoj gordostli Soveckich ludej, Moskva
1950, S5. 16—19. : 1

671 Uber die Feindlichkeit der Sowjels gegeniiber nichtrussischem Nationalismus in der
UdSSR siehe: Kulski, SS. 102—112.

69) Geseiz vom 14. VII. 1956 bty
70) Die Richtlinien des XX. Kongresses beziglich des 6. Finfjahresplans (1956—1960),

Prawda 15 Januar 1956, S. 4; ferner der Beschlu des XX. Kongresses, mit dem diese
Richtlinien ingenommen wurden, Pra wda, 25. I1. 1956, S. 2.
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wird. Man darf auch mit Sicherheit erwarten, daB die Qualitat des
Unterrichts und die Studienmdéglichkeiten ziemlich ungleich sein wer-
den, indem die groBen Stddte begiinstigt und die Landbezirke eher
benachteiligt sein werden. Dies wiirde aber in jedem Land der Fall

sein

wenn dieses Projekt verwirklicht wird, dann wird es die Abdnde-
rung des minimalen Alters der Arbeitspflicht notwendig machen. Ein
sowjetisches Kind beginnt die Schule im Alter von sieben Jahren zu
besuchen; die Altersgrenze fiir die Jugendlichen in der Stadt wird um
ein Jahr hinausgeschoben werden miissen, wahrend die Landkinder
entweder der Arbeitspflicht auf den Kolchosen bis zum Erreichen des-
selben Alters entbunden zu werden haben oder aber ihre Arbeitsnorm
drastisch gesenkt werden muB. Falls dies nicht getan wird, kann aus
dem Plan keine Wirklichkeit werden, zumindest nicht in den Landbe-
zirken. Da alle Kinder verpflichtet sein werden, die Schule zehn Jahre
lang zu besuchen, konnte die Regierung naturgemaB nicht auf der Be-
zahlung eines Schulgeldes fiir die drei oberen Klassen bestehen.

§ 33. DER ZWECK DER UNTERRICHTSREFORM

Die Bedeutung der Unterrichtsreform soll hier nun naher analysiert
werden, da sie die Zukunft des sowjetischen Kindes beeinfluft, aus
dem eines Tages der sowjetische Durchschnittsmensch werden wird.
Zuerst ist hervorzuheben, daB diese Reform zur VergroBerung der
Macht der Sowjetunion beitragen wird. Das Tempo der Industrialisie-
rung wird von einer Zunahme der Qualitdt der jlingeren Arbeits-
krdfte begleitet sein, wobei der Unterrichtsstandard den Erforder-
nissen unseres technischen Zeitalters entsprechen wird. Aber was
wird die Reform fiir den Einzelmenschen bedeuten?

Viele Leute hegen noch immer die Iilusion, daB Bildung unter allen
Umstanden etwas Gutes ist.

Jede Person, die in einem Konzentrationslager gelebt hat, konnte
die Erfahrung machen, daB die Bildung des Sklaven in einer Sklaven-
herrschaft bloB eine andere Waffe oder ein anderes Unterdriickungs-
mittal in der Hand des Herrn ist. Auch ist es keinesfalls wahr, daB
die Bildung zwangsldufig einen starkeren Trieb nach Freiheit be-
deutet. Alles hirgt wieder davon ab, was fiir eine Art von Bildung
man erhalten hat. Die eine Art von Unterricht pflanzt den Samen
der Freiheit in die Herzen der Jugend, wahrend eine andere Art sie
vielleicht nur dazu erzieht, gefiigigere Sklaven zu sein. In einem
Maschinenzeitallier ist die Mittelschulbildung die Vorbedingung fiir
ein Heer von ceschullen Arbeitern. Dies gilt fir jedes industriali-
sierte Land.

Daher ist hier die Frage zu stellen: Was fiir eine Art Bildung
wird in den sowjetischen Mittelschulen vermittelt werden? Die Ant-
wort ist aus der gegenwadrtigen Erfahrung bekannt. Dem sowjetischen
Kind wird Atheismus gelehrt (es ist gesetzlich verboten, in den Schu-
len religiése Zeichen anzubringen, ganz zu schweigen vom Religions-
unterricht, der untersagt ist?!), ferner die Unfehlbarkeit der marxi-
stisch-leninistischen Lehre, Glaube an die Parteifiihrer und ihre Un-
fehlbarkeit, strenge Disziplin und unbedingter Gehorsam dem Regime
gegeniiber 7). Die den Sozialwissenschuften gewidmeten Lehrstunden
sollen verringert werden, beschlof der XX. Parteikongref 7*). Der Ju-
gendliche wird nur die allernotigste Unterweisung auf dem Gebiet der
Sozialwissenschaften erhalten. Der Hauptteil der Lehrzeit wird dem
Unterricht der sog. technischen Wissenschaften vorbehalten, wie Ma-
thematik, Physik, Chemie, technisches Praktikum. Die zukiinftige all-
gemeine Mittelschule wird hauptsachlich eine verbesserte Berufs-
schule sein, obwohl das keineswegs bedeutet, daB sich der Unterricht
in Mathematik, in den Naturwissenschaften und in praktischer Tech-
nik auf einem niedrigen Stand befinden wird. Es ist mit Sicherheit
anzunehmen, daB die sowjetische Regierung alles tun wird, um das
gegenwadrtige hohe Niveau der sowjetischen Mittelschulen aufrecht-
zuerhalten. Die Absolventen dieser Schule werden dann den Fabriken,
Eergwerken, Kolchosen und anderen Beschaftigungen zugewiesen
werden, da offenbar nur ein geringer Prozentsatz die Bewillijung
erhalten wird, die Hochschulen zu besuchen. Man wird so hochquali-
fizierte Arbeiter und Bauern mit nur vollig rudimentaren und stereo-
typisierten politischen und sozialen Kenntnissen erhalten. Die Partei
hofft offensichtlich, daB das Interesse an nichtberuflichen Angelegen-
heiten stets beschrankt sein wird, da der Geist wiahrend der Schul-
jahre immer wieder auf die Bedeutung der technischen Probleme
gelenkt wurde. Sie werden, wenn sich die Erwartungen der Partei
erfiillen, hochqualifizierte Ameisen sein.

§ 34. DIE ERZIEHUNG DER ELITE

Aber selbst Ameisen brauchen eine Kénigin. Infolgedessen miissen
Fithrer bereitgestellt werden. Diese werden von den Hochschulen
geliefert, zu denen notwendigerweise nur ein geringer Bruchteil der
Studierenden der Mittelschulen zugelassen werden wird. Es werden

?,],} {‘Lmkel' 126 des Stralgesetzbuches, siche; Ugolovnyj Kodex p. 66
Z:.) Uber die kommunistischen staatsbirgerlichen Ideale siehe: Kulski, S5, 320—322
73) Prawda, 23. II., S. 11.

die fahigsten und politisch verldBlichsten ausgewahlt werden. Da das
Schulgeld fiir die Hochschulen jetzt abgeschafft ist ), wird der Pro-
zeB einer entsprechenden Auswahl nicht durch dieses kiinstliche Hin-
dernis behindert sein. Auf dem XX. Parteikongref wurde auch ver-
kiindet, daBl die Anzahl der wissenschaftlichen und technischen héhe-
ren Schulen eine Vermehrung erfahren wird. Da der Sozialismus
durch die Industrialisierung ersetzt wurde, ist es ganz natiirlich, daf
die Zahl der Technokraten innerhalb der sowjetischen Gesellschaft
zunehmen mub.

Wenn nun die Bildungselite aus Leuten mit Hochschulbildung
besteht, dann soll die politische Elite nach einem von Chruséev auf
dem XX. ParteikongreB vorgeschlagenen Spezialsystem ausgebildet
werden. Indem er sich etwas sehnsuchtsvoll auf die seinerzeitigen
zaristischen Schulen der sozialen Elite bezog, sagte er:

.Wenn wir in die jiingste Vergangenheit blicken, so werden wir
sehen, daB die herrschenden Klassen auBer den allgemeinen Schulen
ihr eigenes System zur Erziehung der neuen Generationen hatten, ein
System, das dem Regime und dem Geist jener Zeil entsprach. Das
waren die Akademien fiir die Pagen und Kadelten, die Institute fiir
adelige Mddchen und andere dhnliche Schulen ... Wie haben wir uns
nun praktisch demselben Problem zu ndihern? Es scheint, daB es ange-
zeigt widre, Internate zu schaffen (wir miissen uns noch einen entspre-
chenden Namen [iir sie ausdenken) ...” (Prawda, 15. Il. 1956).

Diese Spezialmittelschulen sollen, erkldart Chruscev, in einer scho-
nen und gesunden Umgebung gelegen sein, in schéonen Gebduden
untergebracht werden, die allen Komfort aufweisen, sollen die besten
Lehrer erhalten, die ,die Ingenieure der Seele der neuen Generation”
sein wiirden (a.a.0.). Indem er die Lieblingsphrase Stalins von den
Ingenieuren der menschlichen Seele gebrauchte, vermittelte Chru-
scev den Eindruck, daB diese Internate fiir kommunistische ,Pagen,
Kadetten und adelige Tochter” nicht nur die bestmogliche Mittel-
schulbildung geben wiirden, sondern auch einen besonderen staats-
biirgerlichen Unterricht in der kommunistischen Lehre, der intensiver
ware als der in den Tagesschulen. Die Studenten der Tagesschulen
entziehen sich auch teilweise der Wirkung der kommunistischen
Seelenformung, da sie einen groflen Teil ihrer Zeit zu Hause ver-
bringen. Chruscev heob auch hervor, daB es den mit Zustimmung
ihrer Eltern gewahlten Studierenden dieser Internate verboten sein
wirde, ihre Familien auBer wahrend ihrer Schulferien zu besu-
chen. Die Seelen der Kinder wiirden so ganzlich durch besonders
ausgesuchte Lehrer geformt werden. Sie wiirden zu fanatischen
Kommunisten ausgebildet werden. Fiir diese Schulen wiirde man
zwar das Schulgeld beibehalten, doch wiirden diejenigen Eltern,
die es nicht zu zahlen vermdéchten, teilweise oder ganz davon befreit
werden. Zieht man die menschliche Natur in Betracht, wie sie ist. so
ist es nicht schwer vorherzusagen, da Eltern mit gréBerem EinfluB
imstande sein werden, die Aufnahme ihrer Kinder zu diesen Schulen
der kiinftigen kommunistischen Aristokratie zu sichern, und daB es
ihnen nichts ausmachen wiirde, Schulgelder zu zahlen, da sie dies
leicht tun kénnen.

Auf diese Weise wiirde also die soziale Schichtung weiterbestehen,
wenngleich auf eine andere Art. Tagesmittelschulen wiirden jedem
Kind offenstehen und die Erziehungsbasis der gewohnlichen, ge-
meinen Ameisen der kommunistischen Gesellschaft bilden. Die
Internate waren dagegen den sorgfaltig ausgewédhlten Ameisenkoni-
ginnen reserviert, die wahrscheinlich Abkémmlinge der gegenwadrti-
gen Oberschicht der Intelligenz sein werden. Da die Internate eine
bessere Erziehung vermitteln wiirden, hatten ihre Absolventen eine

weit groBere Wahrscheinlichkeit, ZulaB zu den Hochschulen zu
erhalten.

Dieses Bild wurde spdter etwas durch jene Artikel verwischt, die
in der Sowjetpresse im Sommer 1956 erschienen. Diese Artikel er-
kldrten, daB die Internate, von denen einige im Herbst 1956 eroffnet
werden sollten, in einer gewissen Zukunft die allgemeine Form der
Schulen sein urd die gegenwirtigen Tagesschulen abldsen wer-
den ). Es erscheinen hier zwei Deutungen mdglich. Wenn dieses
arandiose Projekt ernsthaflt erwogen wird (es kénnte aus tech-
nischen und budgetaren Criinden nicht vor dem Ablauf einer lange-
ren Zeit verwirklicht werden), dann ist es die Absicht der Partei,
sich das vollsténdige Monopol der Freizeit der Kinder und jungen
Leute zu sichern und in der abgeschlossenen Atmosphdre der Inter-
nate vorzugehen, wo die Studierenden von ihren Familien abge-
schlossen wéren und ihre Seelen ruhig geformt werden kénnten. Es
wire toricht, diese Deutiing als unmoglich abzulehnen. Die andere
Deutung wiirde weniger ehrgeizige Plane voraussetzen. Die Partei
muB die ungiinstigen [remden Kommentare iiber diese Eliteschulen
fir die neue kcmmunistische Aristokratie bemerkt haben, die eine
Verleugnung cGer Demokratie in jedem Sinne des Wortes darstellen.
Diese Kommentare waren den auslandischen Kommunisten duBerst
unangenehm. Es ist méglich, daB sich die Partei einfach ein Alibi

74) Die Geselze vom 14, VII. 1956
75) Z. B. in Prawda, 28 VI. 1956, S. 1.
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schaffen wollle, als sie die allgemeine Einfiihrung der Internate ver-
sprach, ebenso wie sie eine unbegrenzte Fulle von Verbrauchsgiitern
in der Zukunft versprochen hatte. Ein auslandischer Kommunist kann
nun diese Artikel in der Sowjetpresse zitieren und sagen, daB die
beschrankte Zzhl von Inlernaten lediglich den ersten Schritt in
einem grandiosen Programm fiir alle Kinder darstellt, wdhrend in
Wirklichkeit die Partei an der Konzeption einer beschrankien Zahl

von Eliteschulen festhalt, wie sie urspriinglich von Chruscev im
Februar 1956 dargelegt wurde.

Welche Deutung sich auch immer als richtig erweist, so werden die
Internate doch zumindest fiir eine lange Zeit fiir einige wenige Auser-
wahlte reserviert sein, fiir die Anwaérter auf einen Platz in der kiinf-
tigen Fiihrergarde des Kommunismus.

H. Ideologische Unterweisung und relativistische Moral

§ 35. KINDER UND ELTERN

Worin besteht der staatsbiirgerliche Unterricht, der an einer sowje-
tischen Schule erteilt wird? Ein kiinftiger Sowjetbiirger mufl nicht nur
tief von der marxistisch-leninistischen Anschauung und von Treue
zur Partei durchdrungen sein, sondern hat sich auch einer straffen
Disziplin unterzuordnen 7%). Stalin erkannte in scharfsichtiger Weise,
daB die beste Schule das Heim war, solange die Kinder Tagesschulen
und nicht Internate besuchten. Hierbei bestand aber stets
die Moglichkeit eines Konfliktes zwischen der
ErgebenheitzurFamilieundderLoyalitdatgegen-
iberdemkommunistischenStaat Dieses Problem wurde
und wird stets zugunsten des Staates gelost. Die Lesebticher der
Volksschule enthalten die ,erbauliche” Geschichte eines 14jahrigen
Knabens, Pavlik Morozov mit Namen 77).

Der Knabe leble zur Zeit der Massenkollektivisierung der Landwirt-
schalt, der sich die Bauern hdufig akliv widersetzten. Pavlik zeigte
seinen Vater bei der kommunistischen Strafabteilung als einen der
Fiihrer der Widerstandsgruppe gegen die Kollektivierung an. Der
Vater wurde festgenommen und hingerichtet, doch wurde der Knabe
am ndchsten Tag von seinem GroBivater getdtel. Diese grausame Ge-
schichte eines sowjetischen Helden stellt das Vorbild dar, wie die
Kinder den Konflikt mit der Loyalitdt zu lésen haben. Eine Zeitschrift far
Schulkinder, die Pionerskaja Prawda, schrieb: ,Pavlik Moro-
zov faBite den EntschluBl zu einer grofien Heldental, sein Leben flir sein
Vaterland zu opfern. Er nahm alle seine geistige Kraft und seinen Mut
zusammen und handelte sogar gegen seinen eigenen Vater, nachdem
es sich herausgestellt hatle, daBl sein Valer ein Feind des Volkes war
.. . Flir uns wird Pavlik Morozov immer ein Vorbild des slaalsbiirger-
lichen Mules bleiben. Wir miissen die Feinde des Sowjelstaales ent-
larven, wo immer und wer immer sie sind, so wie Pavlik Morozov sie
entlarvt hal.” (a.a. Q)

Die Pavlik Morozovs unserer Zeit werden aufgefordert, ihre Eltern
zu denunzieren, wenn sie entdecken, daB diese in Opposition zum
Staate stehen. Sie werden nicht nur dazu aufgefordert, sondern’ sind
gesetzlich dazu verpflichtet.

Es besteht eine allgemeine Verpflichtung, den Behorden alle Per-
sonen anzuzeigen, die konlerrevolutionare (politische) Verbrechen und
Vergehen gegen das Staatseigentum begehen oder zu begehen versu-
chen. Diese Verpflichtung ist in Artikel 58-12 des Strafgesetzbuches
niedergelegt, der fiir das Verbrechen der Nichtanzeige die Strafe eines
Freiheitsenlzuges von zumindest sechs Monaten ausspricht ). Da Ju-
gendliche vom 14. Lebensjahr an (dem Alter von Pavlik Morozov) fiir
alle Vergehen haftbar sind, haben sie die gesetzliche Verpflichtung,
Eliern und andere Verwandte anzuzeigen. Die ausgesprochene Strafe
ist schwerer im Falle der Nichlanzeige eines Verwandten, der ins Aus-
land desertiert, wahrend er ein Mitglied der bewalffneten Streitkrafte
ist, Da er nicht verhaftet werden kann, werden in erster Linie seine
Verwandten filir das Verbrechen der Nichtanzeige bestraft. Artikel 58-1¢
des Strafgesetzbuches sagt fur diesen Fall, daB als Strafe ein Freiheits-
entzug von fiinf bis zehn Jahren zu verhangen ist ™). Minderjahrige
von mehr als 14 Jahren haben die gleiche Strafe zu gewartigen.
Derselbe Artikel stellt auBerdem noch eine kollektive Familienverant-
wortlichkeit fest. Verwandte, die beweisen kénnen, dal sie nichts Gber
die Absicht ihres Vaters oder Sohnes oder Bruders wuBten, daB er ins
Ausland desertieren wolle, oder die sogar an einem anderen Orte
wohnten, aber finanziell von ihm unterstiitzt wurden (und ihm des-
halb nahestanden), kénnen mit Verbannung ,in die enifernten Ge-
biete Sibiriens” fur fiinf Jahre besiraft werden %), Dieser Crundsatz der
kollektiven Familienverantwortlichkeit illustriert die Entschlossenheit
der sowjetischen Herrscher, auf allen menschlichen Registern zu spie-
len, um das Volk ganzlich ihrem Willen zu unterwerfen. Es sei noch
hinzugefiigt, daB das Durchfiihrungsgesetz zum sowjetischen Straf-
gesetzbuch auch nahe Verwandte des Angeklagten nicht davon aus-
schlieBt, als Zeugen vor Gericht auszusagen %),

§ 36. JUGENDORGANISATIONEN

Die Partei wiinscht, daB die Eltern ihre Kinder ,als sowjetische
Patrioten und als aktive und gewissenhafte Erbauer des Kommunis-

76) Uber die strenge scwjetische Schuldisziplin siehe: Kulski SS. 485—495
77) Pionerskaja Prawda, 12. 1X. 1952,

78) Ugolovny) Kodeks, 5. 31.

79 Ugolovoy| Kodeks, S. 26.

80) e b d.

81) M. S. Strogovié, Ugolovny) Process, Moskva 1946 S. 188.

mus" erziehen (V. Kolbanovskij, ,Ukreplenije semi v socjalistices-
kom obscestve”, BolSevik, September 1949, Nr. 17, S. 53). Doch
ist es moglich, daB Eltern, gewollt oder ungewollt, diese Aufgabe
nicht erfiillen. Der Lehrer kann sich nicht wirksam mit der staats-
biirgerlichen Erziehung jedes einzelnen Kindes befassen. Aus diesem
Grunde wurde der Rest dieser Aufgabe zwei Jugendorganisationen
tibertragen, den Pionieren unddem Komsomol

Die groBe Mehrheit der Schulkinder von 9 bis 14 Jahren ist Mit-
glied der Pioniere, obwohl die Teilnahme an dieser Organisation
streng genommen nicht obligatorisch ist. Die ideologische Aufgabe
der Pioniere ist klar im Eid der Pioniere niedergelegt:

#Ach ... verspreche, daB ich standhafl fiir die Sache Lenins und fiir
den Sieg des Kommunismus eintreten werde.” (Ogonek, Mai 1952,
Nr. 21, S.2)

Die Tatigkeit der Pioniere ist nicht nur ideologischer Natur, son-
dern kann in vieler Beziehung mit der der westlichen Pfadfinder ver-
glichen werden. Das Hauptbestreben richtet sich darauf, die Freizeit
der Jugendlichen soweit als mdglich zu kontrollieren und, wenn
notig, ein Gegengewicht zum EinfluB von Heim und Familie zu
schalfen.

Junge Leute im Alter von 14 bis 26 Jahren konnen dem Komsomol
beitreten, der jetzt etwa 20 Millionen Mitglieder zahlt. Die Komso-
molzen sind sowohl Helfer der Partei bei der Erfiillung ihrer verschie-
denen Aufgaben, die Unterweisung von jung und alt mit einbegrif-
fen, als auch die zukiinftigen Anwarter der Parteimitgliedschaft. Die
Partei zieht es entschieden vor, als Neumitglieder junge Leute aufzu-
nehmen, die auf eine erfolgreiche Komsomolzenvergangenheit hin-
weisen konnen. Eine der Aufgaben des Komsomols ist die Propa-
gierung des Atheismus.

«Ein Milglied des Konsomols darf der Religion gegeniiber nicht
gleichgliiltig sein . . . er muB vielmehr ein aktiver Kampfer gegen den
religiosen Aberglauben sein.”

Die Statuten des Komsomols legen klar und deutlich die Haupt-
aufgabe dieser Organisation fest:

.Der Komsomol unterstiitzt die Kommunislische Partei und bildzat
deren Reserve und Hilfe. Er erzieht die Jugend unter der Fithrung der
Kommunistischen Partei ..." (KomsomolskajaPrawda, 4. VIL
1952.)

§ 37. PROPAGANDA

Die Mentalitat des Kindes wird gemdaB dem Wunsche der Partei
vom Lehrer geformt, der ein Staatsangestellter ist, ferner von den
Pionieren und dem Komsomol sowie von seinen Zeitschriften und
Lehrbiichern, die vom Staat herausgegeben werden. Der einzige Ein-
fluB, der — unter groBen Risiken — ein Gegengewicht zu dieser Art
von Erziehung darstellt, ist der EinfluB der Eltern. Allerdings sind
auch diese, wie alle anderen Erwachsenen, einem Sperrfeuer der
monopolisierten Parteipropaganda ausgesetzt. Wohin immer sich der
durchschnittliche Sowjetmensch wendet, ob er seine Zeitung, ein Flug-
blatt oder ein Buch liest, ob er den Fernsehschirm betrachtet oder
dem Radio lauscht, ob er eine o6ffentliche Vorlesung besucht oder
seinem Universitatsprofessor zuhort, ob er an einer o6ffentlichen Ver-
sammlung oder an einer beruflichen Zusammenkunft teilnimmt oder
cb er wahrend seiner Arbeilszeit einem Kollegen zuhort, der eben-
falls ein Parteiagitator ist, iiberall und jederzeit wird er von der Par-
teilinie und ihrer laut widerhallenden Stimme bedrangt. Wenn ein
Durchschnittsmensch trotz seiner Abgeschlossenheit von jeder aus-
landischen Quelle der Information und des Wissens unabhéngig
bleibt, dann muB er seinen Mund halten, wenn er nicht konterrevolu-
tiondrer Umtriebe bezichtigt werden will.

§ 38. RELATIVISTISCHE MORAL

Dieser Typ der Gesellschaft, wie er hier beschrieben wurde, kann
nur auf der Grundlage einer relativistischen Moral existieren, die alle
Mittel dem politischen Ziel unterordnet. Dieselbe Handlung wird
moralisch oder unmoralisch sein, je nach ihrer Beziehung zu diesem
Ziel (I1 § 14 d). Dieses Ziel selbst wird verschiedentlich angegaben,
und zwar als die ideale zukiinftige kommunistische Gesellschaft
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(II § 23), als die Macht des ,sozialistischen” Staates (IIT § 11, § 21),
als die GroBe der Partei usw., ist aber in Wirklichkeit, zumindest
heute, einfach die Industrialisierung der UdSSR und der revolutio-
niare Umsturz der nichtsowjetischen Staaten (V § 2). Beispiele Fir
diese Relativitat der moralischen MaBstibe wurden bereits in den
Kapiteln VI, VII und XI angefiihrt und erklart Es ist zu betonen, daf§
dieser Typ der Moralitdat nicht nur auf die Beziehungen zwischen
kommunistischen und nichtkommunistischen Landern angewandt wird
(wie in Kapitel VI gezeigt wurde), sondern auch innerhalb des kom-
munistischen Regimes selbst, das, wie die Kommunisten zugeben,
auch weiterhin in verschiedene soziale Klassen gegliedert bleibt Der
uniiberbriickbare Abgrund, der die kommunistische relativistische
Moral (wie jede andere totalitire Moral) von der auf ewigen Werten
beruhenden traditionellen ethischen Auffassung trennt, macht es
iiberaus schwierig, wenn nicht unmoglich, eine gemeinsame Sprache
zu finden.

Ein Totalitarer sagt in dem Roman ,1984" von George Orwell:
.Die Wirklichkeit existiert im menschlichen Geist ... nicht im Geist

des Einzelmenschen, der Fehler machen kann und jedenfalls bald
zugrunde geht; sie existiert nur im Geist der Partei, die kollektiv
und unsterblich ist (vgl. II § 8 u. § 14f). Was immer die Partei als
Wahrheit ansieht, i st Wahrheit. Es ist unméglich, Wirklichkeit auBer
durch die Augen der Partei zu sehen.” Dies ist es, was die kommu-
nistische Propaganda unaufhorlich in den Kopf der Menschen einham-
mert, sowohl in den der Menschen in den kommunistisch regierten
Landern als auch in den der anderen ausldandischen Kommunisten. Je-
doch ist der Geist der Partei nicht wirklich kollektiv, noch ist die Par-
teilinie unsterblich. Der ,Geist"” besteht aus den wenigen Gehirnen der
kleinen herrschenden Parteioligarchie und auch die Parteiwahrheit ist
sterblich, da der eine oder andere Teil von ihr abstirbt und mit jeder
Verdnderung der Parteilinie durch etwas Neues ersetzt wird. Die
.unsterbliche Wahrheit” wird je nach den Verhdltnissen von der herr-
schenden Oligarchie, einer Gruppe von elf oder siebzehn Mannern,
formuliert; ist sie einmal [ormuliert, so miissen die beherrschten
Millionen sie als unsterblich anerkennen — bis zur ndchsten Revision.
Die Formulierung der ,Wahrheit” ist das ausschlieBliche Vorrecht
der wenigen Herrscher.

I. Anhang

§ 39. ERGEBNISSE EINIGER WAHLEN

a. Ergebnisse der Wahlen zu den Obersten Sowjets der Unionsrepubliken (nach: ,Neue Welt"
8. 1947, Nr..3, 5. 3,-und-Nr. 4, s. 'S. 3ff; .Sowjetstaat und Recht® 1951, Nr. 3, S. 2).

1947/48 1951
Wahliteilnehmer Fiir den Stalinblock Wahliteilnehmer Fiir den Stalinblock
Unionsrepublik Wahlberechtigte [ul;el:rc‘);e;r;li(-an abﬁ:‘;g%l:z::mi:‘lmd!:fn Wahlberechtigte {"‘;el:rg:{g?l:?n nizge?&be;rzzilt::zn
berechtigten) Wahlteilnehmer) berechtigten) d. Wahlteilnehmer)
1. RSFSR 59 369 181 99,95 98,29 64 832 312 99,98 99,76
2. Ukrain. SSR 21 554 233 99,96 99,47 23'115932 99,99 99,91
3. WeilruB. SSR 4 435919 99,97 99,57 4 796 349 99,99 99,92
4. Usbek. SSR 3 267 978 99,99 99,86 3 545 949 99 99 99,92
5. Kasach. SSR 3 553 881 99,97 99,70 3946 109 99,99 99,82
6. Georg. SSR 2 055 460 99,97 99,94 2 201 677 99,99 99,99
7. Aserbaidsh. SSR 1 498 420 99,986 99,79 1725 600 99,99 99,96
8. Litauische SSR 1 510 150 97.91 98,05 1 601 630 99,95 99,90
9. Moldauische SSR I 296 817 99,92 99,69 1 394 941 99,99 99,89
10. Lettische SSR | 323 375 99.75 99,13 1 365 358 99,97 99,95
11. Kirgis. SSR 378 922 99,95 99,62 993 643 99,99 99,77
12, Tadshik. SSR 779 552 99,99 99,90 872278 99,99 99,95
13. Armenische SSR 713 240 99,99 99,81 786 263 99,99 99,94
14. Turkmen. SSR 655114 99,96 99,77 729 784 99,99 99,89
15. Estnische SSR 804 172 99,33 96,17 814 682 99,89 99,85
16. Karelo-Finn. SSR 232 705 99,96 99,26 327 127 99.98 99,52

b. Ergebnisse der polnischen Wahlen vom 20. 1. 1957 fiir den Sejm
(nach Trjbuna Ludu vom 23. 1. 1957).

Die Zahl der stimmberechtigten Personen betrug 17 944 081, Es
wurden 16 892 213 Stimmen abgegeben. An den Wahlen zum Parla-

ment nahmen also 94,14 Prozent der Wahler teil. Giiltige Stimmen
wurden 16833 316 abgegeben; ungiltige Stimmen 58 897. Fiir die
Kandidaten der nationalen Einheitsfront wurden 16 563 314 Stimmen
abgegeben, d. h. 98,40 Prozent der giiltigen Stimmen.

: Prozent der abge- Zahl d. Stimmen, die
Nr. Zahl der stimm- Zah! der ab- -ang = 2 ; y Prozent
des Wahl- Wahlbezirk berechtigten Per| gegebenen | 9¢benenStimmen |- Zahl der gilt. — fir die Kand. der 4. " ipigen
Roriihs : eaha Stimthen im Verh. zu den Stimmen nat. Einheitsiront Sitninon
Stimmberechtigten abgegeben wurden

1 Warszawa-Srodmiescie 283 279 269 723 95,21 269 557 268 724 99,69
2 Warszawa-Stare Miasto 242 956 231 855 95,43 231 685 230 446 99,46
3 W-wa — Praga-Srodmiescie 238 397 227351 95.53 227 626 227 028 99,74
4 Lodz-Polesie 173 187 165 367 95,48 164 830 163 541 99,22
5 Lodz-Srodmiescie 173 392 165 261 95,31 165 106 163 994 99,33
51 Pabianice 187 732 175 374 93,42 174 546 170 277 97,55
52 Piotrkow Trybunalski 205 991 188 110 91,32 187 158 182 701 97,62
53 Tomaszow Mazowiecki 185 697 173 430 93,39 172 863 172 863 100,00
54 Wielun 115 391 108 627 94,14 108 225 106 148 98,08
55 Zgierz 107 351 100 116 93,26 99 080 96 739 97,64
101 Pruszkow 271 022 163 415 92,84 163 240 161 932 99,20
102 Siedlce 185 653 171 140 92,18 170 875 167 798 98,20
103 Wolomin 125 729 116 116 92,35 115552 113 580 98,29
104 Boleslawiec 128 162 122 944 95,93 122 806 121 660 99,07
105 Jelenia Gora 119734 112 347 93,83 112 156 110 761 98,76

BeschluB des Rates der Volkskommissare vom 31. 12. 1938 Nr. 329

§ 40. ARBEITSGESETZE

iber die Einfiihrung der Arbeitsbiicher.

... der Rat der Volkskommissare der UdSSR hat beschlossen:

nen Arbeitsbiicher einzufiihren, die durch die Verwaltung der Unter-
nehmen (Institutionen) ausgestellt werden.

2. In die Arbeitsbiicher die folgenden Angaben iiber den Inhaber des
Arbeitsbuches eintragen zu lassen: Familiennamen, Vornamen, Vor-
namen des Vaters, Alter, Ausbildung, Beruf und Angaben {iber die
ausgelibte Arbeit, Uberstellungen von einem Unternehmen (Institution)

1. Beginnend mit dem 15. 1. 1939 fiir die Arbeiter und Angestellten
in allen staatlichen und kooperativen Unternehmungen und Institutio-

zu einem anderen, Griinde dieser Uberstellung sowie iiber Belobigun-
gen und Auszeichnungen.
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... 6. Die fiir eine Arbeit eingestellten Arbeiter und Angestellten
sind verpflichtet, der Verwaltung des Unternehmens (Institution) ihr
Arbeitsbuch vorzulegen. Die Verwaltung darf einen Arbeiter oder An-
gestellten nur gegen Vorlegung eines Arbeitsbuches einstellen.

Personen, die zum erstenmal eingestellt werden, sind verpflichtet,
der Verwaltung eine Bescheinigung des Hauswarts oder des Dorf-
sowjets vorzulegen, in der ihre letzte Arbeit angegeben ist.

Gesetz vom 2. X. 1940 tber die Staatsarbeitsreserven der UdSSR:

... das Prasidium des Obersten Sowjet der UdSSR beschliefit:

... 8. Die Vorsitzenden der Kolchosen zu verpflichten, jahrlich durch
je 100 weibliche und mannliche Mitglieder der Kolchose zwischen 14
und 55 Jahren ... zwei junge Leute von 14—15 oder 16—17 Jahren fir
die Lehrlingsschulen der Fabriken auswdhlen zu lassen.

9. Die Rate der Delegierten der Arbeiter in den Stadten zu verpflich-
ten, eine durch den Rat der Volkskommissare zu bestimmende Zahl
von jungen Leuten zwischen 14—15 Jahren fiir die Lehre in Berufs-
schulen und Eisenbahnbetrieben und solche von 16—17 fiir die Lehr-
lingsschulen an den Fabriken auszuwahlen.

10. Zu beschlieBen, daB alle Personen, die ihre Lehre in den Berufs-
schulen, Eisenbahnschulen und Lehrlingsschulen der Fabriken beendet
haben, als mobilisiert gelten und verpflichtet sind, vier Jahre ohne
Unterbrechung in den Staatsunternehmungen gemdfl den Anweisungen
der Hauptverwaltung der Arbeiterreserven bei dem Rat der Volks-
kommissare der UdSSR zu arbeiten ...

(nach: La condition ouvriére en URSS., Les Pénalités

sociales, Editons du Pavois, Paris 1951))

§ 41. DAS NEUE RANGKLASSENSYSTEM

Nachdem bereits durch VO vom 22. 9. 1953 in der Roten Armee,
durch VO vom 16. 10. 1935 im Staatlichen Sicherheitsdienst und durch
VO vom 26. 4. 1936 in der Arbeiter- und Bauernmiliz der NKWD
Dienstrange mit den entsprechenden Rangabzeichen eingefithrt wor-
den waren, sind seit 1940 fortlaufend Gesetze iiber die Einfithrung
von Dienstrangen, Rangabzeichen und den damit verbundenen Uni-
formen erlassen worden:

7. 5.1940: Generals-, Marschalls- und Admiralsringe in der Roten
Armee und Flotte.

9. 5.1941: Dienstrange fir die diplomatischen Vertreter im Aus-
_ land.

21. 5.1942: Besondere Diensiringe und Rangabzeichen der Garde-
truppen.

6. 1.1943: Goldene Schuiteistiicke fiir das Offizierskorps der Roten
Armee.

28. 5.1943: Dienstringe und Rangabzeichen fiir den gesamten Aus-
wartigen Dienst (Ministerium fiir Auswdrtige Angelegen-
heiten).

4. 9.1943: Dienstringe vnd Rangabzeichen im Eisenbahnverkehrs-
wesen.

16. 9.1943: Dienstrange und Rangabzeichen im Staatsanwaltschafts-
dienst (Staatsanwdlte und Untersuchungsrichter).

6. 6.1945: Mihtdrische Dienstringe und Rangabzeichen im gesamten

Polizeidienst IMGB und MWD), einschlieBlich Strafvoll-
zug, Zwangsarbeilslager, Standesamtswesen, Archivdienst,
StraBenverkenrswesen, Bauten von StraBen, Kanilen,
Wasserkraftwerken, Riistungsanlagen.

JOSEPH M. BOCHENSK]

Zur Kritik des

§ 1. UBERBLICK

Der Kommunismus ist, wie gesagt (I § 1), ein vielseitiges Phdanomen;
deshalb ist auch seine Kritik eine komplexe und schwierige
Aufgabe. Bei jedem Versuch einer solchen Kritik muB zweierlei klar
auseinandergehalten werden: zuerst muf man sich vergegenwartigen,
was der Kommunismus wirklich ist; erst an zweiter Stelle kann man
die Frage aufwerfen, ob und inwieweit er wa hr bzw. gut oder rich-
tig ist.

(1) Die erste Aufgabe hat eine grundlegende Bedeutung. Sie ist
schwierig, weil der Kommunismus sich oft fiir etwas ganz anderes
ausgibt, als er wirklich ist. Seine Vertreter gebrauchen meistens eine
Terminologie, die entweder voller unbekannter Worte ist,-oder doch
solcher, denen man einen Sinn unterschoben hat, der vom {iblichen

1. 9.1947:
10. 9. 1947:

Dienstrange uvnd Rangabzeichen in der Binnensdchiffahrt,
Dienstrange und Rangabzeichen fiir das leitende und
technische Personal in der Kohlenindustrie.

Dienstrange uvnd Rangabzeichen fir das leitende und
technisclie Personal des Geologischen Dienstes.

14 10. 1947:

10.12. 1947 Dienstrange und Rangabzeichen fiir das leitende und

technische Personal der Schwerindustrie (Eisen und Stahl).

20, 3.1943: Dienstrange und Rangabzeichen fiir das leitende und
technische Personal der Buntmetallindustrie

3. 6. 1948: Dienstrange und Rangabzeichen in der Seeschiffahrt.

10. 6. 1948: Dienstrange und Rangabzeichen fir das leitende und
technische Personal im Finanz-, Bank- und Kreditwesen,

13 12. 1948: Dienstrange und Rangabzeichen im Nachrichtenwesen
(Post und Rundfunk).

17 5.1949: Dienstrange und Rangabzeichen im Bevorralungswesen
(Beschafiung und Malerialreserven).

18. 5.1949: Dienstrange und Rangabzeichen im Staatskontrolldienst.

(nach: Boris Meissner, Stalinistische Autokratie und
Bolschewistische Staatspartei, Europa-Archiv, Frank-
furt a. M. 1951, Heft 4/5, S. 3738))

Quellen: Das vorliegende Kapitel bietel in gewissem Sinne eine
Zusammernfassung des ganzen Werkes, indem es die Auswirkungen
der theoretischen und praktischen Grundziige des Kommunismus auf
die Lage des Einzelmenschen darstellt; daher sind die hier herange-
zogenen Quellen dieselben, die schon in den anderen Kapiteln be-
niitzt worden sind.

Literatur: Aulier den in den anderen Kapiteln zitierten Schriften sind
von besonderer Bedeutungdie folgenden: R.Maurach,Sow jetische
D&‘.-mokratie, Miinchen 1950; A. Inkeles, Public Opinion
in Soviet Russia, Cambridge, Mass., 1950; M. Fainsod, Ho w
Russia is Ruled, Cambridge, Mass., 1953; B. Meissner, Der
Wandel im sozialen Gefiige der Sowjetunion,
Europa-Archiv, 5, 1950, SS. 2989—3004; ders., Stalinistische
Autokratie und Bolschewistische Staatspartei,

ebd. 6, 1951, SS. 3735—3765; ders. Sowjets und bolsche-
wistische Massenorganisationen, ebd. 6, 1951,
SS. 4351—4366; ders. Die kommunistische Partei der

Sowjetunion vor und nach dem Tode Stalins,
Frankfurt am Main 1954; ders., Das Ende des Stalin-My-
thos, Frankfurt am Main 1956; W. W. Kulski, The Soviet Re-
g im e, Syracuse Univ, Press 1956.

Alle oben genannten Schriften sind wissenschaftlich verfaft, d. h.
sie legen groBeren Nachdruck auf Tatsachen und Einzelanalysen als
auf groBe synthetische Einsichten. Als Erganzung konnen aber auch
weniger wissenschaftliche, jedoch eine bessere Ubersicht des Gesamt-
phdanomens bietende Werke herangezogen werden: z. B. die Schriften
von W. Gurian, Bolshevism, Notre Dame, Indiana, 1952; The
Soviet Union, ebd. 1951 und dhnliche (in reicher Zahl). Zur
sozialen Struktur der kommunistischen Gesellschaft, insbesondere zur
Stellung der Intelligenz s. K. A. Wittfogel, Oriental Despotism,
Yale An. Pr. 1957 (wissenschaftlich) und M. Djilas, The New Class,
New York 1957 (Darstellung durch einen ehemaligen fithrenden kom-
munistischen Politiker). (Von den Herausgebern hinzugeftigt.)

Kommunismus

vollstindig abweicht. Das vorliegende Handbuch dient wesentlich det
Erleichterung dieser ersten Aufgabe: es bringt eine dokumentarisch
belegte Darstellung der wahren Inhalte des Kommunismus als Lehre,
Organisation und Praxis.

(2) Wenn diese Aufgabe gelost ist, erhebt sich die zweite Frage:
wie soll der Kommunismus bewertet werden? Auch dafiir bietet das
Handbuch geniigend Material und Gedanken.

Diese wurden u. a. in den folgenden Abschnitten formuliert: IT § 15
(Philosophie), 11 § 22 (Wirtschaftstheorie), VII § 25 (Nationalitdten-
politik), VI § 5 (AuBenpolitik), IX § 2 (Theorie des Verbrechens),
X § 22 (Wirtschaftspraxis), XIII § 4 (Religionstheorie), XII (Ergeb-
nisse der Kulturpolitik).

—
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Es ist aber nicht nur moglich, sondern auch notwendig, die allge-
meinere Frage aufzuwerfen: ist der Kommunismus als Ganzes —
und nicht etwa nur in diesem oder jenem seiner Aspekte — wabhr,
bzw. gut oder richtig?

Die Behandlung dieser Frage wird am zweckmaBigsten an Hand
der oben (Kap. I) dargestellten wesentlichen Ziige des Kommunismus
durchgefiihrt. Und zwar ergeben sich dabei folgende besondere Teil-
probleme:

a) In bezug auf den absolutistischen Charakter des Kommunismus
ist dieser Absolutismus und Monismus eine annehmbare Lehre und
Haltung?

INHALT
§ 1. Uberblick

§ 2. Der Kommunismus als Simplifizierung und Primitivismus

§ 3. Der Kommunismus als Wissenschaft und als Glaube
a. Der Kommunismus als Wissenschaft
b. Der Kommunismus als Glaube
c. Der Kommunismus und die Wissenschaftler

§ 4. Der Kommunismus und der Mensch

§ 5. Die kommunistischen Methoden

a. Die kommunistischen Mittel und die kommunistischen
Ziele

b. Die Veranderung an sich wertvoller Ziele
durch kommunistische Methoden

c. Der Preis fiir die kommunistischen Methoden

§ 6. Die Wahrheit des Kommunismus

§ 7. Kritik des Kommunismus von einzelnen Standpunkten aus
a. Kommunismus und Marxismus

b. Kommunismus und Liberalismus
c. Kommunismus und Religion

b) In bezug auf den Kommunismus als Wissenschaft und als Glaube:
ist er eine Wissenschaft oder ein Glaube?

c) In bezug auf das Streben, die menschlichen Beziehungen zu ver-
bessern: entspricht das Wesen des Kommunismus diesem Bediirfnis,
an das er standig appelliert?

d) In bezug auf das Verhdltnis von Mittel und Zweck: entspricht
der Preis, der im Kommunismus fiir die Erreichung der Zwecke ge-
zahlt werden muB, diesen Zwecken?

Es ist leicht einzusehen, daB man die zwei ersten Fragen auf jeden
_Fall ganz unabhdngig von jedem personlichen Standpunkt beant-
worten kann; dagegen setzt die Antwort auf die zwei letzten Fragen
einen ethischen Standpunkt voraus — sie hdngt davon ab, was man
uberhaupt als bessere menschliche Beziehungen und als zuldssigen
Preis fiir deren Besserung ansieht. Jedoch handelt es sich auch hier
um Auffassungen, die letztlich allgemeingtltig sind und fiir alle Men-
schen zutreffen.

In bezug auf den Kommunismus kann man noch andere Fragen
stellen, namlich was die Beziehungen zwischen ihm und ganz be-
stimmten Weltanschauungen bzw. Lehren betrifft. Wir werden unter
den vielen Mdglichkeiten drei herausgreifen, ifdem wir eine Bewer-
tung des Kommunismus vom Standpunkt des Marxismus, des Libera-
lismus und der Religion skizzieren.

In diesem Kapitel werden dienegativen Aspekte des Kommu-
nismus hervorgehoben. Das bedeutet nicht, daB der Kommunismus
uberhaupt keine positiven Werte repréasentiere; sicher sind im Gegen-
teil solche vorhanden. Sie wurden auch in den meisten Kapiteln des
vorliegenden Handbuches aufgezdhlt. Dariiber hinaus wurde in einem
besonderen Abschnitt am Anfang des Werkes (I § 6) die Frage der
Anziehungskraft des Kommunismus erértert und die wichtigsten
Griinde, die die Menschen zur Annahme dieser Denk- und Verhaltens-
weise bewegen, kurz dargestellt. Hier beschranken wir uns wie ge-
sagt nur auf die negative Kritik. Angesichts einer kommunistischen
Propaganda, die natiirlich allein die positiven Aspekte betont und sie
noch dazu unermeBlich iibertreibt, ist eine solche negative Kritik von
groBter Bedeutung.

§ 2. DER KOMMUNISMUS ALS SIMPLIFIZIERUNG
UND PRIMITIVISMUS

Die erste und wichtigste Bewertung des Kommunismus, die von
jedem subjektiven Standpunkt unabhdngig ist, kann in folgender
Weise formuliert werden: Der Kommunismus ist sowohl
in seiner Theorie als auch in seiner Praxis eine

ungeheure Simplifizierung. Jede Sachlage, jede Meinung
und tberhaupt alles, was mit dem Kommunismus in Beriihiung
kommt, wird von ihm so sehr vereinfacht. daB sich daraus fiir ge-
wohnlich eine vollstindige Verfdlschung ergibt. Das ist der Haupt-
grund. weshalb ein denkender Mensch, der den Kommunismus wirk-
lich kennt, ihm nicht zu folgen vermag.

Die genannte Ubersimplifizierung erscheint zuerst in der kommu-
nistischen Eschatologie (II § 23 f) Angesichts der enormen Komplexi-
tat der menschlichen Natur und der menschlichen Bediirfnisse lehrt
der Kommunismus, daB sie alle durch eine einfache Methode, nam-
lich durch die Vergesellschaftung des Menschen befriedigt werden
kénnen, was selbstverstandlich nicht nur falsch, sondern einfach un-
sinnig ist.

Wir wissen aus der Psychologie (vor allem aus der Psychoanalyse),
daB der Mensch durch verschiedene, oft gegensétzliche Bediirfnisse
bewegt wird. Er begehrt Nahrung, Kleidung und andere materielle
Giiter. Aber er strebt nicht wemger, sondern oft noch viel mehr,
nach der Befriedigung seiner geschlechtlichen Triebe (und zwar im
weiten, Freud'schen Sinne des Wortes 1ib1d o). Mit groBter Energie
begehrt er soziale Anerkennung und Macht Gleichzeitig ist er nur zu
oft bereit, alle diese Bediirfnisse seinen dasthetischen, ethischen und
religiosen Anliegen aufzuopfern, die bei ihm mitunter am starksten
ausgeprdagt sind. Demgegeniiber behaupten die Kommunisten, daB
alles das in hachst einfacher Weise befriedigt werden wird, namlich
durch die Vergesellschaftung des Menschen. Dabei werden einige
menschliche Bediirfnisse, z. B, die sexuellen, ganz auBer Acht gelas-
sen; andere, z. B. die religiésen, werden einfach geleugnet — man
sagt, sie seien zum Verschwinden verurteilt. Alles das ist eine hochst
naive Verfalschung der Sachlage.

Die kommunistische Philosophie bietet ein anderes Beispiel der-
selben Vereinfachung. Diese Frage wurde oben (II § 15) behandelt.
Alles in der Welt und im menschlichen Bereich wird unter volliger
MiBachtung dessen, was die Wissenschaft lehrt, durch ein paar
Schlagworte erkldrt. Um nur ein Beispiel anzufiihren: die Menschheit
soll sich in fiinf — und nur fiinf — Etappen entwickelt haben (II § 12);
daB es noch ganz andere gesellschaftliche Strukturen, z. B. im Fernen
Osten, gegeben hat, wird einfach geleugnet. Die schlimmsten Simpli-
fizierung aber finden sich in der kommunistischen Methodologie.

So sind z.B. nach dem Kommunismus alle Probleme des Arbeits-
lebens durch eine einfache MaBnahme, namlich durch die Verstaat-
lichung der Fabriken, gelost worden. Das aber steht in krassem Wider-
spruch zu allem, was wir dariiber wissen — und zwar auf Grund von
langen und eingehenden wissenschaftlichen Studien, nicht etwa
a priori wie die Kommunisten Der ArbeitsprozeB in den Fabriken
birgt namlich eine grofie Anzahl von Problemen in sich, die durch
den bloBen Besitzwechsel gar nicht beriihrt werden. Einige unter ihnen,
z.B. die Frage der Lohne, der Arbeitszeit, der Arbeitsbedingungen,
der innerbetrieblichen Beziehungen usw. sind fir den Arbeiter
bei weitem wichtiger als die Frage, ob ein privater Kapitalist oder ein
Staatsbeamter die Fabrik leitet. Dall es wirklich so ist, beweisen u. a.
die Streiks, die in den verstaatlichten Betrieben (auch in kommunisti-
schen Landern) oft ausbrechen. Fir die Kommunisten existiert das alles
nicht: man soll nur die Betriebe vergesellschaften und alle Probleme
sind damit geltst. — Selbstverstandlich kann man der Meinung sein,
daB fiir einen Betrieb eine bestimmte Form des Besitzes besser sei als
eine andere. Aber alles lafit sich auf diese eine (und vom Standpunkt
des Arbeiters) eher untergeordnete Frage nun wirklich nicht zuridk-
fithren. Es handelt sich hier wieder um eine ungeheuerliche Verfal-
schung der wahren Sachlage durch Ubersimplifizierung.

Eine ahnliche Simplifizierung kommt bei den Kommunisten in allen
ethischen Fragen vor. Alles, was der Partei und ihrem einzigen Ziel
dient, soll absolut gut sein — alles, was mit ihrer (augenblicklichen}
Linie nicht iibereinstimmt, ebenso vollstandig schlecht und bose. Alles
und jedes ist entweder hundertprozentig gut, oder hundertprozentig
schlecht. Das ist einfach Unsinn. Im Leben gibt es nichts, das ganz gut
und nichts, was vollstandig schlecht ware; handelt es sich um Men-
schen, dann gilt das um so mehr. Auch ein Heiliger hat Schattenseiten
und der schlimmste Verbrecher positive Charakterziige.

Die Grobschlachtigkeit dieser Vereinfachung kommt am stdarksten
zum Ausdruck, wenn jemand, der zuerst als Freund des Kommunismus
angesehen wurde, spdter als sein Gegner bekampft wird. So war z. B.
Marschall Tito zuerst ein vorziiglicher, mustergtltiger, hervorragender
und heldenhafter Kommunist. Dann wurde er auf einmal zum Inbegriff
des Verbrechers, und als kapitalistischer Agent und Ausbeuter ge-
brandmarkt. Nach Stalins Tod stieg er wieder zu einem ehrlichen und
grofien Staatsmann auf.

Die erwdhnte Ubersimplifizierung geht so weit, daf man sie Primi-
tivismus nennen sollte. Kommunismus ist als Idee und Haltung ein
Primitivismus grobster Art. Vielleicht kann man alles vertreten, was
die Kommunisten glauben — aber so, wie sie es tun, kann es kein
denkender Mensch und vor allem kein Mensch, der sich in seinem
Urteilsvermégen tiber die Stufe der Barbarei erhoben hat.
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Das fiihrt zu einem wichtigen Problem: man kann eine groBe An-
zahl von hervorragenden Wissenschaftlern, Kiinstlern, Politikern usw.
anfithren, die dem Kommunismus verfallen sind. Wie ist das ange-
sichts der genannten Primitivitdit des Kommunismus tiberhaupt mog-
lich? Die Antwort lautet, daB diese Menschen den Kommunismus in
seinem wahren Wesen gar nicht kennen, oder aber durch Gefiihle so
sehr beeinfluBt sind, daB ihre Vernunft in dieser Beziehung einfach

ausgeschaltet wurde.

Unkenntnis des Kommunismus unter denen, die ihm auBerhalb der
kommunistischen Lander folgen, ist viel weiter verbreitet, als man
meint. So war es erst die ungarische Revolution, die viele Intellektuelle
in Westeuropa endlich verstehen lief, daf der Kommunismus seit
Jahren eine aktive Aggressions- und Unterdriickungspolitik betreibt —
obwohl die hier (Kap. VI) angefithrten Tatsachen allen zugdnglich
waren. Der Kommunismus ist eben den meisten unter jenen, die ihm
in nichtkommunistischen Ldndern folgen, unbekannt. Sie nehmen ihn
nicht als das, was er ist, sondern als ein ihren eigenen Idealen ent-
sprechendes System.

Dazu kommt noch die Verblendung durch das Gefiihl. Auf dem
modernen Menschen lastet das BewubBtsein, daB die sozialen Verhalt-
nisse sehr kompliziert sind und nur durch eine gewaltige, langdauernde
wissenschaftliche Arbeit ergriindet — dann durch eine ebenso lang-
dauernde, schwierige, unter gréBten Anstrengungen durchgefiihrte
Politik verbessert werden konnen. Es ist so angenehm und leicht,
diese Last einfach abzuwerfen und blindlings eine einfache Lo-
sung zu ibernehmen, eine Lasung, die ohne weitere Denk-
anstrengung zu verlangen ein fiir allemal mit allen Problemen des
Lebens fertig wird. Die Anziehungskraft des Primitivismus ist unter
diesen Umstdnden so groB, daf ihr viele Menschen verfallen,

Daraus folgt, daB alle, die gegen den Kommunismus ankampfen,
sich als erste Aufgabe stellen sollten, die Menschen zum Denken
zu bringen; denn die Verbreitung des Kommunismus ist weithin durch
das Walten blinder Gefiihle bedingt.

§ 3. DER KOMMUNISMUS ALS WISSENSCHAFT
UND ALS GLAUBE

Die zweite grundlegende Kritik des Kommunismus kann in Form
der Frage ausgedriuckt werden: ist der Kommunismus eine Wissen-
schaft oder ein Glaube? Bei naherer Betrachtung zeigt sich, daB er
keines von beiden und damit unsinnig ist.

a. Kommunismus als Wissenschaft

Die Kommunisten behaupten selbst, der Kommunismus sei eine
Wissenschaft; aber wenn irgend etwas tiber ihn als sicher bezeichnet
werden darf, so ist es die Tatsache, daB er keine Wissenschaft ist. Im
Gegenteil: es fehlen ihm all e Kennzeichen der echten Wissenschaft.

Damit ndmlich eine Lehre ,wissenschaftlich” genannt werden kann,
muf sie wenigstens drei Bedingungen erfiillen: sie muB zunachst auf
der Erfahrung gegriindet sein; sie muB weiter in einer logisch
geordneten Weise dargestellt werden; endlich muB sie stetsder
Kritikunterwor{en bleiben, bereit fiir eine Verbesserung oder
Verwerfung, falls das von der Erfahrung oder der Logik verlangt
wird. Der Kommunismus erfiillt aber k ein e dieser drei Bedingun-
gen. Er griindet sich nicht aul Erfahrung, sondern ist als ein Dogma,
a priori, auf Grund der Autoritat angenommen. Er stellt kein logisch
geordnetes System dar, sondern enthalt eine Reihe krasser Wider-
spriiche. Er verwirft endlich und bestraft sogar jegliche Kritik, weil
er sich ewig und unverdnderlich glaubt. Also ist der Kommunismus
keine Wissenschaft

Die kommunistische Eschatclogie ist ganz offensichtlich keine
Wissenschaft; schon deshalb, weil eine Wissenschaft niemals moralische
Ideale anzubieten vermag: sie kann héchstens voraussehen, was sein
wird. nicht was sein soll

Die kommunistische Philosophie, Soziologie und Wirtschafts-
theorie haben eindeutig auch nichts mit Wissenschalt zu tun. Sie be-
stehen alle aus Behauptungen, die ohne Riicksicht auf Erfahrung auf
Grund der Autoritat der ,Klassiker” angenommen sind.

Dartiber hinaus sind der dialektische und historische Materialismus
auch deshalb keine Wissenschaft, weil beide die Grenzen der Wissen-
schaft liberschreiten und eher der Metaphysik angehéren. Die Wissen-
schaft hat zu solchen Fragen wie der der Materialitat der Welt, iiber die
Méglichkeit, alles zu erkennen usw., nichts zu sagen. Wie schon oben
bemerkt., ist diese Philosophie auch aus einem anderen Grunde un-
wissenschaftlich: sie enthdlt eine gro8e Anzahl sinnloser Ausdriicke
und ist in unlogischer Weise aufgebaut. — Die kommunistische
Methodologie befindet sich in einer kaum besseren Lage.Es wurde
namlich niemals bewiesen, daB die kommunistischen Ziele (der escha-
tologische Zustand) durch die kommunistischen Mittel — geschweige
durch sie allein — erreicht werden kénnen, Auch das wird a priori
auf Grund der Autoritat der ,Klassiker” und der Partei angenommen.
Jeder Versuch zur Kritik dieser Methoden — wie iibrigens an jedem
anderen wesentlichen Bestandteil der kommunistischen Lehre — wird
mit Gewalt unterdriidst. Das geht so weit, daB selbst die Auslegung
der kommunistischen ,Klassiker” nicht frei ist: in den kommunistischen
Lindern und in allen kommunistischen Parteien ist es obligatorisch,
sie in der von der Parlei vorgeschriebenen Weise zu interpretieren.

Kurz gesagt: der Kommunismus verbreitet viele Unwahrheiten iiber
sein Wesen; unter allen ist vielleicht die die grobste, er sei eine
Wissenschaft. = Ml

b. Der Kommunismus als Glaube

Daraus scheint zu folgen, daB der Kommunismus ein Glaube sein
muB. Aber auch das kann nicht behauptet werden. Es gibt im wesent-
lichen nur zwei Arten von Glauben. Die des religiésen Typus sind auf
eine gottliche Autoritdt gegriindet: der Glaubige anerkennt eine
Schrift usw., weil er glaubt, sie sei durch Gott inspiriert. Die andere
Art des Glaubens stellen Annahmen dar, die sich auf keinerlei Auto-
ritat griindet, sondern nur zur Erklarung und Koordinierung von Er-
fahrungen dienen sollen. Es ist nun so, daB der erste Typus und nur
dieser, absolut und dogmatisch sein kann; ein Glaube des zweiten
Typus ist wesensnotwendig einer Hypothese ahnlich und hat keinen
absoluten Charakter.

Fragt man nun, zu welchem Typus der Kommunismus gehort, so
findet man, daB er zu keinem der beiden paBt. Freilich hat er viele
Kennzeichen einer Religion, wie oben schon bemerkt wurde (II § 5);
so beruft er sich u. a. stdandig auf die vermeintlich unfehlbare Auto-
ritat der ,Klassiker” und der Partei. Aber die ,Klassiker” sind fiir
einen Kommunisten durch keinen Gott inspiriert, da es fiir ihn iiber-
haupt keinen Gott gibt; sie sind nur Menschen. Somit ist die Forde-
rung unsinnig, sie als absolute Autoritat anzuerkennen,

Aber der Kommunismus gehoért auch nicht dem zweiten Typus an:
er ist keine bloBe Annahme, sondern halt sich fiir absolut wahr und
operiert standig mit unfehlbarer Autoritat. Fragt man nun die Kom-
munisten, warum sie an diese Autoritdat, z. B. Lenins, glauben, so
werden sie stets antworten: weil der Kommunismus Wissenschaft ist.
Nun, Wissenschaft ist er ganz sicher nicht, wie schon gesagt wurde.
Jeder Versuch, den Kommunismus entweder als Glauben oder als
Wissenschaft zu kennzeichnen, scheitert also vollstandig: er gibt sich
als Wissenschaft aus und geht vor wie ein Glaube; fragt man aber
nach der Erklarung fiir diesen Glauben, so behauptet er, eine Wissen-
schaft zu sein.

Das heiBt aber, daBl der Kommunismus schon in seiner formalen
Struktur Unsinn ist.

Wie groBl dieser Unsinn ist, wird am besten am Beispiel Stalins
sichtbar: zwanzig Jahre lang galt er als hochste Autoritat, war vollig
unfehlbar und alles, was er sagte, war ,genial”. Im Jahre 1956 zeigte es
sich plotzlich, daB er nicht nur nicht unfehlbar war, sondern sogar viele
Irrtiimer begangen hat. DaBl er aber diese Irrtiimer wirklich begangen
hat, wurde von den Kommunisten wieder auf Grund der Autoritat der
Partei — wenn auch oft recht zégernd — schliefilich zugestanden.

c¢. Der Kommunismus und die Wissenschaftler

Angesichts diesen offenbaren Unsinns drdngt sich die Frage auf,
wie hervorragende Wissenschaftler den Kommunismus — wenigstens
eine Zeitlang — annehmen konnten? Freilich ist ihre Zahl nicht so
groB, wie die Kommunisten gern glauben machen wollen. Aber es
gibt ohne Zweifel solche kommunistischen Wissenschaftler und unter
ihnen einige flihrende Gelehrte. Daraus ergibt sich eine neues Pro-

iem.

Die Losung wurde schon teilweise bei der Behandlung des kommu-
nistischen Primitivismus gegeben. Aber es ist auch nicht schwer, zu
erkldaren, warum Wissenschaftler ein so unwissenschaftliches System
annehmen konnen.

Zuerst einmal ist namlich zu beachten, daB ein Wissenschaftler —
z. B. ein Physiker — nur auf s ein e m Gebiet kompetent ist. AuBer-
halb seines Spezialgebietes ist er oft nicht nur unkompetent, sondern
geradezu kindlich naiv.

Der Kommunismus ist nicht die erste grofle Naivitat, die von hervor-
ragenden Wissenschaftlern angenommen wurde: ein altes und klas-
sisches Beispiel ist der Spiritismus — eine grobe Naivitit — der von
einigen groBen, ja genialen Physikern vertreten wurde (z. B. Crookes).
Auch die sogenannte Philosophie der Physiker usw: ist meistens hochst
unwissenschaftlich. Gerade in der letzten Zeit hat sich eine Reihe
grofier Physiker, Astronomen usw. durch geradezu kolossale Naivititen
auf diesem Gebiet ausgezeichnet. Es gentigt, an Eddington und Jeans
zu erinnern. Der Kommunismus aber behandelt durchweg Fragen, die
mit dem Spezialgebiet der kommunistenhérigen Wissenschaftler nicht
das geringste zu tun haben: meistens handelt es sich dabei um philo-
sophische Fragen. Hier besitzen die Wissenschaftler keine Autoritdt
— sie sind in diesen Fragen nicht mehr, sondern éfters weniger kritisch
als der Durchschnitismensch.

Und doch verwirft die erdriickende Mehrheit der freien Wissen-
schaftler den Kommunismus. Die Fachgelehrten auf dem Gebiet der
durch den Kommunismus behandelten Probleme, namlich die Philo-
sophen, verwerfen ihn nahezu einstimmig. :

Die Zahl der dozierenden Philosophen in der nicht-kommunistischen
Welt wird auf ungefdhr 10000 geschitzt; unter ihnen gibt es kaum
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hundert, die in irgendeiner Weise an den Kommunismus gebunden
sind — und nur einen, der eine gewisse Bedeutung als Denker hat.
Dariiber hinaus sind auch jene Philosophen, die trotz allem versucht
haben, Kommunisten zu werden, bei diesem Versuch gescheitert: die
bekanntesten sind Bertrand Russell und die beiden Franzosen Merleau-
Ponty und Sartre.

Die Autoritat der Philosophen bestétigt also das, was jedem Men-

- schen eine offenbare Wahrheit ist: Der Kommunismus ist keine an-

nehmbare Haltung.

§ 4. DER KOMMUNISMUS UND DER MENSCH

Eine der groBten Anziehungskrafte des Kommunismus besteht in
seinem vermeintlichen Streben nach Verbesserung der Lage der
Armen und Schwachen. Dieses Streben nimmt dabei die Gestalt eines
Aufrufes zur Verbriiderung aller Menschen an. Und die kommunisti-
sche Eschatologie verspricht eine solche Verbesserung und Verbriide-

rung und schlieBlich die vollstandige Gliickseligkeit ftr alle Menschen.

Es handelt sich aber um ein MiBverstdandnis, wollte man diese
Schlagworte der Kommunisten mit den allen Menschen gemeinsamen
Idealen verwechseln. Dieses MiBverstandnis stammt daher, dafi die
Kommunisten unter dem Begriff ,Mensch” etwas ganz anderes ver-
stehen als die Nichtkommunisten. Es gibt in dieser Beziehung zwei
Hauptunterschiede: (1) wahrend man allgemein mit ,Mensch” den
Einzelmenschen meint, versiehen die Kommunisten darunter das Kol-
lektiv, die Gesellschaft, die Menschheit und nicht, wenigstens an
erster Stelle, den Einzelmenschen. (2) Wahrend Nichtkommu-
nisten dabei meistens an den heutigen, wirklich lebenden Ein-
zelmenschen denken, meinen die Kommunisten denzukiinftigen
Menschen in einem mythischen eschatologischen Zustand. Der heutige
Einzelmensch wird von ihnen stets als reines Werkzeug, als
ein Mittel zum Zweck der Erreichung der Ziele der Partei betrachtet

und ausgenutzt.

(1) Der Kommunismus meint mit ,Mensch” das Kollektiv. Es
wurde oben (I1 § 8) gezeigt, daB das Individuum, — also auch der
Einzelmensch — nur als ,Moment” des ,Ganzen”" — der Gesellschaft
— existiert; als solch ein ,Moment" hat er keine eigenen Rechte und
kann nicht als Ziel betrachtet werden. Das Ziel ist im Kommunismus
.,das Ganze", Zwar glauben die Kommunisten, daB auch der Einzel-
mensch im eschatologischen Zustand gliicklich sein wird, aber nur des-
halb, weil er dann vollstandig in der Gesellschaft untergehen und ganz
.vergesellschaftet” sein wird. Er interessiert die Kommunisten jedoch
weiter nicht. Das Kollektiv ist das einzig Reale und so der einzige
Trdger aller Werte und sein Wohlstand ist das alleinige Ziel. Der
Einzelmensch kann demgegeniiber nur als Mittel gelten und mufi nach
der grundlegenden kommunistischen Lehre stets aufgeopfert werden,
wenn es der Partei niitzt (s, u. a. IV § 25).

(2) Der Kommunismus meint mit ,Mensch” den zukinfti gen,
mythischen Menschen, nicht den heutigen. Es ist eines der charak-
teristischsten Kennzeichen des Kommunismus, daf} er alles vom Stand-
punkt der Zukunft aus ,dialektisch” betrachtet, wobei die Gegenwart
als bloBes Werkzeug dieser Zukunft erscheint. Dasselbe gilt auch vom
heutigen Menschen: er ist nur dazu da, um diese eschatologische
Zukunft vorzubereiten.

Das erklart, warum die Kommunisten, die immer von der Ver-
besserung der Lage der Arbeiter, Bauern usw. sprechen, solange sie
nicht an der Macht sind, nach der Machtergreifung keine wesentliche
Verbesserung durchsetzen. In mancher Hinsicht verschlimmert sich
die Lage der Werktdtigen unter kommunistischer Herrschaft. Soweit
aber die Kommunisten Verbesserungen schaffen, werden diese nie-
mals um der Menschen selbst willen, sondern immer als Mittel zur
Forderung der Staatszwecke eingefiihrt,

So wird z. B. von den Kommunisten das Theater zwar gepllegt und
allen Menschen finanziell zugdnglich gemacht, aber als eines der wirk-
samsten Mittel zur Beeinflussung der Menschen durch kommunistische
Symbolik verwandt. So bieten die Kommunisten zwar den Kindern
Freizeitorganisationen an, die mit allem ausgestattet sind, was ein
Kinderherz begehrt, die aber dazu dienen, die Kinder beim Spiel zum
Kommunismus zu erziehen. So bestehen zwar viele Erholungsheime
hir Arbeiter, aber die Platze in ihnen werden von den staatlichen Ge-
werkschaftsorganisationen nur an die dem Staat niitzlichen Arbeiter
vergeben.

Der Vorwurf, den Marx dem Kapitalismus machte, trifft recht
eigentlich das kommunistische System: Es verkehrt alle Werte des
menschlichen Lebens in Mittel, die Menschen politisch willfahrig zu
machen und aus ihnen das Héchste an Arbeitsleistung fur den Staat
herauszuholen.

Daraus folgt weiter, daB es ein vollstdndiges Mifverstdndnis ist,
wenn man sagt ,die kommunistischen Ziele sind gut, nur die Meatho-
den sind schlecht”. In Wirklichkeit sind die kommunistischen Metho-
den eine logische Folge der kommunistischen Zielsetzung, Denn diesc
Zielsetzung schlieBt eine MiBachtung des wirklichen Menschen und
seiner Bediirfnisse in sich ein. Eine solche Feststellung konnte auch
so formuliert werden: der Kommunismus tendiert zur Befriedigung
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nur einer Art von Bedirfnissen, ndmlich des Bediirfnisses gewisser
Parteitheoretiker, ihre Mythomanie zu verwirklichen. Die anderen
Menschen werden der Befriedigung dieses Bediirfnisses einfach

geopfert.
§ 5. DIE KOMMUNISTISCHEN METHODEN

Soweit die Ziele; diese Ziele rechtfertigen jedes Leiden, jeden

- Tod, falls sie der Verwirklichung des kommunistisschen Mythos

dienen. Jedoch konnen die durch die Kommunisten angewandten
Methoden ganz abgesehen von der Bewertung dieser Ziele einer
zweifachen Kritik unterzogen werden. Wir diirfen namlich fra-
gen (a) sind die von den Kommunisten angewandten Mittel vom
Kommunistischen Standpunkt aus richtig, d.h. sind sie
zweckmadBig? (b) sind sie, von einem allgemeinen morali-
schen Standpunkt aus zuldassig: gibt es iiberhaupt eine Pro-
portion zwischen der Anhdaufung und Fiille menschlichen Leidens und
menschlicher Erniedrigung einerseits und irgendeinem Ziele
andererseits?

a. Die kommunistischen Mittel und die kommunistischen Ziele

Hier ist zundchst zu bemerken, daBl die mittelbaren Ziele im Kom-
munismus eine so groBe Rolle spielen, daB dariiber das letzte Ziel,
die eschatologische Gliickseligkeit, fast ganz vergessen wird. Das
hauptsachliche unmittelbare Ziel ist aber die Beherrschung der Welt
durch die Partei. Diesem Zweck wurde alles in den durch den
Kommunismus beherrschten Landern aufgeopfert. In dieser Beziehung
wurde auch viel geleistet (VI §). Unterdessen wurde aber in bezug
auf das letzte Ziel sozusagen nichts erreicht. Die Einteilung der
Gesellschaft in Klassen ist geblieben und hat sich vielleicht noch ver-
scharft (s. Kap. XIV). Die Lage der Arbeiter hat sich nicht gebessert.
Der Staat zeigt keinerlei Tendenzen, sich aufzulésen — im Gegenteil,
er ist in allen kommunistischen Landern immer stirker geworden.
Man hat eine gewaltige Schwerindustrie aufgebaut und das ist prak-
tisch alles. Dazu sagen freilich die Kommunisten, daB nach der
Eroberung der Welt alles ganz anders aussehen wird. Wieder jedoch
handelt es sich um einen Mythos, der durch nichts belegt ist. Wiz
haben keinen Grund zu glauben, daf die ungeheure Masse mensch-
lichen Leidens und menschlichen Sterbens zu etwas anderem gedient
hat, als zur Starkung der Macht einer kleinen Gruppe von Tyrannen,
die immer wieder gezeigt haben, daB sie gar nicht bereit sind, der
Macht zu entsagen.

b. Die Verdnderung an sich wertvoller Ziele
durch kommunistische Methoden

Manche dem Kommunismus zugeschriebenen Ziele, die an sich be-
trachtet sehr wiinschenswert sein mogen, verwandeln sich in das
Gegenteil, wenn sie mit kommunistischen Methoden durchgesetzt
werden, So ist z. B, der Gemeinsinn sicher etwas Erstrebenswertes,
wenrn er in Freiheit wachst, wird aber zu einer Sklavenbiirde, wenn
man ihn durch Verstaatlichung des Eigentums zu erzwingen sucht.
Eine industriell hochentwickelte Wirtschaft mag wohl eine Bedingung
des Wohlstandes sein, aber eine vom diktatorischen Staat forcierte
Industrialisierung hat sich als gesamtwirtschaftlicher Riickschritt er-
wiesen (vgl. Kap. X). Eine des Lesens und Schreibens kundige Be-
volkerung ist an sich ein gutes Ziel, aber die Erfahrung von Gefange-
nen in Konzentrationslagern ergab, daf in einem System, wo Druck
und Schrift nur zur vollstandigeren Beherrschung des Menschen ver-
wandt werden, die Unkenntnis des Lesens und Schreibens mehr Frei-
heit verbirgte.

c. Der Preis der kommunistischen Methoden

Erweisen sich aber die kommunistischen Methoden selbst vom
Standpunkt des Kommunismus als nicht richtig, so muB noch gesagt
werden, daB sie von k e i n e m Standpunkt aus gerechtfertigt werden
konnen. Der Preis, den die Menschen zu zahlen haben, ist bei weitem
zu hoch, um durch irgendein Ziel gerechtfertigt zu werden. Die kom-
munistischen Methoden sind viel zu kostspielig.

Es mag z. B. ein schones Ideal sein, eine einzige Weltsprache zu be-
sitzen, aber es ist sicher nicht richtig, wenn deshalb Millionen Men-
schen ihre Muttersprache nicht mehr pflegen diirfen, unter grausamen
Umstdnden deportiert werden und wenn man ihre Fiihrer zu Tausen-
den hinrichtet, um dieses Ideal zu erreichen (VII).

Die Kollektivierung der Bauern mag vielleicht ein erstrebenswertes
Ziel sein; aber abgesehen davon ist es einfach verbrecherisch, wenn
man dafiir Millionen Menschen verhungern 1aBt, wie es in der Ukraine
der Fall war (XI § 8c) und wenn man weitere Millionen in Konzen-
frationslager bringt.

Die Entwicklung der Wirtschaft eines Landes ist sicherlich ein Ideal;
aber man darf mit Recht fragen, ob das auf die Art und Weise durch-
gefithrt werden muB, in der es die Kommunisten getan haben — nam-
lich durch eine extrem harte Ausbeutung der Arbeiter und durch die
Schaffung einer gewaltigen Klasse von Sklaven (1X).

Man kann vielleicht der Meinung sein, daBl die Wissenschaften und
die schonen Kunste dem Kommunismus dienen sollten; aber es ist
wohl nicht richtig, wenn deshalb ganze Generationen schopferischer
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Menschen versklavt und erniedrigt werden, Der Preis steht in keiner-
lei Verhdltnis zum erreichlen Ziel (XII).

Und endlich mag die eschatologische ,Demokratie” ein schénes Ideal
sein; aber dafiir Millionen Menschen ihrer elementarsten Rechte zu
berauben, ja jeder Maoglichkeit, sich gegen Tyrannei, Ausbeutung,
Folter, Einkerkerung in Konzentrationslagern zu verteidigen ist kein
Preis, den man von den Massen dafiir verlangen darf (XIV, IX).

§ 6. DIE WAHRHEIT DES KOMMUNISMUS

Nach diesen Erorterungen sind wir imstande, zur grundlegenden
Frage Stellung zu nehmen. Sie lautet: ist der Kommunismus wah?

» Wahr" nennt man, was die Wirklichkeit trifft, , Wirklichkeit" aber
bedeutet Verschiedenes. Handelt es sich um letzte Ziele, so ist
eine Lehre wahr, wenn sie den wirklichen menschlichen Bestrebungen
entspricht. Eine Theorie ist wahr, wenn sie auf Tatsachen zutrifft.
Eine Methodenlehre, wenn die durch sie vorgeschriebenen Mittel
zweckmadBig sind, d. h. die Zwedke treffen.

Der Kommunismus ist aber in allen drei Bedeutungen des Wortes
falsch,

(1) Die kommunistische Zielsetzung, die Eschatologie ist
falsch, weil sie dem wirklichen menschlichen Streben nicht entspricht.
Sie miBachtet die meisten Bediirfnisse des Menschen und durch eine
Sinnunterschiebung hat sie anstatt der (echten) Tendenz zum Gliick
des wirklichen Einzelmenschen, das ,Glick” der mythischen Zukunfts-
gesellschaft gesetzt.

(2) Die kommunistische Theorie, die Philosophie, Soziologie,
politische und Wirtschaftstheorie ist falsch: sie trifft die Tatsachen
nicht. Wie die Zielsetzung libersieht sie viele Bestandteile der Wirk-
lichkeit; gleichzeitig verwirft sie das einzig zulassige Kriterium der
Wahrheit, namlich die wissenschaftliche Erprobung der Theorie an
Hand von Tatsachen; sie ersetzt sie durch einen dogmatischen
Glauben.

(3) Die kommunistische Methedenlehre ist falsch: die durch
sie vorgeschriebenen Mittel sind unzweckmaBig, und zwar in zwei-
facher Hinsicht: einmal, weil sie die Ziele des Kommunismus selbst
nicht zu erreichen vermdégen und zweitens, weil sie bei weitem zu
kostspielig sind hinsichtlich aller iiberhaupt moglichen Ziele.

Das besagt selbstverstandlich nicht, daf der Kommunismus keine
wahren Elemente enthdlt. Im Gegenteil, er enthdlt eine lange Reihe
von Alltagswahrheiten. Aber man darf den Kommunismus nicht nach
Einzelheiten beurteilen, die aus dem Zusammenhang gerissen sind.
Der Kommunismus ist ein Ganzes und muB als Ganzes beurteilt
werden. Als solches ist er einfach falsch.

§ 7. KRITIK DES KOMMUNISMUS VON EINZELNEN
STANDPUNKTEN AUS

Neben der oben ausgefithrien Bewertung, die unabhdngig von
jedem besonderen Standpunkt durchgefiihrt werden kann, bietet jede
der groBen Weltanschauungen die Maoglichkeit einer noch weiter-
gehenden Kritik. Eine solche Kritik ist insoweit von Bedeutung, als
die Kommunisten nicht selten behaupten, ihre Lehre und Praxis sei
mit diesen Weltanschauungen vereinbar, ja, werde durch sie direkt

gefordert.
a. Kommunismus und Marxismus

Der Kommunismus ist nur e i n e unter zahlreichen méglichen Deu-
tungen des Marxismus und man kann behaupten, daB die kommu-
nistische Deutung die Gedanken von Karl Marx, und vor allem seine
Grundhaltung vollstandig verdreht. Unter anderen koénnen die fol-
genden Unterschiede genannt werden:

(1) Karl Marx wollte eine Soziologie, eine Wirlschaftstheorie und
eine Eschatologie, nicht aber einen dialektischen Materialismus for-
mulieren. Dieser ist aber zum ,Augapfel” des kommunistischen
Marxismus” geworden (s. IT § 1 a).

(2) Fiir Marx ist die Wirtschaft die Grundlage der Politik und nicht
umgekehrt. Die Kommunisten halten aber an der unbedingten Priori-
tat der Politik fest. Anstatt die Revolution der wirtschaftlichen Vor-
bereitung folgen zu lassen, ergreifen die Kommunisten iiberall wo
sie es konnen, zuerst die Macht mit Hilfe politischer Mittel, um dann
die wirtschaftliche Entwicklung durch dieselben Mittel zu forcieren.
Das verdient eine radikale Verdrehung des echten Marxismus ge-
nannt zu werden.

(3) Karl Marx stellte sich die Befreiung des Menschen aus seiner
.Entfremdung” zur Hauptaufgabe. Der einzelne, wahre Mensch steht
im Zentrum seines Denkens, besonders in der Frithperiode. Bezeich-
nend fiir den Kommunismus ist, da das Wort ,Entfremdung” ganz
selten bei ihm erscheint. Der Mensch wurde in eine mythische Zukunfi
transponiert, in der Gegenwart und Praxis kiimmert sich die Partei
gar nicht um ihn.

(4) Marx sprach von der Diktatur des Proletariats, d. h der
Mehrheit des Volkes. Die Kommunisten haben daraus die Diktatur

derPartei, ja einer kleinen Elite innerhalb der Partei gemacht. Die
Diktatur wird nicht durch das Volk, sondern durch eine kleine tyran- I
nische Gruppe tiber das Volk ausgetibt (IV § 16).

SchlieBlich ist noch zu bemerken, daB keiner, der den unverfdlsch-
ten Gedanken Marx' kennt, die wahrhaft ungeheuerlichen Simplifi-
kationen als ,marxistisch” ansehen kann, die von den Kommunisten
an ihm durchgefithrt werden.

b. Kommunismus und Liberalismus

Fast alles was oben (§ 4) iiber den Menschen in kommunistischer
Sicht gesagt ist, fiihrt zu einer noch schirferen Kritik vom Standpunkt
des Liberalismus. Denn ein Anhénger dieser Weltanschauung glaubt,
dab das Gluck des Einzelmenschen das letzte Ziel jeder Politik und
jedes Wirtschaftssystems sein soll. Er glaubt dariiber hinaus, daB es
keinen anderen Weg zu diesem Gliick gibt auBer den der vollen Freiheit
fiir den Einzelmenschen; insbesondere glaubt er, daB die Freiheit
der MeinungsduBerung, der Presse, der Wissenschaft und der Kunst
dazu unbedingt notwendig ist. Der Kommunismus aber leugnet alles
dies: der Einzelmensch ist ihm nicht Ziel, sondern nur Mittel, die
Freiheit betrachtet er als schadlich (mit Ausnahme der utopischen
Freiheit in der eschatologischen Zukunft); er unterdriickt systematisch
jede freie MeinungsdauBerung — besonders iibt er eine iiberaus
strenge Kontrolle iber die Wissenschaft und Kunst aus. Alles das tut
er kraft seiner Grundprinzipien. Vom liberalen Standpunkt aus ist
also der Kommunismus ein verbrecherisches MiBverstindnis.

¢. Kommunismus und Religion

Der Gegensatz zwischen dem Kommunismus und den groBen Welt-
religionen ist womoglich noch scharfer. Dieser Gegensatz beschrinkt
sich nicht — obwohl das nur zu oft angenommen wird — auf dea
kommunistischen Atheismus, sondern erstreckt sich auf eine lange
Reihe anderer grundlegender Glaubenssitze. Die wichtigsten darun-
ter sind die folgenden:

(1) Ein Gldubiger ist von der Transzendenz des Menschen iiber-
zeugt: er glaubt, daB der Mensch nicht nur ein Teil der Natur ist,
sondern — sowohl in seinem Wesen als auch in seiner Zielsetzung —
die Grenzen der Natur Gberschreitet: der Mensch ist namlich nach der
Religion einem transzendenten Element (Gott) direkt zugeordnet, als
Kind Gottes und (so im Christentum) als Gottesfreund usw. Diese
Transzendenz aber wird durch den Kommunismus geleugnet.

(2) Nach der Religion kann die bloBe Besserung der wirtschaft-
lichen Lage den Menschen nicht gliicklicher machen. Diese Besserung
ist wohl ein positiver Wert, aber ,der Mensch lebt nicht vom Brot
allein”. Er hat u.a. auch religiose Bediirfnisse, die befriedigt sein
wollen. Solche Bediirfnisse werden aber von den Kommunisten
geleugnet. Man behauptet, alles wird in Ordnung sein, wenn nur
die Wirtschaft sich genligend entwickelt.

(3) Alle grofien Religionen vertreten den axiologischen Pluralis-
mus: es gibt nach ihnen viele unbedingte Werte und damit auch ver-
schiedene Handlungen, die unbedingt gut oder bose sind; was aber
unbedingt bose ist, darf nicht gelan werden. Keine echte Religion
kann die Heiligung der bosen Mittel durch das Ziel anerkennen. Diese
Heiligung ist aber eine ausdriickliche kommunistische Lehre. Denn der
Kommunismus ist in seiner Axiologie monistisch: er anerkennt nur
einen unbedingten Wert — den Sieg der Partei. Angesichts dieses
alleinigen Wertes sind alle anderen Werte zu bloBen Mitteln degra-
diert, sie sind alle relativ.

(4) Die Religionen vertreten, obwohl vielleicht nicht so extrem wie
der Liberalismus, eine idividualistische Sicht der Gesellschaft. Das
Heil komt nur dem Einzelmenschen zu, nicht der Gesellschaft. Er
allein, nicht die Gesellschaft, kann zum Gottesfreund werden. Der
Kommunismus aber verachtet den Einzelmenschen. Es folgt daraus,
dab selbst, wenn die Kommunisten iiber Nachstenliebe usw. sprechen,
es sich bei ihnen um etwas radikal anderes handelt als bei den Glau-
bigen: die kommunistische ,Liebe” richtet sich namlich nicht auf den
Einzelmenschen, sondern auf das ,Ganze” — im Gegensalz zu jener
der Religionen.

(5) Endlich meinen die Gldaubigen, daB man den Menschen durch
rein duBerliche MaBnahmen nicht verbessern kann. Sie glauben, daB
dazu eine personliche geistige Anstrengung notwendig ist. Ohne eine
solche kann auch das beste System keine Besserung bringen. Der
Kommunismus aber glaubt an das direkte Gegenteil: fiir ihn kann
alles durch fachtechnische Eingriffe von auBen (,Ingenieure der
Seele’) erreicht werden. Es sei bemerkt, daB das unbeschreibliche
Unheil, das in allen kommunistischen Landern auf moralischem
Gebiet angestiftet wurde, eine glanzende Widerlegung dieser kommu-
nistischen Behauptung ist.

Deshalb ist der Kommunismus vom religiésen Standpunkt aus —
und das ganz abgesehen von der Verfolgung der Religion — ein
gewaltiger Irrtum und eine Siinde.

vachtordérungen der Beilagen .Aus Politik una Zeitgeschichte® sina an die Bundeszenlrale far Heimatdienst zu richten. — Abonnementsbestellungen der

Wochenzeitung .Das Parlament® zum Preise von DM 1,19 monatlich bei Postzustellung einschl. Beilage sowi
Beilage zum Preise von DM 5.— pro Stick einschlieflich Verpackung. zuziiglich Portokosten, nur an die Vertriebsabteilung, Hamburg 3

e Bestellungen von Sammelmappen fii1 die
6, Ginsemarkt 21/23,

HERAUSGEBER: BUNDESZENTRALE FOR HEIMATDIENST - BONN/RHEIN - KONIGSTRASSE 85

[ % T S



	Die Situation des Individuums
	A. Einleitung 
	B. Der Bürger im Sowjetstaat 
	C Der Fabrikarbeiter 
	D. Der Bauer 
	E. Frauen, Jugendliche und alte Leute 
	F. Intelligenz 
	§ 26. wirtschaftliche Privilegien 
	§ 27. ansehen 
	§ 28. Reglementierung der ideologischen und politischen Ansichten 
	G. Unterricht und Parteiunterweisung 
	H. Ideologische Unterweisung und relativistische Moral 
	I. Anhang 

	Zur Kritik des Kommunismus

